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3Iuf Allerhöchste Anordnung Seiner Majestät des Königs vereinigten sich am 28. September

1851 die Abgeordnetender Rheinprovinz zum Neunten Provinzial, Landtage zu Düsseldorf.

Nach vorhergegangenem Gottesdienste eröffnete der Königliche Landtags-Kommifsarius,

Ober-Präsident von Kleist-Retzow denselben mit einer Rede, welche von dem Landtags?

Marschall, Freiherrn von Waldbott-Vasscnhcim-Vornhcim erwidert wurde.

Am 31. October 1851 wurde der Landtag von dem Königlichen Landtags iKommissarius

geschlossen.
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ropositions - Deeret.

^)n Folge der von Sr. Majestät dem Könige mittelst Allerhöchster Kabinets-Ordre vom 9. Juli d. I.
ertheilte» Ermächtigung werden der zur diesmaligen Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung berufenen
provinzialständischenVersammlung der Nheinprovinz folgende Propositionen zur Berathung und Erledi¬
gung vorgelegt.

1) Nach § 24 des Gesetzesvom 1. Mai d. I., betreffenddie Einführung einer Klassen- und klaffi-
ficirtcn Einkommensteuer,soll für jeden Regierungsbezirk, unter dem Vorsitz eines von dem Finanzminister
zu ernennenden Negicruugs-Kommissars eine Bezirks-Kommission gebildet werden, welche in demselben
Verhältnisse, wie die Eiuschätzungs-Kommissionen,aus im Bezirk wohnenden Mitgliedern der Provinzial»
Vertretung und ans Einkommenstcucrpflichligendes Bezirks zusammenzusetzenund von der Provinzial-
Vertretung zu wählen ist. Die Provinzialstände haben sich den zu diesemZweck erforderlichen Wahlen
nach den darüber von dem Fincui;nunistcr ertheilten näheren Instructionen, welche der KöniglicheLand¬
tags-Kommissarins mittheilen wird, zu unterziehen.

2) Nach Z 5 des Gesetzes über Errichtung der Ncntcnbanken vom 2. März 1850 sollen die Direk¬
tionen der Nentcnbankcnihre Geschäfteunter Mitwirkung und Kontrole der Provinzial-Vertretung führen,
wobei namentlich im § 47 verordnet ist, daß die Auslosung und Vernichtung der Rcntcnbricfe, welche
nach Z 41 alljährlich in den Monaten Mai und November stattfindet, im Beisein zweier Abgeordneten der
Provinzial-Vertretung erfolgen soll. Außerdem bestimmt § 27 der hinsichtlichder Nentcnbanten unter
dem 12. Juli v. I. ergangcnen Geschäftsanwcisung, daß die Formulare zu den Rentenbriefen und den
dazu gehörigen Zins-Coupons auf Gründ der darüber halbjährlich zn legenden Rechnung ebenfalls halb¬
jährlich unter Zuziehung eines Abgeordneten der Provin;ial-Vertretung zn rcvidiren sind. Die Provin¬
zial-Versammlung wird aufgefordert, ebenfalls die zu diesem Zwecke erforderlichenWahlen von Abgeord¬
neten für das Rentenbank-Institut der Provinzen Rheinland und Wcstphalcn nach der hierüber dem
Königlichen Landtags-Kommissarius zugegangenen Mittheilung der betreffenden Neffort-Ministerien vor¬
zunehmen.

I) Des Königs Majestät haben mittelst AllerhöchsterVotschaft vom 7. April 1847 den damals
zum Vereinigten Landtage versammelten Ständen den landcsvätcrlichcn Entschluß eröffnet, für die Kultur
und den Verkehr in der Monarchie, so wie zur Beförderung des so heilsamen Sparkassenwcscns, in
sämmtlichenProvinzen Provinzialhülfokassen, ähnlich derjenigen, welche in der Provinz Wcstphalen mit
gesegnetemErfolg seit dem Jahre 1831 besteht, unter ständischerVerwaltung zu begründen und demnächst
die erforderlichen Propesitioncn an die Provinzialstände bei ihrer nächsten Verfammlnng ergehen zu lassen,
damit nach Anhörung derselben die Statuten festgesetzt und die nenc Einrichtung in's Leben gernfen werden
könne. Der zu diesem Zweck bereit gestellte ursprüngliche Fond von 2,500,000 Thlr. kann antheilig den
Provinzen erst nach Feststellungder Statuten überwiesen werden. Demgemäß wird die Provinzial-Ver¬
sammlung aufgefordert, einen unter Berücksichtigungder Vorverhandlungen ausgearbeiteten, von dem
Königlichen Landtags-Koimnissarins vorzulegenden Entwurf eines Statuts der für die Nheinprovinz zu
begründenden Provinzialhülfskassc zn begutachten.

4) In Erwägung der von vielen und gewichtigenSeiten gegen die Gemeinde-, Kreis-, Vczirks-
und Provinzialordnung vom 11. März v. I. erhobenenStimmen und der bereits rrfabningsmäßig hervor-
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getretenen Schwierigkeiten und Mißverhältnisse beabsichtigt die Staatsregierung eine Aenderung dieser
Gesetze unter Berücksichtigung der provinziellen Eigenthümlichkeiten und Verschiedenheiten des Landes
herbeizuführen.

Der Minister des Innern hat demgemäß die »»l» l. beifo'gcndc Denkschrift, betreffend die Abän¬
derung der Gemcindeordnung vom 11. März v. I., unter besonderer Berücksichtigung der Verhältnisse der
Nheinprovinz, aufgestellt, und dem Königlichen Landtags-Kommissarius dazu gehörige Materialien zur
Mittheilung an die Provinzial-Vcrsammlung zngcfcrtigt. Die Provinzial-Vcrsammlung wird aufgefordert,
ihr wohlerwogenes Gutachten über die in dieser Denkschrift bezeichneten Gesichtspunkte uud Fragen zur
weiteren Erwägung und Vorbereitung des angedeuteten, von der Staatsregicrung bei den Kammern
einzudringenden Gesetzentwurfes abzugeben.

5) Da die Einführung der Gemcindeordnung vom 11. März v. I. in der Nheinprovinz bereits
soweit vorgeschritten ist, daß bald in vielen Theilen mit der Ausführung der hieran sich anschließenden
Krcisordnung von demselben Tage vorgegangen werden könnte, so ist es erforderlich, zu diesem Zwecke
die weiteren Vorbereitungen zu treffen, und es ergeht demnach folgende weitere Eröffnung.

Nach Zlrt. 6 der Kreis-, Bezirks- und Provinzial-Ordnung vom 11. März v. I. ist zum Kreis-
Abgcorduetcu jeder Gemcindewählcr des Kreises wählbar, der das 30ste Lebensjahr vollendet, seit minde¬
stens 3 Jahren dein Kreise durch Grundbesitz oder Wohnsitz angehört hat und einen jährlichen Klassen»
steucrsatz von 8 Tbalcrn zahl», oder in den mahl- und schlachtsteuerpflichtigen Ortschaften einen Grund¬
besitz von mindesten«? 5000 Thalern oder ein jährliches reines Einkommen von 500 Thalern nachweiset.
Für die klassenstcucrpflichtigen Ortschaften kann jedoch dieser Klassensteucrsatz durch eiuen vom Könige zu
genehmigenden Beschluß der Provlnzial-Versammlung bis auf 6 Thaler jährlich ermäßigt oder bis auf 18
Thaler jährlich crböht werden. —

Die Provinzial-Versammlung wird aufgefordert, sich der in dieser Gesetzesstelle vorbehaltcnen
Berathung und Vcftblußnahme zu unterziehen. Es wird dabei nicht allein auf die besonderen Verhält¬
nisse der einzelnen Kreise, sondern auch auf den Einfluß Rücksicht zu nehmen sein, welchen das Gesetz
über die Einführung einer Klassen- und klassificirtcn Einkommensteuer vom 1. Mai d. I. äußert; nameut«
lich wird zu erwägen sein, daß ein reines Einkommen von 500 Thalern nach der vom Finanzminister
erlassenen, durch die Amtsblätter zur öffentlichen Kenntniß gebrachten Veranlagungs-Instruction vom 8.
Mai d. I. die Einschätzung zu einem Klassenstcucrsatze von 10 Thalern und nach Umständen von 12
Thalern begründet, und daß das in der Krcisordnung bestimmte höchste Maß von 18 Thalern bei der
neuen Klassensteuer nicht vorkömmt.

Neber dir zur näberen Beurtheilung des in Nedc stehenden Gegenstandes gesammelten Materialien
wird der Provinzial-Versammlung durch den Königlichen Landtags-Kommissarius eine weitere Mitthei¬
lung zugehen.

0) Nach Artikel «9 der Verfassnngsurkunde vom 31. Januar 1850 sollen zur Wahl der Mitglieder
der zweiten Kammer durch ein Gesetz die Wahlbezirke festgestellt werden, welche aus einem oder mehreren
Kreisen oder aus einer oder mehreren der größeren Städte bestehen können. Zur Vorbereitung eines
solchen Gesetzentwurfes ist die zu!» II. beiliegende Denkschrift über die Bildung der Wahlbezirke in der
Nheinprovin; ausgearbeitet worden. Die Provinzial-Vcrsammlung wird aufgefordert, sich über die hier¬
nach projektirtcn Wahlbezirke mit Rücksicht auf die obwaltenden lokalen und sonstigen eigenthümlichen
Verhältnisse der Nheinprovinz gutachtlich zu äußern.

7) Die Bestimmungen des Rheinischen Eivil-Gesetzbuches über die Privilegien und Hypotheken
und die damit in enger Verbindung stehenden Vorschriften über die Bedingungen, unter welchen der
Uebergang des Grundeigenthums Dritten gegenüber wirksamer wird, sind an sich und nach dem Zeugnisse
der Erfahrung, nicht geeignet, den Nealkredit so zn begründen, wie es die Wichtigkeit der bei demselben
bethciligtcu Interessen erfordert.

1*
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Die Mängel des Rheinischen Hypotheken»Systems sind daher näher in's Auge gefaßt, und die
Mittel zur Hebung derselben aufgesucht worden.

Es haben sich hierbei Abänderungen als nothwendig herausgestellt, welche, so durchgreifend sie auf
der einen Seite sind, doch auf der andern Seite die wesentlichen Grundsätze des Rheinischen Rechts
nicht verletzen.

Die Hauptpunkte, hinsichtlich deren eine Verbesserung wird eintreten müssen, sind von dem Iusti'-
Ministcr in einer Denkschrift zusammengefaßt, welche nebst dem moiivirten Entwurf eines Rheinischen
Hypothekengesetzes der Provinzial-Versammlung durch den Königlichen Landtags-Kommissarius vorgelegt
werden wird.

Da es sich um eine Abänderung des Rheinischen Rechts in einem sehr wichtigen Zweige desselben
handelt, so ist Veranlassung genommen worden, über jene Hanptgrundlagen der beabsichtigten Reform
ein Gutachten der Provinzial-Vertretung zu erfordern, derselben jedoch zugleich anheimznstcllc», auch alle
Artikel des Gesetzentwurfs oder einzelne, in Ansehung welcher sie dies für angemessen erachtet, ihrer
Erörterung zu unterziehen.

8) In Gemäßhcit des Regulativs über die Verwaltung der Vezirksstraßen im wcstrbcinischen Theile
der Nheinprovinz vom 20. Januar 1841 Z 8 sollen als Einnahme für den Vczirksstmßcn-Vau^onds
nach der periodischen Festsetzung des Finanzministcrs gleichmäßig von allen Bezirken des linken Nheinnfers
4 bis 5 Prozent der Grund-, Klassen- und Gewerbesteuer erhoben und von den nicht klasscnsteucrpflichti-
gen Orten 4 bis 5 Prozent der Mahl- und Schlachtsteucr aufgebracht werde,,.

Es erscheint nothwendig, die Frage wegen Hebung, beziehungsweise Abänderung des bisherigen
Zuschlags zu der Grund-, Klassen- und Gewerbesteuer, sowie zur Mahl- und Schlachtsteuer für den Ve¬
zirksstraßen-Vaufouds nnter Berücksichtigung des Klassen- und Einkommensteuer-Gesetzes vom 1. Mai d
I. bcbufs ihrer definitiven Entscheidung bei der Provinzial-Vertretung für die Rhcinproviuz um so mehr
zur Erörterung und Vcschlußnahmc zu stellen, als abgesehen von der provinziellen Eigenthümlichkeit der
Sache in Beziehung auf die Bestimmung der Höhe der Zuschläge dcu Provinzialständcn nach Z 9 des
erwähnten Regulativs besondere Befugnisse beigelegt sind.

Der Königliche Landtags-Kommissarius wird die hierauf bezüglichen Materialien nach näherer An¬
weisung der Nessortmlnisterien vorlegen und überhaupt in Betreff der Vezirksstraßen-Angelegenheiten die
nöthigen Mittheilungen machen.

9) Die Aenderung des Ctaatssteucr-Systems, welche das Gesetz vom 1. Mai d. I. durch Aufhe¬
bung der alten Klassensteuer und der für die Rheinprovin; nachgelassenen Eontingentirung derselben, sowie
durch Einführung einer neuen Klassensteuer und einer zugleich die mahl- und schlachtstcuerpstlchtigcn
Städte treffenden klassificirtcn Einkommensteuer bcrbcigeführt hat, macht auch eine Abänderung der in den
LZ 3 bis 5 des Gesetzes vom 2l. Januar 1839 wcge» anderweitiger Vertheilung und Aufbringung des
in der Nheinprovinz zn entrichtenden Beitrags zu den Kosten der Justizverwaltung enthaltenen Bestim¬
mungen, welche durch die gedachte Veränderung bei den Staatsstcucrn zum Theil ihre Basis verloren
haben, nothwendig. Die Beiträge zu den Kosten der Justizverwaltung im Gebiete des Rheinischen
Rechts haben die Natur einer Ctaatssteucr; über die tu der Aufbringungsweise derselben nothwendigen
Abänderungen kann daher nur im Wege der allgemeinen Gesetzgebung des Staats beschlossen werden.
Andererseits berührt die zur Erörterung stehende Frage ganz ausschließlich die Interessen der dortiaen
Provinz. ^

Ebenso wie deshalb das Gesetz vom 21. Januar 1839, welches ebenfalls nur die Abänderung des
bis dahin stattgcfundenen Aufbringungsmodus der in Rede stehenden Beitrage znm Gegenstände hat nach
vorheriger Vernehmung der Provinzialständc (des 5. rheinische Landtags) erlassen ist, erscheint es
angemessen, auch die Frage wegen der jetzt nothwendigen Abänderungen in dem gedachten Gesetze einer
besonderen Begutachtung der Proviuzial-Vertretung unterwerfen zu lassen, und wird der Königliche
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Landtags-Kommissarius auch in dieser Beziehung nach näherer Anweisung der Ressortministerien die
nöthigen Materialien vorlegen.

Schließlich werden der Provinzial-Vertretung durch den Königlichen Landtags - Kommissarius die
entsprechendenVorlagen über die Provinzial-Institute, namentlich:

10) das Provinzial-Feuer-Sozietätswcsen;
11) die Irren-Heil-Anstalt zn Siegburg;
12) das Arbeitshaus zu Vrauwcilcr;
13) das Landarmcnhaus zu Trier;
14) das Hebammen-Institut zu Cöln;
15) den Grundsteuer-Deckungsfonds

gemachtwerden.
Die Dauer des Landtages wird hiermit auf den Grund der AllerhöchstenErmächtigung auf vier

Wochen festgesetzt.
Berlin, den 21. September 1851.

An
die zur W^hrinhunuissder Prouin;ial:
Ü,'>',nvl!N!!'z bn'iif?»e vrouin^alstänoische

^crs^mmlmig dcr Rhciuprouinz,

Im AllerhöchstenAuftrage:

Der Minister des Innern
v. Westphalen.

Denkschrift,
betreffend

die Abänderung der Gemeinde. Ordnung
vom 11. März 1850,

unter besonderer Berücksichtigung der Verhältnisse der Nheinprovinz.

Die in den östlichen Provinzen immer entschiedenerund allgemeiner hervorgetretenen Besorgnisse und
Beschwerdenin Betreff der Gemeinde-, Kreis-, Bezirks- und Provinzial-Ordnung vom 1l- März v. I.,
die mit Durchführung derselben erfahrungsmäßig verbundenen Schwierigkeitenund Mißverhältnisse, welche
schon bei dem Beschlusse der Ersten Kammer über die Abänderungs-Anträge der abgeordneten ^) en zln
und Graf Itzenplitz anerkannt worden sind, und zu dem Antrage der Ersten Kammer an d.e Königliche
Etaa.seegierung um Erwägung und Vorlage en.sprechenderabändernder gesetzlicher Bestimmungen Veran.
lassnng gaben,' haben der Staatsregierung die ernste Sorge anferlegt, in Uebereinstimmungmtt den
bereits bei den Berathungen in der Ersten Kammer ausgesprochenenVerheißnngen. den Gesetzesvorschlä¬
gen wegen Abänderung der Gemeinde-, Kreis-, Bezirks- und Provinzial-Ordnung vom il. März v. I.
näher zu treten.

Behufs zweckmäßigerVorbereitung entsprechenderGesetzvorlagen an die Kammern, unter Ver¬
wirklichungdes in den Verhandlungen der Ersten Kammer und sonst vielfach hervorgetretenen Wunsches,
daß bei der Abänderung jener organischenGesetze die provinziellen Eigenthümlichkeiten und Verschieden-
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heilen ihre volle Berücksichtigungfinden mögen, hat es die Staatsrcgicrung angemessenerachtet, die
anderen Provinzial-Vertretungen zu einer gutachtlichenAeußerung aufzufordern, über die als wirkliches
Bedürfniß empfundenen Abänderungen und Ergänzungen der bezüglicheninneren Institutionen, sowohl im
Hinblickans jene Gesetze vom 11. März v. I., als auf die bisher bestandenenKommunal-, Kreis» und
Provinzial-Vcrfassungen, dabei unter dem Gesichtspunkteeiner weiteren Vervollkommnungund Entwicke¬
lung der in der That den lebendigen Interessen und eigenthümlichen Verhältnissen im Lande entspre¬
chenden Institutionen.

Die Gemeinde-Ordnung vom 11. Mär; v. I., welchewesentlichaus der Gemeinde-Ordnung für
die Nhcinprovinz vom 23. Juli 1845 uud aus Voraussetzungen hervorgegangen ist, die dort im größeren
Umfange zutreffen, hat deshalb auch in den dortigen Verhältnissen und Ansichten einen zugänglicheren
Boden gefunden.

Bei dem Bestreben der Staatsregicrung, nur die den wirklich empfundenenBedürfnissen und eigen¬
thümlichen Zuständen der verschiedenenProvinzen entsprechendenUmgestaltungen der Gemeinde-Ordnung
vom 11. März v. I. herbeizuführen, wird daher

für die Nhcinprovinz als Grundgesetz für die dortigen Gemeinde-Verhältnisse die Gemeinde-
Ordnung vom 11. März v. I. beizubehalten sein.

Wenn die Gemeinde-Ordnung vom 1l. März V. I. als gleichförmiges Gesetz für die ganze
Monarchie auf dem vorhiu augedcuteten Wege aufgegebeu wird, so können um so leichter für die im
Besitze dieser Gemeinde-Ordnung verbleibende Nhcinprovinz solche einzelne Abänderungen derselben in
Betracht gezogen werden, die als erheblicheVorzüge der früher bestandenenRheinischen Gemeinde-Ord¬
nung vom 23. Juli 1845 mit Rücksicht auf die zur Entwickelung und Wertschätzung gelangte» besonderen
Verhältnisse der dortigen Provinz anerkannt werden.

In diesem Sinne wird daher hierdurch auch von der Provinzial-Vertretung der Nhcinprovinz die
gutachtlicheAeußerung über die Zweckmäßigkeiteinzelner Abändcrungcu der Gemeinde-Ordnung vom 11.
März v. I. erfordert.

Insbesondere erscheinen folgende Punkte von Erheblichkeitund vorzüglich praktischerBedeu¬
tung zur näheren Erwägung geeignet:

1. Nach den Grundsätzen der Gemeinde-Ordnung vom 11. März v. I. soll der Gemeinde-
Vorstand von der Gemeinde-Vertretung gewählt werden.

Im Hinblickauf die politischen und socialen Bewegungen der gegenwärtigen Zeit, die gegen die
Vervielfältigung der Wahlen hcrvorgctrctenc Abneigung, ferner die in der Nhcinprovinz früher bestan¬
dene, in die Auffassungen und Gewohnheiten cingedrungcne Verfassung erscheint eine sorgfältige
Erwägung über die Beibehaltung der durch die Gemeinde-Ordnung vom 11. März v.J. neu eingeführten
Wahlprinzipien, und die Prüfung, ob nicht die Grundsätze der RheinischenGemeinde-Ordnung vom
23. Juli 1845 s§ 72 und folgende und § 103) vorzuziehen sind, wonach der Gemeindevorsteher i»«^,.
Bürgermeister »nd deren Stellvertreter <>«8i>. Beigeordneten) von den Organen der Staatsregierung
ernannt wurden, gerechtfertigt.

2. Die Wiedereinführung der in der Nhcinprovinz herkömmlicheneinheitlichenMagistratur durch
Ernennung Seitens der Staaiovegicrung würde folgcweisc auch eine Erwägung darüber begründen, ob
nicht unter Abänderung des Z 15 »<> 2, Z 34 und des nur unter den Ausführung«- »nd Ucbcrgangs-
VestimuiungcnbefindlichenZ 153 der Gemeinde-Ordnung vom 1l. März v. I. die Nückkehr zu den all¬
gemeinen Grundsätzen der Rheinischen Gemeinde-Ordnung vom 23. Juli 1845, wonach der Bürger¬
meister l'«»!.'. Gemeinde-Vorsteher den Vorsitz in dem Gcmeindcrathe zu führen hatte, ange¬
messen sein dürfte.

3. Es ist das auf Erfahrung gestützte Bedenken entstanden, ob nicht die Vorsteher der Gesammt-
gcmeindcn(Mirgermeistcr) durch die über ihre Stellung in der Gemeinde-Ordnung vom K. Mär; 1850
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(Tit. lV.) enthaltenen Vorschriften der Verwaltung der Einzclgemeindcn zu sehr entfremdet, und ande¬
rerseits die Gemeinde-Vorsteher in den Einzclgemeinden, namentlich durch die ihnen in 8 114 zugewiesenen
umfassenden Geschäfte im Allgemeinen über ihre Kräfte, und in Folge dessen leicht uuter großen
Aeuachtheiligungcn für die wichtigsten Angelegenheiten der Kommuncu, in Anspruch genommen werben.

Es entsteht daher die Frage:
ob es nicht rathsam sein dürfte, in dieser Beziehung die Grundsätze der Rheinischen Gemeinde-
Ordnung vom 23, Juli 1845 (8s 7« und 85) wieder znr Geltung zu bringen, wonach für die
Verwaltung der Gemeinde-Angelegenheiten und für alle Angelegenheiten der Bürgermeisterei,
soweit sie die Gemeinde betreffen, der Vorsteher »nr Organ des Bürgermeisters ist, und der¬
gestalt dem Bürgermeister in allen Gcmeinde.Ängelegcnheitcn unter Mitwirkung des Gemeinde-
Vorstehers die Ausführung gebührt.

4. Nach den Vorschriften der Gemeinde-Ordnung vom 11. März v. I. <IZ 138 u. folg.) wird die
Aufsicht über die Verwaltung der Gemeinde-Angelegenheiten bei Gemeinden; von mehr als 10,000 Ein¬
wohnern von dem Bezirksrathe, bei den übrigen in erster Instanz von dem Kreis-Ausschusse, in zweiter
Instan; von dem Bczirksrathe geführt.

Es entsteht die Frage:
ob dies iu der Gemeinde-Ordnung angenommene neue, überdies kostspielige Institut der Vezirks-
räthe und Kreis« Ausschüsse die bisherige Aufsicht durch die außerdem auch noch forttn stehenden
Königlichen Regierungsbehörden mit wahrem Nutzen ersetzen, oder nicht vielmehr eine crfahrnngs-
mäslig wohlthätige und gedeihliche Vcziehnng der Regierungsbehörden zn den Kommunen beein¬
trächtigen werde, ohne nach andern Richtungen entsprechende Vortheile mit Sicherheit erwarten
zu lassen, und ob deshalb nicht die Aufhebung des Aufsichtsrcchts der Bczirksrathe und Krcis-
Auoschusse unter Äeibebaltuug der bisherigen Aufsichts-Instanzen über die Gemeinden nach den
Grundsätzen der Rheinischen Gemeinde-Ordnung vom 23, Juli 1845 (Tit. IV.) vorzuziehen
sei» möchte.

Dazn kommt, daß nach der Gemeinde-Ordnung vom 11. März v. I. das Aufsichtsrecht über Ge¬
meinden von nicht mehr als 1500 Einwohnern in § 108 in bedenklicher Weise beschränkt erscheint, da
hiernach Aufnahme von Anleihen nicht unter den Gegenständen aufgeführt ist, welche die Genehmigung
der Aufsichtsbehörde erfordern, und daher bei anderweitiger Negulirnng der Aufsicht über die Gemeinden
auf die Verschriest in 8 97 der Rheinischen Gemeinde-Ordnung vom 23. Juli 1845 zurückzugehen sein
dürfte, wonach die Aufnahme von Anleihen für alle Gemeinden in zweckmäßiger Weise von der Genchnn«
guug der Aufsichtsbehörde abhängig gemacht war, die auch darauf zu sehen hatte, daß für einen sicheren
Zinsen- uud Tilgungs-Fonds gesorgt wurde.

5. Die Gemeinde-Ordnung vom 11. März v. I. enthält die Bestimmung (§8 51, 52, 112 und
113), daß der Gemcinderalh den Gemeinde-Einnehmer uuter Festsetzung der von ihm zu leistenden Kau¬
tion zu wähle» hat, uud die Erhebung der Gemcindcfällc, sowie die Kassen- und Rechnuugsgeschaftc für
mehrere Gemeinden demselben Einnehmer übertragen werden können.

Bei der großen Wichtigkeit des Kassenwesens in der Rheinischen Gemeinde-Verwaltuug und den
bei ungenügender Befähigung und Kaution des Einnehmers drohenden großen Verwirrungen und Verlu¬
ste«, ist die Erwägung gerechtfertigt, ob nicht die Grundsätze des Z 79 der Nheintschen Gememde-Ord-
nnng vom 23. Juli 1845, wonach die Verwaltung der Gemeinde-Kassen zufolge Beschlusses der Bürger¬
meisterei-Vcrsammluug dem Elementar- Er heb er der direkten Steuern, oder emem besonders
angestellten, demnächst von dem Landratbe nach gutachtlicher Vernehmung des Burgermeisters und der
Bürgermeisterei-Vcrsammluug zu ernennenden besonderen Einnehmer übertragen werden konnte, in
beiden Fällen aber der Betrag der Remuneration, sowie Kautio» des Erhebcrs nach Vernehmung der
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Bürgermeisterei-Versammlung von der Regierung zu bestimmen war, zur größeren Sicherheit der Ge¬
meinde-Kassen gereichen, und daher wiederum zur Geltung zu bringen sein dürften.

L. Die Aufhebung der von den älteste» christlichen Zeiten in Deutschland an bis auf die Gegen¬
wart als Regel bestandenen Befreiung der Geistlichen und Kirchendiener von den direkten Gemeinde-Ab¬
gaben, bringt für dieselben einen, übrigens auch bei ihrer Lage im Allgemeinen sehr empfindlichen Nach¬
theil in ihren Vermögensvcrhältnisseu hervor, was der Absicht und dem Sinne des Artikel 15 der Vcrfas-
sungs-Urkunde vom 31. Januar 1850, wonach der Kirche der Besitz und Genuß der für ihre Kultus-,
Unterrichts- und Wohlthäligkcitszweckc bestimmten Anstalten, mit Stiftungen und Fonds garanlirt ist,
nicht zu entsprechen scheint. Auch ist es mit Rücksicht auf die eigenthümliche Berufsstcllung der Geistlichen
nicht ohne Bedenken, dieselben zu den persönlichen Diensten in der Gemeinde heranziehe!! z» lassen, und
ihre Person in dieser Beziehung der diskrctiouaircn Gewalt der Ortsobrigkeitcn zu unterstellen. Es erscheint
daher die Erwägung gerechtfertigt:

ob nicht, unter Abänderung der Z§ 3, 49 und 110 der Gemeinde-Ordnung vom II.März v. I,
im Sinne des Z 29 der Rheinischen Gcmciude-Ordnuug vom 23. Juli 1845, die frühere Immu¬
nität der Geistlichen und Kirchendiener von den direkten Geuieindelasten und die Befreiung der
Geistlichen von den persönlichen Gcmeindcdicnsten auch ferucr aufrecht zu erhaltcu sein dürfte.

Von dem Maße, wonach unter den angedcutetcu Gesichtspunkten ein Aufgebe» der Grundsätze der
Gemeinde-Ordnung vom 11. März v. I. und die Wiederherstellung der Grundsätze der Gemeinde-
Ordnung vom 23. Juli 1845 mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse und Bedürfnisse der Nhein-
provinz erstrebt wird, kann die weitere Erwägung darüber abhängig gemacht werde»,

ob es angemessen zu erachte» ist, durch eine Gcsetzesvorlage bei den Kammern unmittelbar die
erforderlichen Abänderungen der Gemeinde.Ordnung vom 11. März v. I. herbeizuführen, oder
durch ciue Gcsetzesvorlage bei den Kammer» der Provinzial-Vertretung die Befuguiß zu
übertrage», durch Beschlußfassungen, denen die Gencbmigung des Königs hinzutreten muß,
in gewissen zugewiesenen Grenzen die Gemeinde - Ordnung vom 11. März v. I. mit Rück¬
sicht auf die besonderen Verhältnisse und Bedürfnisse der Nheinproviuz umzubilden.

Berlin, den 20. September 1851.

Der Minister des Innern.
(gez.) von Wcstphalcn.

Denkschrift,
betreffend

die Feststellung der Wahlbezirke für die Wahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer.

<3>
"»^cr § 69. der Verfassnngs-Urkuudc vom 31. Januar bestimmt:

Die zweite Kammer besteht ans 350 Mitgliedern. Die Wahlbezirke werden durch das Gesetz
festgestellt. Sie können aus einem oder mehreren Kreisen, oder aus einer oder mehreren der
Städte bestehen.

Der neuesten Volkszählung nach würden diese Abgeordneter sich, wie folgt, auf die Negierungs-
Bezirkc vertheilen:
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^Z

i.
2.
3.
4.
5.
6.

9.

!!.
12.
13.
14.
15.
16.
17.
18.
19.
20.
21.
22.
23.
24.
25.
26.

Regierung«-Bezirk. Einwohner. Abgeordnete. Provinz. Abgeordnete.

Königsberg .
Gumbinnen . ,
Danzig . . . ,
Marienwcrder
Posen ....
Brombcrg. . .
Berlin /. . . ,
Potsdam . . .
Frankfurt . . .
Stettin . . . .
Cocslin . . . .
Stralsund. . .
Breolau. . . .
Oppelu . . . .
Licgnitz . . . .
Magdeburg . .
Mcrseburg . .
Erfurt.....
Münster. . . .
Minden . . . .
Arnoberg . . .
Cölu ......
Düsseldorf . .
Codlenz . . . .
Trier . . . . .
Aachen. . . . .

847,952.
632,356.
405,805.
613,300.
900.430.
463,969.
408,502.
818,364.
840,127.
547,952.
434,140.
182,981.

1,165.994,
987,318.
912,497.
674,149.
724,686.
343,617.
421,044.
459,833.
564,842.
484,593.
837,614.
499.557.
488,699.
402,617.

18,42.
13,73.
8,81.

13,32.
19,56.
10,08.
8,87.

17,77.
18,25.
11,90.
9,43.
3,98

25,33.
21,45.
19,83.
14,64.
15,74.
7,46.
9,'5.
9,99

12,27.
10,53
19,28.
10,85.
10,6!.
8,75.

Preußen
2,499,413.,

Posen
1,364,399.

Brandenburg
2,066,993.

P o m in e r n
1,165,073.

Schlesien
3,065,809.

Sachsen
1,742.452.

i Wcstphalen
1,445,719.

Nheinproviuz
2,763,080.

54,28.

16,112,938. 350,00, 16,112,938.

29,64.

44,89.

25,31.

66,61.

37,84.

31,41.

60,02.

350,00.

Um die Ausführung der Bestimmungen der Vcrfassungs-Urkunde vorzubereiten, wurden die Oder-
Präsidien der einzelnen Provinzen aufgefordert, dem Minister des Innern ihre Ansichtenüber die Bil¬
dung der Wahlbezirke mitzutheilen. Als leitende Gesichtspunktesind hierbei aufgestellt:

1. daß Städte von vorwiegend städtischem Leben ihre abgesonderteVertretung zu erhalten hät¬
ten; übrigens aber ohne strenge Innrhaltnng der Grenzen eines Regierungsbezirks in Rücksicht
auf die Zahl und Zusammensetzungder städtischenBezirke vornehmlich die Wünsche der Ve-
»heiligten zu beachten seien;

2. daß jeder Kreis wo möglich auch einen in sich abgeschlossenen Wahlkreis bilde und Einen
Abgeordneten stelle, eine Theilung der Kreise aber vermieden werde;

3. daß, wenn Kreise vereinigt werden müßten, darauf Rücksicht zu nehmen sei, wieweit die zusam¬
menzulegendenKreise gemeinschaftliche Interessen hätten, daß die Bezirke demnach mehr orga¬
nisch als mechanisch eingerichtetund die bestehenden Kreis-Vertretungen hierbei mit ihrem Gut¬
achten gehört würden:

2
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4. daß strenge Rücksicht auf die Volkszahl nur bei Verkeilung der Abgeordneten unter die Pro»

vinzen zu nehmen sei.

Nhein-Provinz.
«) Regierungsbezirk Köln.

Nach Vernehmung der Negierung schlug der Ober-Präsident vor, mit Nücksicht auf die Seelenzahl
im Jahre 1849, wonach auf 1 Abgeordneten 44,415 Seelen kommen, folgendeWahlbezirke zu bilden l>.)-

1. Stadt Cöln................ 88,356 Seelen .... 2 Abgeordn.
2. Landkreis Köln ............... 50,071 - .....1
3. Kreis Bonn ................ 55,185 -....< 1 -
4. Müblhcim ................ 41,968 ......1
5. Sicgkreis ......-....... 77.965

Kreis Waldbröl.......... 19,595

Wippcrfürth . : '....... 26,106
Gummcrsbach .......... 29,987

97,560

56,093 « .....1
7. - Nheinbach ..............29,628 ...... 1
8. - Euokircheu ..............31,327 ...... 1
9. - Bcrgheim .... -......... 38,375 - .....1

488,563 Seelen .... 11 Abgeordn.
Der Ober-Präsident bemerktedabei, daß möglichst vermieden worden sei, mehrere Kreise zu Wahl»

körpcrn zu vereinigen, vielmehr, ohne auf Gleichheit der Bevölkerung überwiegende Rücksicht zu nehmen,
die einzelnen Kreise als für sich bestehendeWahlbezirke deshalb projcklirt worden wären, weil eine solche
Eintheilung d>n Wünschender Vethciligtcn mehr als irgend eine andere entspreche.

Wenn es inzwischendarauf ankommen sollte, einige erheblichereUngleichheiten in der Größe und
Bevölkerung einzelner Wahlbezirke auszugleichen, proponirte der Ober-Präsident (»):

die Kreise Bonn (»>1 7,.) und Nheinbach (»»! ?.) mit zusammen 84,813 Seelen zu Einem Wahl¬
bezirk Behufs der Wahl von 2 Abgeordneten zu verbinden, weil, wen» aus dem Kreise Nhein¬
bach mit nur 29,628 Seelen ein eigener Wahlbezirk gebildet werde, gegenüber anderen Wahl¬
bezirken, allerdings ein erhebliches Mißverhältnis» bestehenwürde.

Im Ucbrigcn hielt der Ober-Präsident den ersten Plan aufrecht.
Eine Vernehmung interimistischerKreis-Vertretungen mit ihrem Gutachten konnte nicht erfolgen,

da solche im Ncgicrungsbczirk Köln damals noch nicht gebildet waren.
Von anderer Seite wurde zur Crziclung einer möglichstgleichen Vcrthcilung der Abgeordneten auf

die Bevölkerung anheimgegeben, nachstehende Eintheilung der Wahlbezirke zu »rcffeu(l!.):
1. Stadt Kölu .............. . 88,356 Seelen ..... 2 Abgeordn.
2. Kreis Köln und Euskirchcn ......... 81,398 » ......2
3. » Bcrgheim ............. 38,375 - ......1
4. - Bonn und Nheinbach ......... 84,813 » ......2
5. - Mühlheim, Wippcrfürth, Gummcrsbach . . . 98,061 »......2
6. - Sieg, Waldbröl...........97,560 .... ... 2

11 Abgeordn.
Ii) Regierungsbezirk Düsseldorf.

Im Einverständniß mit der Regierung hatte der Ober-Präsident Anfangs sich dahin erklärt, für
die Wahlen von 19 Abgeordneten, von welchen vermöge der Scelenzahl deS Departements auf 47,400
Seelen ein Abgeordneter kommt, folgende Bezirke zu bilden (^.)-
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1. Kreis Düsseldorf 77,962 Seelen
2.
3.
4.
5.
6.
7.
8.
9.
10.
11.
12.
13.

Solingen .............. 67,196
Elberfeld .............. 126,523
Lennep ............... 67,204
Duisburg.............. 111,042
Nees ................ 49,918
Geldern ............... 96,070
Cleve ............... 49,300
Kempen ............... 61,600
Crefcld ............... 6l,193
Neuß ............... 36,929
Grevenbroich ............. 35,079
Gladbach .............. 60,517

900,533 Seelen

2 Abgeordn.
1

1
3
1
2 -
1
1
1
1
1
1

19 Abgeordn.

Auch gegen diesen Plan war einzuwenden, daß theilweise dabei eine gewisseGleichmäßigkeit der
Bevölkerung der Wahlbezirke zu sehr verlassen sei, und in Folge dessen schlugen die Regierung und das
Ober-Präsidium vor, die Wahlbezirke 1., 2., 3 so zu bilde» (».):

1. Kreis Düsseldorf
> Solingen Abgeordn.

1 Abgeordn.

.... 77,962

. . . . 67,196 145,15g Seelen . .
2. Gemeinde Elberfeld .......47,131 - . . .
3. - Barmen .......35,984 - . . .
4. - Kronenbcrg, Haan,

Mettmann, Wülfrath,
«ß ^ Nelbert, Hardenberg . . . 43,403 - . .

Die Vertretungen der Kreise Düsseldorf und Solingen erklärten sich für die hier vrojcktirte Ver¬
bindung beider Kreise zu einem Wahlbezirk und zur Wahl von 3 Abgeordneten, die Erstere für den Fall,
daß nicht zum Zweck der Wahl von 2 Abgeordneten Seitens des KreisesDüsseldorf, dieser in zwei Wahl¬
bezirke — Stadt Düsseldorf und Landkreis Düsseldorf, — eingetheilt werden könnte: die Letztcrc unbe¬
dingt, weil der Kreis Solingen, dessen Bevölkerung nur um etwa 10,000 Seelen geringer sei, als die
des Kreises Düsseldorf, in seinem Wahlrechte zu sehr beschränktsein würde, wenn der Kreis Solingen
nur Einen, der Kreis Düsseldorf dagegen 2 Abgeordnete zu wählen haben sollte. Eben so sprach sich die
Vertretung des Kreises Elberfeld für die oben erwähnte Eintheilung des Kreises in 3 Wahlbezirke ans,
indem die Vertreter der Landgemeindendabei besonders geltend machten, daß nur im Fall solcher Einthei¬
lung die angemesseneBetheiligung der Wähler an den Wahlen, die bisher bei der Voraussicht des Un-
terliegens, gegenüber den Städten, eine sehr geringe gewesen, zu erwarten sei.

Was die Kreise Kempen, Crcfeld, Gladbach und Lennep betrifft, welche jeder einen Abgeordneten
zu wählen haben, so erkannten Negierung und Ober-Präsidium an, daß die Vevolkerungszahl derselben
namentlich des lctztgcdachtenKreises, im Vergleich zu derjenigen der Kreise Neuß uud Grevenbroich, in
einem bedeutenden Mißverhältnisse steht, hielten aber dafür, daß dieses Mißverhältnis, um der politischen
Einheit der Kreise keinen Eintrag zn thun, nicht weiter berücksichtigt werden könne.

«) Regierungsbezirk Aachen.

Der Regierungsbezirk Aachen zählte im Jahre 1849 — 408,062 Seelen. Nach der Ansicht der Ne-
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gierung sollten die hierauf (1:45,340) kommenden9 Abgeordneten folgendermaßenzu vertheilen scin(H.,):
1. Kreis Montjoie........ 20,042

. Malmedu ........ 30,818
. Schleidcn ........ 35,965

--------------....... 86,824 Seelen 2 Abgeord».
2. - Iülich .... 38,149

« Erkelenz ........ 35,918
« Heinsberg ........ 33,585
-. Geilcnkirchen ....... 26,093

-------------- 133.755 ..... - . - 3 Abgeordn.
3. - Aachen, Stadtkreis ..... 48,687

, Aachen, Landkreis ..... 63,410
- Düren - ........ 53.030
« Eiipcu ......... 22,356

^--------------187,483 ......... 4 Abgeordn
Die Regierung motivirte diese Vorschläge hauptsächlich mit der Gleichartigkeit der Interessen

und Landesverhältnisse; denn die vier fruchtbaren Kreise der Ebene: Iülich, Erkelenz, Geilcnkirchenund
Heinsberg, trieben vorzugsweise Ackerbau, während das eigentliche Stnfenland des Negicrungsbczirks:
Aachen, Stadt- und Landkreis, Düren, Enpcn — wegen seiner Gefalle nnd Fabriken, seiner Kohlen- und
Erzlager — eine» überwiegend industriellen Charakter, und das eigentliche Gcbirgoland: die Kreise Mon!-
joie, Malmcdu, Schlciden, dagegen ganz specifische,von den Verhältnissen der anderen Gcbietsthcilc ab¬
weichende Interessen haben. Bei der Bildung dieser drei natürlichen Gruppen walte aber auch in nume¬
rischer Beziehung eine relative Gleichheit der Wahllörvcr »ach den Bcvolkcruugsverhältnissen ob.

Der Ober-Präsident gab indeß ans den bei dem Plane 4 für den Regierungsbezirk Cöln ange¬
führten Gründen folgender Einthcilung (ll,) den Vorzug:

1. Stadtkreis Aachen .................. 48,687 Seelen 1 Abgeordn
2. Landkreis Aachen .................. 63,410 « 1
3. Kreis Düren ................... 53,030 - 1
4. - Iülich.................... 38,149 - 1
5. - Erkelenz ................... 35,978 < 1
6. , Schleiden ...................35,964 - 1
7. - Heinsberg ................ 33,535

, Geilenkirchen ............... 26,093
-------------- 59,628 - 1

8. - Eupen ................. 22,356
- Montjoie................ 20,042
, Malmcdu................ 30,818

-------------- 73,216 - 2
408,062 Seelen 9 Abgeordn.

Interimistische Krcisvertretungen waren damals im Regierungsbezirk noch nicht gebildet, so daß
deren Gutachten nicht eingeholt werden konnte.

Inzwischen wurde noch nachstehendesProjekt, als dem Zahlenverhältniß der Einwohner sowohl, als
den geographischenund sonstigen Beziehungen der betreffenden Kreise am meisten entsprechend,zur Erwä¬
gung gestellt (6.):

1. Stadtkreis Aachen .... 48,687 Seelen ..... 1 Abgeordn.
2. Kreis Aachen
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3.

4.
5.
6.

Kreis Eupen ..... 85,766
< Montjoie
- Schleiden
- Malmedv ..... 86,824
« Düren ...... 53,030

Iiilich . .
Heinsberg
Erkelenz
Gcilcnkirchen

38,149

2 Abgeord».

2
1
1

. . 95,552 - ......2 . -

6) Regierungsbezirk Trier.
Die 11 Abgeordneten dieses Regierungsbezirks würden, unter Berücksichtigungder Bevölkerung

von 1849 (1 : 44,200), wie die Regierung und der Ober-Präsident übereinstimmendvorgeschlagenhaben,
folgendermaßen zu vertheilen sein:

1. Kreis Bcrncaftcl . -
2.
3.

Nittburg .
Prüm
Dann
Wittlich .

43,663 Seelen
42,806

32,237
24,663
35,473

4.
5.

6.
7.

Stadt- und Landkreis Trier ......
Kreis Saarburg....... 30,532

- Merzig........ 33,033

92,373
84,198

63,565
Saarlouis............. 48,272
Saarbrücken ......... 42,595
Oltweilcr.......... 30,759

"------------ 73,354
St. Wendel ............ 38,016

1 Abgcordn.
1

2
2

2
1

486,252 Seelen .... 11 -
InterimistischeKreisvcrtrctungcn haben zur Zeit der Aufstellung des Projekts nicht bestanden, konn¬

ten daher nicht mit ihrem Gutachten vernommen werden.

e) Regierungsbezirk Coblenz.
Der Regierungsbezirk wählt 11 Abgeordnete. Nach der Ansicht der Negierung würben dieselben

auf die 495,000 Seelen der Bevölkerung vom Jahre 1849 (1:45,000), wie folgt, zu vertheilen sein ((H.) -
1. Kreis Coblenz......... 59,200

- St. Goar ........ 35,300

2.

3.
4.

94,500 Seelen
Creuznach ........ 55.600
Simmern ........ 37,800
Zell.......... 29,100

-------------- 122,500
Mapen ............. 48,400
Cochem .......... 33,800
Adcnau ....... . . . 21,800

Zu übertragen 55,600 . .

2 Abgeorbn.

3
1

6 Abgcordn.
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Kreis Ahrwcilcr

. - Neuwicd .
- Altenkirchcn

Uebcrtr

ti. Wetzlar

agen 55,500
32,800

62,000
37,800

88,400 Seelen

99,800
44,400

2

Abgeordn.

495,000 Seelen ... 11 Agcorbn.
Die Regierung bemerktehiczu, daß, da in ihrem Bezirke, außer Coblenz mit über 20,000 Ein«

wohnern, größere Städte überhaupt nicht vorhanden wären, von einer gemeinschaftlichenVertretung der¬
selben durch einen städtischenAbgeordneten nicht die Rede sein könne.

Der Ober-Präsident dagegen gab nachstehendemPlane (N.) den Vorzug-
1. Kreis Coblenz.................. 59,200 Seelen 1 Abgeordn.
2.
3.
4.
5.
6.
7.
8.
9.

10.

Neuwied .................. 62,000 - 1
Crcu;nach ................. 55,600 - 1
Mayen .................. 48,400 - 1
Wetzlar .................. ",400 - 1
Altenkirchen................. ^7,800 ' 1
Simmern ................. 37,800 » 1
St. Goar................. 35,300 , 1
Ahrweilcr ................. 32,800 - 1
Cochem ............... 33,800
Zell ................ 29,100,

^au..............^M-84,700 - 2
495,000^Seelen 11 Abgeordn.

Interimistische Kreisvertretungen, welche mit ihrem Gutachten zu hören gewesen wären, bestanden
zur Zeit jener Vorschläge nicht.

Vei Erwägung des Planes «. trat das Bedenken hervor, baß zu erheblichenumerische und sonstige
Ungleichheitenstattfinden würden.

In Frage kam daher noch, ob nicht folgender Plan («.) zur Beseitigung der gegen die Projekte
der Regierung und des Ober-Präsidenten zu machenden Einwendungen gereichenmöchte:

1. Kreis Koblenz

2.

4.
5.

6.

7.

St. Goar ......
Kreuznach
Simmcrn ......
Maven .......
Wctzlar ......
Neuwied
Altenkirchen .....
Cochem
Zell
Adcnau ............... 84,700
Ahrweilcr ............... 32,800

94,500 Seelen

93,400
48,400
41,400

99,800

2 Abgeordn.

2
1
1

11 Abgeordn.

Es würbe erwünscht sein, noch das Gutachten der Provinzial-Vertretung über die obigm Vor¬
schläge wegen Bildung der Wahlbezirke mit Rücksichtauf die lokalen und sonstigeneigenthümlichenVerhält¬
nisse der Rhein-Provinz zu vernehmen.
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Verzeichnis
der

zum neunten Rheinischen Provinzial-Landtagin Düsseldorf anwesend
gewesenen Abgeordneten.

I. Aus dem Fürstenstande.
Graf zu Stolberg zu Gimboin, als Vertreter

des Fürsten zu So lms- Braunfels.
Graf Alfred von hatzfcldt zu Düsseldorf,

vertritt seinen Vater, den Grafen von Hatz-
feldt-Kinsweiler.

Fürst Salm-Dick, zu Schloß Dick.

II. Aus dem Stande der Ritterschaft.
Freiherr Anton von Salis-Soglio aus Ge¬

wunden.
von Haw, Landrath c>. D. aus Trier.
Freiherr Naitz von Frentz, Landrath des Krci-

ses Bcrghcim, aus Schlenderhan.
Graf von Hoensbroech aus Auschfeldt, Kreises

Euskirchen.
Freiherr von Eltz-Nübcnach aus Wahn, Krei¬

ses Mülhcim.
Freiherr von Waldbott.Vassenhcim-Born-

h e i m, Provinzial - Feuer- Soeictäts -Director
aus Coblcnz.

Joseph von Bianco, Iustizrath aus Cöln.
Freiherr von Carnap-Vornheim aus Vurg-

Aornheim.
Graf Marimilian von Lo« aus Wissen, Krei¬

ses Geldern.
Carl Friedrich von Müller aus Burg Met-

ternich, im Kreise Euskirchen.
Freiherr Clemens von Loö aus Wissen, im

Siegkreise.
Freiherr Louis von Vongard aus Pfaffcndorf.
von Coels-Vrüggheu, Geh. Neggs.-Nath a.

D. aus Aachen.
Freiherr von Schell, Kammerherr aus Schellen»

berg.

Freiherr von Hertefeld aus Liebenberg bei Lö>
weubcrg in der Mark Brandenburg.

Freiherr von Plcttenbcrg aus Mchrum bei
Duisburg.

Graf von Schaesberg aus Krickenbcck, Kreises
Geldern.

Freiherr von Gepr aus Mödersheim, Kreises
Dürcn.

von Vuggen Hagen, Bürgermeister aus Godes«
berg.

Freiherr von Le «kam aus Elfum, Kr. Heinsberg.
Graf von Westerholt-Giesenberg aus Ober-

Hausen, Kreises Duisburg.
Freiherr von Bourscheibt aus Nath, KrciscS

Düren.
von Mylius aus Sinzenich, Kreises Iülich.
Freiherr Naitz von Frentz, Kammerherr und

Landrath aus Düsseldorf.
Graf von Golt stein von Schloß Vreil.
Franz Anton I o sten aus Ncuß.

«ei. Aus dem Stande der Städte.

Hermann Joseph Stupv, Iustizrath und Bür¬
germeisteraus Cölu.

Hermann Philippsborn, Kaufmann aus Cöln.
Engelbert Schwamborn, Beigeordneter und

Tuchfmbrikaut aus Aachen.
Laeomblet, Archivrath aus Düsseldorf.
Christian Haan, Kaufmann und Beigeordneter

aus Coblenz.
Carl Savove, Kaufmann und Stadtrath aus

Trier.
Heinrich Schniewind, Kaufmann aus Elberfcld.
Wilhelm von Evnern, Kaufmann aus Barmen.
Peter Hunzinger, Tuchfabrikant aus Crefeld.
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Nr. Erhard Prieger, Kreisphufikus und Geb.
Sanitalsrath aus Creuznach.

Michael Bauer, Kaufmann aus Cochem.
Gustau Adolph van der Veeck, Kaufmann

und Beigeordneter aus Ncuwied.
Ludwig Wagner, Bürgermeister aus Saar¬

brücken.
Iaeob Funl, Wirth aus Saarburg.
Joseph Gcub, Apothekeraus Malmedy.
Peter Pfeifer, Gcmeindc-Verordnctcr aus Dü-

ren.
Joseph Iungbluth, Bürgermeister und Gutsbe¬

sitzer aus Iülich.
Jacob Nöggcrath, Geh. Ober-Bcrgrath und

Mitglied des Stadtrciths aus Vonu.
Wilhelm Budde, Bürgermeister aus Neustadt,
Friedrich Neunert, Apothekerans Mettmann.
Wilhelm Goßlich, Kaufmann ans Mülheim

a. d. Ruhr.
Heinrich Smidt, Weinhäudlcr aus Cleve.
Michael F rings, Bürgermeister aus Nci,ß.
Julius Johanns, Kaufmann aus Hückcswagen.
Robert Vöckcr, Kaufmann aus Nemscheid.

IV. Aus dem Stande der Land¬
gemeinden.

Valthasar Veemelmanns, Bürgermeister aus
Prümmern, Kreises Gcileukirchen.

Jacob Ähren, Gutsbesitzeraus Neichenstein, Keci-
ses Montjoic.

Johann Cngelbcrt bahn, Bürgermeister aus
Girbelsrath.

Ni co laus Iör isscn, Steuer-Empfänger aus
Millm, Kreises Heinsberg.

Nudolph von Louisenthal, aus Dagstuhl,
Kreises Merzig.

Johann B. Sch wickrath, Gutsbesitzer aus
Schönccken, Kreises Prüm.

Guittien n e, Bürgermeister aus Niedaltorf.
Christoph Trütschler, Gutsbesitzeraus Kirch-

berg.
vn. Ferdinand Würz er, Bürgermeister von

Nicderhammcrstciu.
Heinrich Purizelli, von Nhcinböllerhütte,

Kreises Sinnnern.
Joseph Wirz, Gutsbesitzerund Nentmeistcr aus

Vasscnheiin.
Peter Joseph Moritz, Gutsbesitzer aus Hatzen-

port.
Friedrich Hager, Gutsbesitzeraus Ohl, Krei¬

ses Gummcrsbach.
Johann Leop'old Schult, Bürgermeister aus

Glessen, Kreises Vcrghcim,
Martin Fasdinder, Gutsbesitzer aus Dünn-

wald, Kreises Mülheim.
Heinrich Joseph Schuhmacher, Vürgcrmei-

ster zn Mcckenhcim.
Gerhard Seulen, Major a. D. und Bürger¬

meister von Vorst.
Anton Combes, Bürgermeister aus Neuwert.
Julius von Hacften, Land rath aus Cleve.
Wilhelm von Ising, Gutsbesitzer aus Bogcl»

sang, Kreises Nces.
Anton Schmitz, Gutsbesitzeraus Ilvcrich, Krei»

ses Crefcld.
Urban Lcven, Bürgermeister aus Benrath.
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Adressen der allerhöchsten Propofitionen.

Hür die für jeden Regierungsbezirk nach § 21 und 24 des Gesetzes vom 1. Mai d. I. i. Wahl der Mitglieder
wegen Einführungeiner classifizirtenEinkommensteuerzu bildende Bezirks-Commission,deren für die »ach § 24 des Ge-
Mitglicder von der Provinzial» Vertretungzu einem Drittheile aus ihrer Mitte und zwei ^°s "°m ^'. °M" i85i
Dritthcile aber aus den einkommcnstcucrpflichtigcn Einwohnern des Regierungsbezirkszu wählen blassen- und" claMlirc'en
ist, habe ich in Gemäßheit des von Seiner Majestät dem Könige, mittelst allerhöchsterCa- Einkommensteuerzu bi>«
bincts-Ordream 9. Juli d. I. ertheilten Ermächtigung den Provinzial-Ständen vorgelegten dende Bezirks-Commisssm!.
Proposition Nr. 1. die Wahl der Bezirks-Commissionenin der heutigen Plcnar-Sitzuugveranlaßt und
beehre ich Ew. Hochwohlgeborcn das Ergebnißderselben der gefälligenMittheilungvom 28. September
d. I. Nr. LL24 (L) zufolge im Nachstehendenganz ergcbenst mitzutheilen.

Es wurden gewählt:
H. Für den Regierungsbezirk Eoblenz

«) aus der Mitte der Provinzial-Vertrctung.
Die Abgeordneten:

1. vr. Wurzer zu Niederhammerstcin.
2. Freiherr v. Salis-Soglio zu Gemünde und
3. Christian Haan zu Coblenz.

d) aus den Einkommenstcucrpflichtigen:
1. Dr. Boost zu Cochem.
2. Heinrich Purizelli zu Creuznach.
3. I. I. Waldschmidt zu Wetzlar.
4. Bürgermeister Wcygold zu Andcrnach.
5. Jacob D'Estcr zu Vallendar.
6. Matthias Seul zu Lonnich.

». Für den Megierungsbezirk Göln
») aus der Mitte der Provinzial-Vertretung.

Die Abgeordneten:
1. Geheimer. Ober-Bcrgrath Nöggcrathzu Bonn.
2. Bürgermeister Vudde zu Neustadt.
3. « . Schult zu Glessen.

d) aus den Einkommensteuerpstichtigen.
1. Freiherr v. Elz-Nübenach zu Wahn.
2. Friedrich Haeger zu Ründerath.
3. v. Bianco zu Cöln.
4. Bürgermeister Schumacher zu Meckenheim.
5. Franz Heuser zu Cöln.
6. Adolph v. Frankenauf der Freiheit.

«. Für den Regierungsbezirk Düsseldorf
») aus der Mitte der Provinzial-Vertretung.

Die Abgeordneten:
1. Freiherr v. Plettcnberg-Mehrumzu Mehrum.
2. v. Evnern zu Barmen.
3. Tuchfabrikant Hunzinger zu Crefeld.
4. BürgermeisterCompcs zu Neuwert.

l») aus den Einkommensteuerpstichtigen:
1. Mathias Vüchlrrs zu Dülken.
2. Graf v. Hocnsbrocch zu Buschfcld.
3. Bürgermeister Sartorius zu Dick.
4. Trinkaus zu Düsseldorf.
5. Hermann Wülfing zu Elberfeld.
6. Ernst Iohannp zu Hückcswagen.
7. Gustav Weversbcrg zu Solingen.
8. H. Krapp zu Mülheima. d. Ruhr.

» Für den Regierungsbezirk Trier
n) aus der Mitte der Provinzial-Vertretung.

Die Abgeordneten:
1. Bürgermeister Wagner zu Saarbrücken.
2. KaufmannSavope zu Trier.

d) aus den Einkommcnsteuerpflichtigen:
1. Christoph Aldringerzu Trier.
2. Peter Schömann zu Wittlich.
3. Carl Schmidtborn zu Saarbrücken.
4. Nicolaus Doudon zu Wallerfangen.

3
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N. Für den Negierungsbezirk Aachen

l<) aus der Mitte der Provinzial-Vertretung.

Die Abgeordneten:
1. Freiherr v. Gepr zu Mödershcim.
2. Tuchfabrikant Schwamborn zu Aachen.
3. Bürgermeister Vcemclmanns zu Prümmcrn.

l») aus den Einkommenstcuerpftichtigen:
1. Geheimer Regicrungs-Nath v. Cöls zu Aachen.
2. Bürgermeister Iungbluth zu Iülich.
3. - - Krapol zu Immcrratt).
H. Freiherr v. Levkampzu Schloß Elsum.
5. Alerandcr Schiller zu Montjoie.
6. ClemensReiner Doutrclepontzu Malmedp.

Düsseldorf, den 3. October 185l.
Der Landtags-Mar schall.

l^gez) von Waldbott.
An

den Königliche» Landtags-Komiuissarius,
Herr» Oberpräsideiitc» der Nhcinprouinz,

von Kleist-Retzow
Hochwohlgeburcu.

2. Wahl ständischerAb- <9ie, zufolge des 3iente»bank-Statuts erforderliche Wahl und zwar zweier Mitglieder der
geordneter znrMitwirkungProvinzial - Vertretung, als Deputirtcn bei der Verloosung und Vernichtung der Nentenbriefe
bei der Verwaltung d°. für ^ ^ ^,^^ Mitgliedes, als Deputirtcn zur Revision der Formulare zu den Nentenbriefendie Provinzen Rheinland ,,. , ^, „. ^ ^ ^ ^.
und Westohalenerrichtete» «nd der dazu gehörigen Zins-Coupons fand Statt.
Rentenbank, »ach §§5, 27 Da das Ncntenbank-Institut nur den auf der rechten Nheinseite gelegenen Theil der
uud 47 des Geseyes vom 2. Provinz betrifft, und mit der Nentenbank für die Provinz Westphalen verbunden ist, so
März 185». wurde durch den Landtags-Marschall der Vorschlag gemacht, daß die der rechten Nheinseite

«»gehörigen Mitglieder der Provinzial-Versammlung, die gewünschtenAbgeordneten zunächst und lediglich
aus ihrer Mitte in Vorschlag bringe» möchten, worauf die Versammlung einstimmig einging.

Nach einer dieserhald vorgenommenen Besprechung unter den Mitgliedern der rechten Nheinseite,
während welcher durch den Landtags «Malschall eine Vertagung der Plenar-Versammlung von einer
Viertelstunde angeordnet wurde, erklärten riefe, daß sie als Devutirte bei der Verloosung und Vernich¬
tung der Nentenbriefe die Abgeordneten

Freiherr von Plettenberg und
Daniel von der Heydt, und

zur Revision der Formulare zu den Nentenbriefe» und der dazu gehörigen Zins «^Coupons, den
Abgeordneten Goßlich

gewählt hätten, welchen Wahlen Seitens der Plcnar-Versammlung durch Acclamation beigetrelen wurde.

Der Landtags- Marschall.
(gez.) von Waldbott.

Allerdurchlauchtigster, Grostmächtigster,
Allergnädigster König und Herr!

3. Gutachte»über die für >3uer Majestät haben die Gnade gehabt, mittelst Allerhöchster Votschaft vom 7. April M7
die Nheiuproviuzzu errich- den damals zum Vereinigten Landtage versammelten Ständen den landesväterlichen Entschluß
teudeProvmzial-Hülfsrasse.̂ offnen, für-M Kultur und den Verkehr in der Monarchie, sowie zur Beförderung des
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so heilsamen Sparkassenwesens in sämmtlichenProvinzen, Provinzial-Hülfskassen, ähnlich derjenigen,
welche in der Provinz Westphalcn mit gesegnetemErfolg seit dem Jahre 1841 besteht, unter ständischer
Verwaltung zu begründen, und demnächst die erforderlichenPropositionen an die Provinzialstände ergehen
zu lassen.

Es sind seitdem Jahre schwerer Stürme über unser geliebtes Vaterland dahin gezogen, und wenn
es Euer Majestät Ministerium, nach Wiederherstellungruhigerer Verhältnisse, jetzt möglich geworden ist,
sich den materiellen Interessen der einzelnen Provinzen wieder mehr zuzuwenden, und demnachzur Errich¬
tung der Provinzial» Hülfskasse für die Nhcinprovinz der treugehorsamsten Versammlung zur diesmaligen
Wahrnehmung provinzieller Interessen die betreffenden Propositioncn zugchen zu lassen, — so finden sich
unterthänigst Unterzeichnetegedrungen, in innigster Uebereinstimmung mit dem Vereinigten Landtage von
1847, Euer Majestät zunächst den ehrerbietigsten Dank für die Errichtung dieses Instituts auch in der
Rhcinprovinz auszusprechen, dessen Wichtigkeit und Bedeutung zur Hebung des Wohlstandes unserer
Provinz von der treu ergebenstenVersammlung in vollstem Maaße gewürdigt wird, — und sodann ihre
große Befriedigung und Anerkennung einer sorgfältigen Verwaltung Seitens der hohen Staatsregicrung
darüber an den Tag zu legen, daß der der Nhcinprovinz zur Errichtung einer Provinzial-HülfSkassc
zugewieseneFond, uueracktet der Stürme der letzten Jahre nicht allein nicht berührt, sondern durch Zinsen
noch bedeutend angewachsenist.

Nachdem nun treu gehorsamst versammelte Vertreter der Provinz sich der sorgfältigsten Prüfung
und Begutachtung der AllerhöchstenPropositionen wegen Errichtung der Provinzial-Hülfskasse unterzogen
haben, beehren sich dieselben, in der Anlage das Resultat ihrer Berathungen am Throne Eurer Majestät
mit der gehorsamstenBitte niederzulegen:

daß es Euer Majestät gefallen wolle: „die Provinzial-Hülfskasse für die Rheinprovinz bald¬
möglichstin's Leben treten zu lassen."

In tiefster Ehrfurcht ersterben
Euer Majestät

treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung
der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.

Düsseldorf, den 18. October 1851.
^___________

Denkschrift,
als Anlage zu der Adresse an Seine Majestät, die zu errichtende Provinzial-

Hülfskasse für die Rheinpruvinz betreffend.

Zur Berathung der Allerhöchsten Proposition wegen Errichtung der Prov.nz.al-Hulfskasse waren der zur
diesmaligen Wahrnehmuug der Provinzial-Vertrctuug berufenen provmz.alstand.schenVersammlung fol>
gende Vorlagen übergeben, welchedemnachals das Material ihrer speziellen Berathung zu Gruude gelegt
wurde, nämlich: «,,. . ..^, ^

1) Denkschrift in Betreff der Rheinischen Provinzial-Hülfskassc vom Komgllchcn Herrn Landtags-
Kommissarä« c,-»t<, Düsseldorf den 28. September 1851.

2) Denkschriftüber die Benutzung der Provinzial-Hülfskasse zur Beförderung landwirtschaftlicher
Grundverbefscrunq äe ä»lu Berlin den 31. August 1851.

3*
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3) Entwurf des Statuts der Rheinischen Provinzial-Hülfokassc.
4) Entwurf der Geschäfts-Anweisung für die Direktion der RheinischenProvinzial-Hülfskasse.

Die beiden genannten Denkschriftenunterlagen der sorgfältigsten Beachtung und kann sich die Ver¬
sammlung mit den verschiedenen, dort näher entwickeltenAnschauungendurchgchends einverstanden erklä¬
ren; speziellspricht sich die Versammlung durch die Annahme des 8 5 der Geschäfts-Anweisung (Schluß
von »line» I.) ganz übereinstimmendmit der im KöniglichenMinisterium für landwirthschaftlicheAngele¬
genheiten aufgearbeiteten Denkschriftaus — und hofft, daß der Rheinischen Provinzial-Hülfskasse nach
den in ihren Statuten festgestellten Marimen Gelegenheit geboten werde, auch in Unterstützungländlicher
Interessen viel Ersprießliches zu leisten.

Bei Berathung der einzelnen Paragraphen des Entwurfs des Statuts der RheinischenProvinzial-
Hülfskasse beschloß Versammlung folgende Zusätze l«»^,. Abänderungen zu beantragen:

Zu 8 1 wird die Stadt Cöln als Sitz der Provinzial-Hülfskasse bestimmt, und zwar aus fol¬
genden Gründen:

Zu einer gedeihlichenEntwickelung des Instituts der Hülfskasse ist vor allen Dingen ein leichter
Geldverkchr nothwendig; in Cöln ist derselbe mehr als an irgend einem anderen Platze unserer Provinz
durch die KöniglicheBank «nd die vielen und bedeutenden Banquiers-Häuser dargeboten, mit denen
wohl der bei weitem größte Theil der Gewerbetreibenden der Rheinprovinz in Verbindung steht, wodurch
vielfach Geldumsätzemit der Hülfskasse vermittelt werden könnten. Außerdem liegt Eöln ziemlich im
Mittelpunkt der Provinz und in der Nähe Aachens und des Wupperthales, durch deren bereits in
größerer Ausdehnung bestehendenSpar- und Prämien»Kassenein ansehnlicherGcldverkehr mit der Hülfs¬
kasse stattfinden dürfte.

8 2 wurde in der Fassung des Entwurfs angenommen.
Zu 8 3 wurde folgender Zusatz angenommen:

„Es wird der Direetion freigestellt, nach Maßgabe der durch eingehende Dcnlchnsgcsuchecut-
„ stehendenGeldbedürfnisse, Staatspapiere bei der KöniglichenBank zu deponiren und dagegen
„Baarvorschüsse zu beziehen."

8 4 wurde in folgender Fassung angenommen:
„Die Hülfskasse soll außerdem vorzugsweise Gelder aus den in § 13 bezeichneten
„Sparkassen der Provinz, ohne dabei die Direktion auf eine gewisse Summe zu
„beschränken, annehmen, um dieselben zu verzinsen und in gleicher Weise auszuleibcn."

8 5 wurde nach der Fassung des Entwurfs angenommen.
Zu 8 6 wurde folgender Zusatz angenommen:

„Wer ein Darlehn auf Amortisation erhalten, dasselbejedoch erweislich, zu dem angegebenen
„Zwecke, in der dazu geeigneten Zeit nicht verwendet hat, ohne daran durch höhere Gewalt
„verhindert worden zu sein, ist gehalten, 6 Monate nach geschehener Kündigung, welche in
„dem Falle die Direktion anordne» kann, den ganzen Rückstand des geliehenen Kapitals
„zurückzuzahlen."

§ 7 wurde in der Fassung des Entwurfs angenommen.
§ 8 llline» I. wurde folgende Fassung beschlossen:

„Darlehne aus der Hülfskasse können gegen genügende Sicherheit gewährt werden:
„») zur Gründung u. s. w. (nach Fassung des Entwurfs.)"

§8 9 bis in«:Iu8iv!,12 werden in der Fassung des Entwurfs angenommen.
§ 13 wurde nach Fassung des Entwurfs, jedoch mit der Abänderung angenommen, daß in »lino»

Zl. l»,l, ») statt: „ein Mal wöchentlich", gesetzt werde: „zwei Mal monatlich."
§8 14 bis inelu«iv« 22 werden in der Fassung des Entwurfs angenommen,
tz 23 »1iue<» l. soll nach dem Beschluß der Versammlung also lauten:
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„Am Schlüsse eines jeden Landtags wirb ein Ausschuß aus der Mitte der Provinzial»Ver¬
sammlung, unter besonderer Berücksichtigung der verschiedenen darin vertretenen
„Interessen gewählt, welcher die u. s. w. nach Fassung des Entwurfs bis zum Schlüsse
„des Z 23."

8 24 wurde in der Fassung des Entwurfs angenommen.
Zu § 25 wurde folgender Zusatz beschlossen:

„im Falle der Stimmengleichheit giebt die Stimme des vom Staate Ernannten den Ausschlag
„bei dieser Wahl,"

§ 26 wurde in der Fassung des Entwurfs angenommen.
8 27 wurde mit Weglassung des ersten Satzes »ach der Fassung des Entwurfs wie folgt ange¬

kommen: „Das zur Verwaltung nöthige" u. f. w. bis Schluß des 8.
88 28 bis iuolu8!v« 33 wurden in der Fassung des Entwurfs angenommen.

Nachdem bis hierher vorstehend sämmtliche Paragraphen des Statutes für die Rheinische Provin¬
zial-Hülfskasse, so wie dieselben aus der Berathung der Provinzial-Versammlung hervorgegangen sind,
zur besseren Uebersicht der Reihenfolge nach, ohne Unterbrechung zusammengestellt sind, mögen folgende
Motive für von der Versammlung als zweckmäßig erachtete Zusätze l-«^. Abänderungen hier Platz finden:

Motiv für den Zusatz zu Z 3: Es erschien angemessen, diese Befugniß der Direction auch unter die
statutarischen Bestimmungen aufzunehmen.

Dcsgl. zu F 4: Es wurde für leicht möglich gehalten, daß der Provinzial-Hülfskasse aus «zuest.
Sparkassen größere Summen zufließen möchten, als sie unterzubringen im Stande wäre, —
daher die Einfügung des Wortes: „vorzugoweise", während auf der anderen Seite die Direktion
nicht gebunden sein soll, sich auf ein Marimum beschränken zu müssen, wenn sich Gelegenheit
für die statutenmäßige Unterbringung der Gelder darbietet.

Desgl. zu 8 6: Der Zusatz soll Mißbrauch verhüten, ohne jedoch der Direction bei billiger Berück»
sichtigung der obwaltenden Verhältnisse im einzelnen Falle die Hände zu binden.

Desgl. zu § 13: Die Abänderung in diesem Paragraphen wurde beliebt, weil sich herausstellte, daß
ansehnliche und bewährte Sparkassen-Anstalten bestehen, welche den Modus des monatlich zwei¬
maligen Empfangs als genügend befunden haben.

Hiernach zu der Berathung der einzelnen Paragraphen deS
„Entwurfs der Gcschäftsanweisuug für die Direelion der Rheinischen Provinzial-Hülfskasse"

übergehend, nahm Versammlung
8 1,2 und 3 nach der Fassung des Entwurfs au.
Zu 8 4 wurde folgender Zusatz angenommen:

„und vom Sccretair contrasignirt."
Bei 8 5 «Uue» lH beschließt Versammlung hinter dem Worte: „Grundstücke", folgende Ein¬

schaltung als Parentese:
„bei Anmeldungen von Häusern als Unterpfand wird die größte Vorsicht, unter Berücksichtig
„gung der vorkommenden großen Werthveränderungen, nothwendig sein."

Im Blick auf die Erfahrungen der letzten Jahre namentlich in Städten erschien diese Anmerkung
im Geschäfts-Reglement nicht unangemessen.

3 6 wurde nach der Fassung des Entwurfs angenommen,
s 7 desgleichen, jedoch mit dem Zusatz hinter „Landrath des Kreises":

«und durch denselben der betreffende Bürgermeister."
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Die Stellung, welche nach § 5 der Geschäfts »Ordnung und nach 3 31 des Statutes die Bürger¬
meister der Provinziell-Hülfskasse gegenüber einzunehmen haben, ließ den Zusatz nolhwendig erscheinen.

§Z 8 bis iuelu8lv« 17 wurde nach Fassn,>g des Entwurfs unverändert angenommen.
§ 18 erster Satz wurde wie folgt angenommen:

„Die Dircction ist verpflichtet, monatlich eine Kassen-Revision, und zwar an den für die
„öffentlichen Kassen bestimmten Nevisions-Tagen abzuhalten. — Der Ober-Präsident u. s. w-
„bis Schluß des Paragraphs."

s 19 wurde nach der Fassung des Entwurfs angenommen.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster,
AUergnädigster König «nd Herr,

4. Gutachtenüber Man- >^uer Königliche Majestät haben die Gnade gehabt, mittelst Allerhöchsten Propositions-Dekrcts
dcnmg ver Gememde-Ol'd-vom 21. September d. I. uns, den zur Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung einbcrn-
mmg vom ii. März i8^u. ^,^ Ständen der Nheinprovinz zu eröffnen, daß Eurer Majestät Regierung beabsichtige eine

Aenderung der Gemeinde,- Kreis,« Bezirks,- und Provinzial-Ordnung vom 11. März vorigen Jahres
herbeizuführen. Zugleich haben Euer Majestät geruhet, unser wohlerwogenes Gutachten über die in der
Denkschrift des Ministers des Inneren vom 20. September dieses Jahres, betreffend die Abänderung der
Gemeinde-Ordnung vom 11. März vorigen Jahres, bezeichnetenGesichtspunkte, zur weiteren Erwägung
und Vorbereitung des von Eurer Königlichen Majestät Regierung den Kammern einzubringenden Gesetz-
Entwurfs, zu erfordern.

Eure Königliche Majestät haben, wie es Allerhöchst ihrem Herrschcrbcrufc geziemte, den ersten
Schritt gethan, einem im Dränge der Zeit verkannten, darum aber um so tiefer empfundenen Bedürfnisse
gerecht zn werden, den durch Euer Majestät nud Allerhöchstderen Vorfahren glorreichen Andenkens, stets
mit väterlicher Fürsorge gepflegte» Eigenthümlichkeitender einzelnen Provinzen, auch in der neuen Ord¬
nung der Dinge, Anerkennung und Geltung zu verschaffen. Es war dies eine, durch den Verlauf unserer
politischen Entwickelung bedingte Nothwendigkeit, eine Forderung für deren Befriedigung ein Weg gesucht
werden mußte und wofür Euer Majestät Regierung, so Gott will, den richtigen Weg gefunden hat.

Auch den Gemeinden der Nheinprovinz, soll wieder ein, ihren besonderenBedürfnissenund Interessen
entsprechendeslebensfähiges Gesetz verliehen und es soll diese Ordnung nicht willkührlich nach Theorien,
deren Werth nicht erprobt ist, sondern aus den vorhandenen, im Boden der geschichtlichen Entwickelung
wurzeluden Elementen gebildet werden. Das ist der hohe Gedanke den Euer Königliche Majestät Regie¬
rung, nach dem verfassungsmäßigen Wege zu verwirklichenbemüht ist und dem wir mit Freudigkeit uns
angeschlossen haben.

Getragen von dem Bewußtsein, daß in allen Theilen der Nheinprovinz ein gleichmäßiges Bedürft
niß zu durchgreifendenAbänderungen der Gemeinde-Ordnungvom 11. März vorigen Iahrcö obwaltet, haben
wir der Erörterung der uns gestelltenwichtigen Aufgabe mit treuem gewissen haften Fleiße uns unterzogen.

Das Ergebniß dieser Prüfung ist in der alleruntcrthänigst bcigcbogcncnDenkschrift enthalten.
Da hiernach eine völlige Umgestaltung der Grundprinzipien der Gemeinde-Ordnung vom 11. März

vorigen Jahres nöthig erscheint, die erforderlichen Abänderungen aber in der von Euer Königlichen Ma¬
jestät der Nheinprovinz im Jahr 1845 Allergnädigst verliehenen rheinischen Gemeinde-Ordnung im Wesent¬
lichen sich verwirklicht finden, so erlauben wir uns die allerunterthänigsteBitte an die Stufen des Thrones
niederzulegen, daß vorzugsweise die Grundsätze und Bestimmungen dieses früheren Gesetzes, welches bereits
im Leben des Volks Wurzel gefaßt hat, der neu zu erlassendenGemeinde-Ordnung zum Grunde gelegt
werden möge.
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Sollten aber die provinziellen Eigenthümlichkeitenund Verschiedenheiten volle Berücksichtigung finden,
soll ein wahrhaft volksthümlichesunseren Gemeinden Heil bringendes Gesetz geschaffen werden, so halten
wir, die treuen Stände, allerunterthänigst dafür, daß dasselbe aus dem Schoße der mit den besonderen
Verhältnissen der Provinz vertrauten Provinzial-Vcrtretung hervorgehen muß.

Wenn auf diese Weise die unterbrochene Kette der geschichtlichen Fortbildung wieder angeknüpft
und dem was die Stürme der Zeit wohl erschüttert, aber nicht zu vernichten vermochthaben, nach dem
edlen Wahlspruche der Krone sein Recht wieder werden soll, so wird darum was unser Zeitalter geschaffen
hat, das Produkt seiner Bedürfnisse und Interessen, nicht weniger sorgfältig gepflegt, nicht weniger
heilig gehalten werden.

Wir hoffen den Tag zu schauen, wo die, welche jetzt mißtrauisch ferne stehen, es dankbar erkennen
werden, daß unsere neue staatlicheOrdnung weit entfernt, dnrch den Wiederaufbau der geschichtlichen
Grundlage sich gefährdet zu sehen, gerade in dieser ihren wahren Stützpunkt finden, aus der Verbindung
mit ihr die wahre Lebenskraft gewinnen wird.

Möge denn das also begonnene Werk unter Gottes gnädigem Schutze, dem theuren Valcrlande
zum Segen gedeihen! Mit diesem Wunsche wollen Euer KöniglicheMajestät landesväterlichcr Huld und
Gnade wir uns allerunterthänigst anbefohlen halten und ersterben wir in tiefster Ehrfurcht

Guvcr Königlichen Majestät

treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung
der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.

Düsseldorf, den 26. October 185l.

-

Denkschrift
der zur diesmaligen Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung berufenenProvinzial-
standischenVersammlung der Rheinprovinz, betreffend die Abänderungder Gemeinde-

Ordnung vom 11. März 1850 unter besonderer Berücksichtigung der
Verhältnisse der Rheinprovinz.

<^>as Allerhöchste Propositions.Dckret vom 21. September er., hat unter Nr. 4 die zur Wahrnehmung
der Provinzial-Vertretung berufene Provinzialständische Versammlung der Rbcinprouinz aufgefordert, ihr
wohlerwogenes Gutachten über die in der Denkschriftdes Ministers des Innern vom 20. September l-r..
bezeichnetenGesichtspunkteund Fragen zur weiteren Erwägung und Vorbereitung des angedeuteten, von
der Staats-Negierung bei den Kammern einzubringenden Gesetz-Entwurfs, abzugeben und ist dies in
Folgendem geschehen.

l- Die erste, in der Denkschriftdes Ministers des Innern vom 20. September dieses Jahres zur
Begutachtung gestellten Frage:

Ob die durch die Gemeinde-Ordnung vom 11. März vorigen Jahres neu eingeführten Wahl-
Principien beizubehalten, oder ob nicht die Grundsätze der rheinischenGemeinde»Ordnung vom
23. Juli 1845 (Z 72 und folgende und § 103), wonach der Gemeinde-Vorsteher r««p. Bürger¬
meister und deren Stellvertreter (»-«»p. Beigeordneten) von den Organen der Staats - Negicrung
ernannt wurden, den Vorzug verdienen?
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Ist dahin zu beantworten:
1. Daß die Wahl der Bürgermeister und Beigeordneten für diejenigen Bürgermeistereien, welche eine

Stadt von mehr als 10,000 Einwohnern enthalten, nach Maßgabe der Vorschriftender 88 29 und 31
der Gemeinde-Ordnung vom 11. März vorigen Jahres unter Vorbehalt des Bestätigungsrcchts des
Staates, beizubehalten sei;

2. daß jedoch in den übrigen Gemeinden und Bürgermeistereien die Ernennung der Gemeinde-Vorsteher
und Bürgermeister i-««^. deren Stellvertreter und Beigeordneten von den Organen der Staats«
Regierung nach Maßgabe der 88 72 und 103 der Rheinischen Gemeinde-Ordnung vom 23. Juli
erfolgen muffe. —

In dieser letzten Beziehung wurde jedoch mit 49 gegen 25 Stimmen angenommen, daß die vor-
gedachteErnennung der Gemeinde-VorsteherBürgermeister r«8si. deren Stellvertreter von den Organen
der Staats-Regierung, nur in sofern erfolgen dürfte, als nicht das Recht der Sclbsterwcihlungder Bürger¬
meister uud Beigeordneten der Städte und Ortschaften unter 10,000 Einwohnern auf deren Antrag, durch
die Provinzial-Vertrctuug verliehen werde.

Zur Begründung wurde angeführt:
Da den Städten der östlichen Provinzen der bisher bestandenen älteren Verfassung gemäß, die

Wahl der Bürgermeister zugestandenhat, und aller Wahrscheinlichkeitnach, auch ferner verbleiben wird,
so muß dieses Recht auch den größeren Städten der Rhcinprovinz uud denjenigen Städten und Ortschaften,
welchen dieses Recht, durch die Provinzial-Vcrtrctung besonders zugestanden wird, um so mehr erhalten
werden, als hier die in den kleineren Städten und Gemeinden mit der Wahl nothwendig verbundenen
Ucbclstände, in einem weit geringeren Maße vorwalten; das Interesse der Staats-Regierung in Folge
der erleichterten Trennung der Polizei von der städtischenVerwaltung, vollständig gewahrt bleibt, und
endlich es in den größeren Städten, nicht an Persönlichkeiten fehlen wird, denen die Fähigkeiten zur
Bekleidung der fraglichen Aemter zur Seite stehen.

In anderen Gemeinden hat dagegen, wie die Erfahrung gelehrt, die Wahl der Vorsteher und
Bürgermeister in der Regel die nachthciligstcn Folgen, und läßt sich dieselbe mit einer geordneten Gemeinde-
Verwaltung nicht vereinigen.

Die Stellung dieser Beamten muß nothwendig eine zweifachebleiben, weil sie zugleich Organe
der Staats-Regierung und Beamten der Gemeinden sind. Die Ausübung der ihnen vom Staate aufer»
legten Functionen führen unvermeidlich Conflicte mit den Einwohnern der Gemeinde herbei und darf, um
in solchen Fällen mit Kraft und Energie aufzutreten, die Eristenz des Beamten nicht von der Gunst oder
Ungunst der Parteien abhängig gemachtwerden. Die Befürchtung, daß sie bei gewissenhafterPflichter¬
füllung nach Ablauf von l2 Jahren mit einer kärglichen Pension entlassen werden können, wird in den
meisten Fällen ihre Thatkraft lahmen und eine lässige, dem Staate sowohl, als dem wohlverstandenen
Interesse der Gemeinde, „achthcilige Dicnstführung zur Folge haben.

Das Bcstätigungsrecht, welches der Staat in der Gemeinde-Ordnung vom 11. März vorigen Jahres,
sich vorbehalten hat, bietet leine Abhülfe für diese Uebclstände, vielmehr hat dasselbedie nachthcilige Wir»
lung, daß es das, den Gemeinden gesetzlichgarantirtc Recht der freien Wahl illudirt und Mißtrauen
gegen die Staats-Regierung erweckt. Alle diese Nachtheile treffen bei den größeren Städten i-esp. Ge»
meinden entweder gar nicht, oder nur in geringerem Maße zu, indem eines Theils eine Trennung der
Staats- und Gemeinde-Behörde möglich, andcrntheils die gewählten Bürgermeister, in der Regel in un¬
abhängigen äußeren Verhältnissen leben, mithin den Ablauf der Wahlperiode nicht zu befürchten haben,
und endlichdie Staats-Regierung nur ausnahmsweise in die Lage kommen wird, die Bestätigung des Ge¬
wählten zu beanstanden.

Bei Ausübung des Ernennungsrcchts von Seiten des Staats, wird schon nach den Bestimmun¬
gen der rheinischenGemeinde-Ordnung vom 23. Juli 1845 das Interesse der Gemeinde zur Genüge
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dadurch gewahrt, daß der Gemeinde-Vorsteheraus den Mitgliedern des Gcmcindcraths ernannt, nnd bei
Besetzung der Bürgcrmcistcrstellenauf angesehene Grundbesitzeroder auf andere, das Vertrauen der Ein«
gesessenen genießende Personen vorzugsweise gcrücksichtigt werden soll.

Einer Erwähnung bedarf es kaum, daß wenn das neu zu erlassende Gesetz vou den oben entwickel¬
ten Grundsätzen ansgehcn sollte, die jetzt fungirendcn Gemeinde-Behörden bis nach Ablauf der Wahl¬
periode in ihren Aemtern verbleiben müssen.

Nachdem die Nothwendigkeit der Ernennung der Gemeinde-Vorsteher und Bürgermeister in den
vorerwähnten Gemeinden anerkannt worden, kann es ferner keinemBedenken unterliegen, daß an die
Stelle des collegialischenGemeinde-Vorstandes allgemein, und selbst mit Inbegriff der größeren Städte,
eine einheitlicheMagistrat,»,' eintreten mnß.

Die Unzwcckmäßigkcit des durch die Gemeinde-Ordnung vom 11. März vorigen Jahres in der
Rheinprovinz neu eingeführten Instituts des collegialischen Gemeinde-Vorstandes ist von den bedeutenderen
Städten der Provinz bei Einführung der neuen Gemeinde-Ordnung dadurchzur Genüge anerkannt worden,
daß sie von der ihnen im 8 153 dieser Gemeinde»Ordnung gegebenen Vcfngniß Gebrauch gemacht, und
der in der Provinz herkömmlichen, während einer Reihe von Jahren sanctionirten einheitlichenMagi-
stratur den Vorzug gegeben haben.

In den übrigen Städten und Gemeinden, wo dirs nicht geschehen, haben bei Erörterung dieser
Frage, nur in seltenen Fällen, Gründe der 'Nützlichkeit und Zweckmäßigkeitobgewaltet.

Wird den Gemeinden das Recht der Selbstregicrung in einem ausreichenden Maße zugestanden und
ist der Vorsteher an den Beschlüssendes Gemcindcraths gebunden, wie solches die rheinischeGemeinde-
Ordnung vom 23. Juli 1845 vorschreibt, so bedarf es einer, in der Praris ohnehin unzureichendenCon«
trolle des collegialischenGemeinde-Vorstanves nickt, iicinenfalls aber stehen die durch diese Einrichtung
beabsichtigtenVortheile zu den erheblichen Nachtheilen im Verhältniß, welche die Theilung der Erecutiv«
Gewalt in einem collegialischenGemeinde-Vorstände nothwendig mit sich führt.

II. Die zweite in der Denkschriftausgeworfene Frage,
ob nicht unter Abänderung des F 15 »ll. 2, 8 34 und des nnr unter den Ausführuugs- und
Uebergangs« Bestimmungen, befindlichen8 153 der Gemeinde-Ordnung vom 11. Mär; vorige»
Jahres, die Rückkehrzu den allgemeinen Grundsätzen der rheinischen Gemeinde«Ordnung vom
23. Inli 1845, wonach der Bürgermeister »«üp. Gemeinde> Vorsteher den Vorsitz in dem
Gemeinderathc zu führen hatte, angemessen sein dürfte? welche bezweckt, anstatt des collegia«
lischcnGemeinde«Vorstandes der Bürgermeister l-«»i>. Beigeordneten zu substituircn, mithin die
Bestimmung des Z 153 zu gcneralisiren, muß unbedingt bejaht werden.

Führt der Bürgermeister oder Gemeinde-Vorstehernicht zugleichden Vorsitz in der Repräsentation
der Gemeinde, so ist er selbstredend nicht im Stande diejenige Einwirkung auf den Gang der Geschäfte
zu äußern, welche bei einer geordnetenVerwaltung unumgänglich erforderlich ist, sei» Einfluß auf die Mit¬
glieder des Gemeinderaths, wird nur ein geringer bleiben, und es wird endlich einer seiner Amtswirk-
samkcit nachthciligc Entfremdung zwischen ihm und den Vertretern der Gemeinde Platz greifen.

Alle diese Gründe sind bereits von den rheinischenAbgeordnetenzur I, Kammer bei Discutirung
der neuen Gemeinde-Ordnung angeführt worden und haben die Vertreter der Provinz bewogen, sich mit
Entschiedenheitfür die Beibehaltung der einheitlichen Magistrate auszusprechen.

III. Anlangend die Dritte in der Denkschrift enthaltene Frage:
ob nicht unter Abänderung der betreffenden Bestimmungen der Gemeinde-Ordnung vom 11. März
1850 die Grundsätze der rheinischenGemeinde-Ordnung vom 23. Juli 1845 (88 76 und 85) wie«
der zur Geltung zu bringen, wonach für die Verwaltung der Gemeinde-Angelegenheitenund für alle
Angelegenheitender Bürgermeisterei, soweit sie die Gemeinde betreffen, der Vorsteher nur Organ

4
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des Bürgermeisters ist, und dergestalt dem Bürgermeister in allen Gemeinde-Angelegenheiten,unter
Mitwirkung des Gemeinde-Vorstehers, die Ausführung gebührt?

ist folgendes iu Betracht zu ziehen:
Das Institut der Sammtgemcindcn, welches in der hiesigen Provinz seit einer langen Reihe von

Jahren besteht, hat sich in einer umfasscudeuWeise ausgebildet und ist in das innere Leben der Gemein¬
den gedrungen, es waltet hier in dieser Beziehung ein von den östlichen Provinzen des Staates sehr
verschiedenesVerhältniß vor, und bedenklich erscheintes daher, die nur fremdenVerhältnissen entsprechen¬
den Bestimmungen der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850 auf die Rhein-Provinz anzuwenden.

Die Z§ 114 und 127 dieses Gesetzes übertragen dem Gemeinde-Vorsteher die ganze Verwaltung
der Spezial-Gemeindcn, während der 8 128 dem Vorsteher der Sammtgemeinden nur das Bcaufsichtigungs-
rccht zuerkennt.

Nach den Bestimmungen der rheinischenGemeinde-Ordnung vom Jahre 1845 ist dagegen der Vor¬
steher der Einzcl-Gcmcindcn nur das Organ des Bürgermeisters.

Mit geringen Ausnahmen aber besitzen die Gemeinde-Vorstehernicht die Fähigkeiten und Geschäfts-
Kenntnisse, welche zur Verwaltung eines so wichtigen Amtes uud zur Ausführung der ihnen vom Ge¬
setze auferlegten Funktionen erforderlichsind.

Die Erfahrung hat bereits gelehrt, daß wenn nicht der ganze Geschäftsgang in Unordnung gerathen
soll, der Bürgermeister sich derjenigen Arbeiten unterziehen muß, welchedas Gesetz dem Gemeinde-Vor¬
steher aufträgt und wozu der Bürgermeister nicht verpflichtet ist.

In einigen Gemeinden hat sich daher auch der Letztere den Wählern gegenüber verpflichten müs¬
se», die Arbeiten sämmtlicher Ortsvorstcher mit zu übernehmen, so daß diese, die ihnen von der Gemeinde
ausgeworfene Dicnstenlschädignng umsonst beziehen; während in andern Gemeinden sich der Bürgermei¬
ster für solche ihm gesetzlich nicht obliegenden Leistungen besonders entschädigen läßt. Zur Vermeidung
größerer Ncbelständewar die Aufsichtsbehörde genöthigt, diese und andere abnormenZuständezu dulden, oder
die Befugnisse der Vorsteherdurch Anwendung des § 135 der Gemeinde-Ordnung von 1850 zubeschränten.

In Berücksichtigung dieses Mangels in dem bestehenden Gesetze, wird für nöthig erachtet, den Bür¬
germeistern die Verwaltung der Spczial-Gcmeinden, wie solche die rheinischeGemeinde-Ordnung vom 23.
Juli 1845 bestanden hat, zurückzugeben.

Daß die Eclbststäudigfcit der Einzelgemcindcn in Folge dieser mehr untergeordneten Stellung des
Genieinde-Vorstandes leidet, konnte zwar nicht verkannt werden, man hielt aber dafür, daß diesemUcbel-
stande dadurch abzuhelfen sei, daß die in der Gemeinde-Ordnung vom Jahre 1850 erschwerteTrennung
der größeren Einzclgemeindeuvon dem Sammtgcmciudc-Verbande durch Anwendung der analogen Bestim¬
mungen der rh. G. O. vom Jahre 1845 erleichtert werde.

IV. Der vierte Punkt der ministeriellenDenkschrift, die Aufhebung des Aufsichtsrcchtsder Bezirks-
räthe und Krcisausschüsscbetreffend, ist in einer besondern Denkschrift über die Abänderung der Kreis-,
Bezirks- und Provinzial-Ordnung vom 11. März v. I. begutachtet worden.

V. Die iu der Denkschriftdes Ministers des Innern .-»ll 5 zur Beantwortung vorgelegte Frage:
ob nicht die Grundsätze des 8 69 der rhcin. G. O. vom 23. Juli 1845, wonach die Verwaltung
der Gemeinde-Kassenzufolge Beschlussesder Bürgermeisterei-Versammlung dem Elementar-Er»
Heber der direkten Steuern, oder einem besonders angestellten, demnächst von dem Landrathe,
nach gutachtlicher Vernehmung des Bürgermeisters uud der Bürgermeisterei-Versammlung zu ernen¬
nenden besonderen Einnehmer übertragen werben könnte, in beiden Fällen aber der Betrag der
Ncmuucratiou, so wie der Eaution des Erhcbcrs nach Vernehmung der Bürgermeisterei-Versamm¬
lung von der Regierung zu bestimmenwar, zur größeren Sicherheit der Gemeinde«Kassen gereichen,
und daher wiederum zur Geltung zu bringen seien?"

wurde einstimmigbejaht und dafür Folgendes angeführt.
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Es ist unterliegt keinem Zweifel, daß die Bestimmungen der Gemeinde-Ordnung vom 11. Mär;
v. I. 88 51, 52, 112 und 113, selbst wenn die Anstellungder Gemeinde-Empfänger den Vertretungen
der Sammtgemeinden verbleiben, die Sicherheit der Gemeinde-Kassenund somit auch des Gemeinde-Ver¬
mögens, in bedenklicher Weise gefährden.

Bei dem bedeutendenVermögen vieler Gemeinden und wegen der Schwierigkeit und Verwickelung
des Kommunal-Nechnungswcsens, welches in der Regel die Einnehmer mehr beschäftigt, als die Vermal-
tung der Steuerkassen, kommt es wesentlich auf die Befähigung und Zuverlässigkeit des Kasscnvcrwal-
ters an.

Die Einwirkung der Aufsichts-Behörbc, wie solche, in der rh. G. O. vom Jahre 1845 vorgeschrie¬
ben ist, erscheintum so nothwendiger, als der Gemeiuderath häusig aus Mangel an Sachkenntnis) nicht
im Stande sein wird, die von dem Einnehmer zu stellende Caution gehörig zu prüfen, so wie den
Betrag der Hebegebührcn zu normircn.

Vl. Was nun die sechste Frage der Denkschrift betrifft:
ob nicht unter Abänderung der §Z 3, 49 und 110 der G. O. vom 11. März v. I. im Sinne des
8 29 der rh. G. O. vom 23. Juli 1845, die frühere Immunität der Geistlichen und Kirchendiener
von den directen Gemcindelastcnund die Befreiung der Geistlichenvon den persönlichen Gemeinde-
Diensten, auch ferner aufrecht zu erhalten sein dürfte?"

so ist diese von der Majorität der Versammlung dahin beantwortet, daß die Geistlichen, Kirchendiener,
und auch die Volksschullehrer, obgleichletztere, in der ministeriellen Denkschrift, nicht erwähnt sind, von
den persönlichen Gemeinde-Diensten r°»p. Geldäquivalenten befreit bleiben können, weil
es der Würde und Stellung derselben nicht angemessenerscheine, von ihnen derartige Leistungenzu for-
dern, und daß ferner diesen Personen, zwar hinsichtlich ihres Dienst Einkommens, nicht aber in Betreff
ihres übrigen Vermögens, die Immunität von den übrigen direkten Gcmeindclasten zugestanden wer¬
den kann.

Als Motiv wurde augeführt, daß bei dem geringen Amts-Einkommen der Mehrzahl dieser Perso¬
nen die fraglicheAbgabe, als eine drückende erscheinen,während eine verhältnißmäßig höhere Dotirung ihrer
Stellen erheblichen Schwierigkeitenunterworfen sei; daß ferner schon von Alters her eine Befreiung derselben
stattgefunden habe, welche der Artikel 15 der Verfassungs-Urkundcvom 31. Januar 1850 hinsichtlich der Geist¬
lichen und Kirchendiener garantire, und daß endlichdie Geistlichenvorzugsweise auf Ausübung der Mild-
thätigkeit angewiesen seien, und häufiger, als die übrigen Bewohner der Gemeinde in dieser Beziehung
ln Anspruchgenommen würben.

Hierbei wurde noch der Wunsch ausgesprochen, daß auch der Staat, in Betreff der Staats-Stcnern,
den Geistlichenund Kirchendiener dieselbe Immunität zustehe.

Die Minorität der Provinzial-Versammlung erklärt sich mit 34 gegen 40 Stimmen für unbed.ngtc
Heranziehung der Geistlichen, Kirchendienerund Schullehrer zu den directenGemeinde-Abgabenund machte
hierfür folgende Gründe geltend.

Es genössendie gedachtenPersonen keine Befreiung von den Staats-Stcnern, weßbalb denn auch
die Gemeinden zu einseitigen Konzessionen nicht verpflichtet erscheinen. Die Olcichstelluug der Erwähn¬
ten, mit den übrigen Einwohnern der Gemeinde, sei allgemein mit großer Zufriedenheit aufgenommen,
eine nachträglicheBefreiung dieser Gemeinde-Mitglieder, werde um so mehr Unzufriedenheiterregen, als
die Ausübung der Gemeindcrechteihnen dennochverbleiben müßten. Ucbrigcns hege man die Ueberzeu¬
gung, daß viele Geistlichenund Lehrer eine derartige, das Prinzip der Gleichheit verletzendeBevorzu¬
gung von der Hand weisen würden. Ergäbe sich, vaß einzelne Kirchendienerund Schullchrcr ein auorei-
cheudes Dienst-Einkommennicht bezögen, lso sei es rathsamer, die Gemeinde zur Erhöhung des Gehaltes
anzuhalten, als eine Ungleichheitgesetzlich zu sanctioniren.

Nachdemman sich mit den in der DenkschriftvorgeschlagenenAbänderungen der G. O. vom 11.
4*
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März 1850 i» vorstehender Weise einverstanden erklärt hatte, schritt man zur weiteren Vcrgleichung der
einzelne» Bestimmungen der rh. G. Q. vom 23. Juli 1845, mit den der Gemeinde-Ordnung vom Uten
März 1850. Hierbei wurde der Gesichtspunkt festgehalten, daß, da diese Angelegenheit, Gegenstand einer
weitere» Beschlußnahmc von Seiten der Kammern ro»j>. der künftigen Provinzialversammlung verbleibe,
es sich hier nur hauptsächlich von den dem liinzubildenden Gesetze, zu Gruude zu legenden Prinzipien
handeln könne und daher die nicht wesentlichen Bestimmungen außer Acht zu lasse» seien.

Als Resultat dieser Prüfung ergab sich, daß unter Berücksichtigung der cige»thümlichcn Verhält¬
nisse der Rheinproviuz folgende Bestimmungen der G. O. von: 1l. März v. I. eine Umgestaltung erlei¬
den dürften, uud dafür die den Vorzug verdienenden Vorschriften der rh. G. O. vom 23. Juli 1845 auf¬
zunehmen seien.

.4<l 8 1. der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850; die bei Veränderungen von Gemciiidc'Vezir,
ken geforderte Zustimmung sämmllicher belhciligtrn Gemeinden wird für eine, das Verfahren erschwerende
Bedingung gehalten, und si»d »ach Analogie des § 2 der G. O. vom Jahre 1845, Verändcrnngen von
Gemeinde-Bezirke», nach Anhörung der bcihciligten Gemeinden, mit Zustimmung der Kreisvcrtretung von
der Proviuzial-Vertrelnng festzustcllr». Sollen in Betreff des Gemeindercchts die, im § 33 der Gemeinde-
Ordnung vom 23. Juli l845 aufgestellten Grundsätze, mit den nach Maßgabe der neuen Stacuseinrich.
tungen erforderliche» Modifikationen beibehalten werden, und wird «venluuütol- noch für rathsam erach>
tet, jedenfalls auch diejenigen Gcmciiideglicder, welche ohne ein Wohnhaus zu besitzen, in der Gemeinde
mit einem Grundvermögen, von welchem jährlich einHaupt-Grunbsteuer-Betrag von mindestens 5 Thlrn.
entrichtet wird , angesessen sind und in der Gemeinde ihr Domicil haben, zu den Meistbccrbtcn zu zählen.

Als Grund hierfür wird angeführt, daß vor Allem den konservativen Elementen, deren Interesse
mit dem Wohle der Gemeinde in inuigcr und nothwendiger Verbindung stehen, der gebührende Einfluß
verschafft werte» muß, was bei einem geringen Census, wie ihn die G. O. vom Jahre 1850 fordert,
»icht zu erreichen ist.

Der in Vorschlag gebrachte Zusatz bezweckt insbesondere, den in der Gemeinde nur zur Miethe
wohnenden, aber dennoch i» derselben angesessenen Grunobcsitzeru, auch ohne Hausbcsitz, das Wahlrecht
zu gewähren.

^>1 88 l6 und 74. An die Stelle dieser Bestimmungen, wonach alle zwei Jahre ei» Drittel der
Mitglieder des Gemcmdcralbes ausscheiden und durch neue Wahlen ersetzt werden, ist die Vorschrift des
§ 49 der Gemeinde-Ordnung von 1845, wonach diese Neuwahlen nur alle drei Jahre stattfinde», zu
setze» uud zwar um die, mit den häufige» Wahlen in der Regel verbundene Aufregung zu vermeiden.

^<l §8 21 und 79. 24 nnd 82 Der in diese» §3 eingeführte Wahlmodns hat in der Praris sich
nicht bewährt, vielmehr ohne Zweck das Wahlgcschäft erschwert, weshalb die in den 3s 53 und fol»
genden der Gemeinde-Ordnung vom Jahre 1845 vorgeschriebene Form vorzuziehen ist.

^>l § 45. Auch bei dem Ankaufe von Grundstücke» muß das Interesse der Gemeinde besser gewahrt
werden, weshalb die Bestimmung des § 97 der Gemeinde-Ordnung von 1845, welche die Genehmigung
der Aufsichtsbehörde erfordert, beizubehalten ist.

H<1 88 62, 63, 12« und 121. Aus demselben Grunde sind die Vorschriften der §§ 8g und 90
der Gemeinde Ordnung von 1845, welche eine strengere Controlle der Vermögens'Vcrwaltung von Seiten
der Aufsichtsbehörde anordnet, vollständig beizubehalten.

^>l 88 65 und 123. Für durchaus nöthig wird erachtet, gemäß §§ 91 und 92 der Gemeinde-
Ordnung vom Jahre 1845, die Revision der Rechnungen einer höheren Controlle zu unterwerfen, und
die Prüfung, Feststellung so wie Decharge»Ertheilung, nicht dem Gemeinde-Vorstände, der in der Regel
mit den Ncchnungs- und Kassen »Geschäften unbekannt ist, zu überlassen.

^<1 § 68. Siehe unter »ä F 45 der Gemeinde-Ordnung vom 23. Juli 1845.
ä,<1 § 108. Die Genehmigung der Aufsichtsbehörde bei Contrahirung von Anleihen ist hier ansge-
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lasse», und muß nach Analogie des § 45 der G. Q. von 1850 ergänzt werden. Da in dem § 108 nu^
von freiwilligen Veräußerungen von Gcmeindegrundstücken im Wege der öffentlichen Licitation, nicht aber
von dem Verlaufe aus freier Hand die Nede ist, während die Gemeinden häufig in der Lage sich befin¬
den, letztere Art der Veräußerung, der mit Weitläuftigkcitcn verbundenen öffentlichen Versteigerung vor¬
zuziehen, so muß auch hier die desfallsige Bestimmung des z 95 der G.O. vom Jahre 1845 aufgenom¬
men werden.

^<l ? 132. Nach der G. O. vom Jahre 1850 wird der Sammtgemcinderath aus den von den
Einzclgemeindcn gewählte» Mitgliedern gebildet und die Zahl der Abgeordneten nach Verhältniß der
Größe der Ei»zelgemei»dcn von dem Bezirkorath bestimmt, wogegen nach §110 der rh. G.O. vom Jahre
1845 die Bürgermeisterci-Versammlung aus den, im 8 46 daselbst näher bezeichneten meistbegüterten
Grundcigenlhüniern, den Vorstehern der zur Bürgermeisterei gehörenden Gemeinden, und endlich aus ge¬
wählten Abgeordneten besteht.

Diese letzte Zusammenstellung des Sammtgemeinderaths ist mit der Maaßgabe beizubehalten, daß
an die Stelle der im Z 46 der rh. G. O. von 1845 genanmen Meistbegüterten, nur diejenigen Grund¬
eigenthümer zu Mitgliedern des Sammtgemeinderaths berechtigt sein sollen, welche bis zu einem Sechstel
der gcsammten Gemeinde-Abgaben in ihrem r«»,,. Gemeinde» zahlen.

Die Motive hierfür beruhen darin, daß die Theilnahme der Vorsteher, welche ohnehin mit den
Zuständen in ihren Gemeinden am besten besann! sind, uud schon als gewählte Gcmcinderälhe das Ver¬
trauen der Gemeinde genießen, auch die qualificirtesteu Mitglieder des Sammtgemeinderaths sein werden,
daß ferner der größere Grundbesitz, wenn auch nicht in dem früheren Umfange, doch eine seinen Verhält¬
nissen angemessene Vertretung im Sammtgemeinbcrath erhalten muß.

^ll 8 143. Zweckmäßiger, als diese Bestimmung, ist die Vorschrift des § 71 der rh. G. O.
von 1845.

^ll § 150. Wie bereits für die Einzelgemeinden oben bemerkt worden, soll auch hier, nach Ana¬
logie des § 4 der G. O. von 1845, eine Erleichterung der Umgestaltung der bereits bestehenden Sammt-
gemcinden-Bezirke, wo die Verhältnisse dies erfordern, zugelassen werden, indem die sclbstständige
Entwickelung der größeren Spczial-Gemeinden hierdurch wesentlich gefördert wird.

Aus den vorstehend für nothwendig erachteten Abänderungen der G. O. vom 11. März 1850 wurde
die Ueberzeugung gewonnen, daß, da die wescmlichstcn Bestimmungen dieses Gesetzes den Verhältnissen
der Nhcinprovinz nicht entspräche», die in Vorschlag gebrachten Modificalioncn aber ohne gänzliche Um¬
wandlung der G. O. vom 11. März 1850 nicht geschehen könnten, eo rathsam erscheint, die mit den be¬
stehenden Zuständen uud dc» wirkliche» Bedürfnissen in Einklang stehende rh. G. O. vom 23. Juli 1845
mit den nöthigen Abänderungen wieder einzuführen, rl»«,,. der für die Nheinprovinz zu erlassenden neuen
G- O. zum Grunde zu lege».

Demgemäß dürften folgende Abänderungen der rh. G. O. vom 23. Juli 1845 insofern erste, nicht
schon bei der obigen Begutachtung der Bestimmungen der G. O. vom 11. März 1850 erwähnt sind, nö¬
thig erscheinen, und mußten die in der jetzigen Staats-Einrichtung begründeten Abänderungen selbst¬
redend hierbei übergangen werden.

^cl §8 23 n. 08. Diesen 8s wird der § 47 der G. O. vom 11. März 1850 zu substltuiren sein,
indem auf diese Weise die Sclbststäudigkeit der Gemeinde mehr gewährt bleibt, auch die ergangcne Mini-
sterial-Instruction sich nicht als zweckmäßig bewährt hat.

^ll 8 25. Muß die Vollstreckbarerklärung der Rollen dem Bürgermeister überlassen bleiben.
^ 8 36. Hierfür ist der § 5 der G. Ö. von 1850 zn substituiren und soll für diesen Fall eine

Ausübung des Stimmrechtes durch Bevollmächtigte gestattet werden.
^<l 8 45. Statt dessen ist der § 68 der Gemeinbe.Ordnung vom 1l. März 1850 aufzunehmen.
^ll § 46. Soll nach der obigen Ausführung »<> § 132 der G. O. vom 11. März 1850 fortfalle,!.
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^ä 8 48—51. Die Wahl von Stellvertretern erscheintnutzlos.
^ci § 5». muß der Grundsatz der Interessen-Vertretung sowohl rücksichtlichdes großen Grundbe¬

sitzes, als auch in Betreff der größeren industriellen Anstalten, mehr zur Geltung kommen, als dies bis.
her bei der Klasseneintheilung der beiden Gemeinde-Ordnungen von 1845 und 1850 geschehen ist, weß«
halb folgende Bestimmung rathsam erscheint: wenn in Gemeinden unter 3000 Seelen, denjenigen Wü'h«
lern der ersten Klasse, welche zusammen die Hälfte der gesammten Steuerbeträge dieser Klasse aufbrin¬
gen, einstimmigsolches verlangen, so ist die erste Klasse in zwei gleiche — Unterklassenzu theilen, deren
jede für sich die Hälfte der von dieser Klasse zu wählenden Gemeinde-Vertreter zu wählen hat.

^«1 8 56. Sind die Wahlstimmen mündlich zu Protokoll zu geben, wie dies der 8 23 der G. O.
vom Jahre 1850 vorschreibt.

Hä 8 60. Muß der 8 134 der G. O. vom Jahre 1850 der bessern Fassung wegen substituirt
werden;
ebenso:

HH 8 64. der 8 38 der G.O. von 1850.
^ä § 104. Soll die Einwirkung der Aufsichtsbehördefortfallen und die Ernennung von dem

Bürgermeister allein ausgehen.
^,«1 8 107. Ist die Regulirung der Gehälter und der Entschädigung für Dienstunkosten der Bür¬

germeister, der künftigenProvinzial-Versammlung vorzubehalten und wird zu berücksichtigen sein, daß die¬
sen Gemeinde-Beamten, da wo es bisher nicht der Fall sei, etwa durch Vergrößerung der Bürgermeiste»
rcibezirke ein auskömmlicheresGehalt gewährt werde.

Eine Pflicht zur Pensionirung der vom Staate ernannten Bürgermeister kann selbstredend den
Gemeinden nicht aufgelegt werden.

Damit jedoch bei eintretender Dienstunfähigkeit die Zukunft dieser Beamten gesichert bleibt, wird
die Gründung eines Pensionsfonds durch Beiträge der Vctheiligten und Zuschüssedes Staats an¬
heimgegeben.

Schließlich wird für angemessenerachtet, durch eine Gesetzesvorlage bei den Kammern der Provin-
zial-Verlretnng die Vefugniß zu übertragen, durch Beschlußfassungen,denen die Genehmigung Sr. Majestät
des Königs hinzutreten müsse, in gewissenzugewiesenenGrenzen der G. O. vom 11. Mär; v. I., mit
Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse und Bedürfnisse umzubilden.

Düsseldorf, den 13. October 1851.

________

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigstcr
AUergnädigster König und Herr!

Durch Euer Königlichen Majestät Landtags - Commissarius ist den treu gehorsamsteninteri.
ti°e Wählbarkeit z>n Kreis- «ustischen Vertretern der Rhcinprovinz eine Denkschrift, betreffend die Normirung des Census,
Vertreumg »ach An. 6 für die Wählbarkeit zur Kreis-Vertretung übergeben.
der Kreis-Ordnung vom Die treu gehorsamsteninterimistischenVertreter der Nheinprovinz haben den in vorbc-
,i. März 1850. zogencr Denkschrift berührten Gegenstand in die gewissenhaftesteBerathung gezogen, als sie

diejenigenGutachten entworfen, welche über die zweckmäßige Abänderungen der Gemeinde-,Kreis-, Vezirks-
und Provinzial-Ordnung vom 11. März 1850, in tiefster Unterthänigkciteinzureichendie Ehre gehabt habe».

Euer Majestät treu gehorsamsten interimistischenVertreter der Rhcinprovinz sind heute, wie damals
der Ansicht, daß ein passiver Wahlrensus von 8—10 Tb, lr. nur eine schwache Abwehrgegen das Eindrin-
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gen nicht conservativen Elemente in die Kreisvertretung bieten dürfte, baß aber die sichere Bürgschaft für
eine gute Wahl in einer tüchtigenconfervaliven Constructionder Wahl-Körperschaftenberuhen müsse. Solche
Wahl-Körperschaften, welche den Anforderungen einer besonnenenund leidenschaftslosenErfüllung ihrer
Aufgabe zu entsprechen im Stande sind, glauben Euer Majestät gehorsamsteStände in denjenigenGemeinde-
Räthen gefunden zu haben, welche gemäß den Euer Majestät andern Orts alleruntcrthänigst gemach¬
ten Vorschlägen gebildet werden sollen, und glaubt die treu gehorsamsteVersammlung in diesen, aus
durchaus coiiservativcn Elementen cmanirenden Gemeinde - Räthen diejenigen WalMrperschaften gefunden
zu haben, welche eine vollkommnereund sicherere Garantie für zweckentsprechendeWahlen zur Kreisvertre¬
tung biete», als ein passiver Wahlcensus zu gewähren im Stande sein wird.

Euer Majestät treu gehorsamste interimistischeVertreter der Nheinprovinz beantragen daher in
tiefster Ehrerbietung:

„Euer Majestät möge allergnädigst geruhen, von der Normirung eines Census für die Wähl¬
barkeit zur Kreisvertretung Abstand zu nehmen."

In tiefster Ehrfurcht ersterben

Eurer Königlichen Majestät.

treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung

der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.

Der Landtags-Marschall.
Düsseldorf den 30. October 1851.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster,

ANergnädigster König und Herr!

Durch das Allerhöchste Propositions - Dekret vom 21. September d. I. war den treu gehorsamst hier
versammelten Ständen der Nheinprovinz die Aufforderung geworden, ihr wohlerwogenes Gutachten über
die von der Etaatsregicrung beabsichtigte Abänderung der Kreis-, Bezirks- und Provinzial - Ordnung
vom 11. März 1850 abzugeben. ,

Die getreuen Stände erkennen mit tief gefühltem Danke den durch Euer Majestät Regierung aus¬
gesprochenenWillen an, den provinziellen Eigenthümlichkeitenund VerschiedenheitenRechnung zu tragen,
und von dem in der Neuzeit aufgefaßten Streben nach einer einförmigen den Bedürfnissen, w«e der ge¬
schichtlichen Entwickelung nicht entsprechendenCcntralisirung Abstand zu nehmen. S.e hegen aber das se,te
zuversichtliche Vertrauen, daß hierdurch jenes gemeinschaftliche starke Band nicht gelockert werde, welches
alle Landeslbeile zu einem festen Ganzen Vereinigt, und sie mit gleicher L.ebe und gleicher Neue an
Eure Majestät ruhmvollen Thron kettet. ^ - , c> ^

Bei einem tiefen Eindringen in die bisher bestehenden Kreis-, Bezirks- und Provmzial. Ordnun¬
gen , so wie in die darauf bezüglichenGesetze vom 11. März 1850 haben Euer MaMat getreue Stande
sich "icht verhehlen könne», daß weder die alten noch die neuen Gesetze den Bedürfnissen der Gegenwart
vollständig genügen und sprechen sie vielmehr ihre innerste Ueberzeugungdahin aus, daß um kraftige
das heil unseres erhabenen Fürstenhauses, so wie seines getreuen Volkes gleichmäßigschützende Zustände
anzubahnen und dauernd zu gründen, es sich vor Allem darum handeln müsse, eine andere Grundlage der
Vertretung zu gewinnen.
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Indem Euer Majestät die getreuen Stände die angebogene Denkschrift so wie Scparatvotumder
Minorität nntcrthänigst nnterbreitrn, ersterben in tirfstcr Ehrfurcht.

Eurer Königlichen Majestät
treu gehorsanisteMitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung

der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.
Düsseldorf, den 30. October 185l.

Denkschrift
der zur diesmaligenWahrnehmung der Provinzial-Vern-etung berufenen Provinzial-

Stande--Versa!nmlu!,g der Rheinprovinz.
betreffend:

die Abänderung der Kreis-, Bezirke- und Provinzial-Ordnung vom ll. März 1850 unter be¬
sonderer Berücksichtigungder Verhältnisse der Rheinprovinz.

^)n Folge des Allerhöchsten Propositions-Dckretsvom 21. September«ix-i'. hat die Provinzial-Vcrsamm-
lnng ihr Gutachtenüber das Bedürfniß einer Aenderung der Kreis-, Bezirks- und Provinzial - Ordnung
vom 11. März 1850, so wie der in der Denkschrift wegen Abänderung der Gemeinde-Ordnungvom
11. März noch nncrlcdigtcnPunkte, das Aufsichtsrecht der Vezirksräthe und Kreisausschüfsc betreffend,
in Folgendem abgegeben:

I. Interessen - Vertretung.
Es soll eine Vertretungder Einzelnen in politischen Körperschaften jcweilen sich beschränkenauf

das Maaß ihrer Berechtigungund Mitwirkung zu der Erhaltung und Fortbildungdes gesellschaftlichen
Zustandes, oder um eines kürzern Ausdruckes sich zu bedienen: es muß eine angemessene Vertretungder
verschiedenenInteressennach Maßgabe ihres wirklichen Vorhandenseins eintreten.

Motive.
Zur Begründungwirb angegeben:
Ein geregeltes organisches Leben im Staate kann nur dann bestehen und zu einer gedeihlichen Ent¬

wicklung gelangen, wenn den verschiedenenAeußerungen der Thätigkeit und Mitwirkung die Möglichkeit
gegeben ist, sich ihren Bedürfnissen gemäß geltend zu machen, und das, was ihnen Noth thut, anzustreben.

Zu jenen Kräften, welche das gesunde Leben des Staates und seine Erhaltung bedingen, gehört
vornehmlich Grundbesitzund Industrie. Von der richtigen Vertretung beider, nach dem jeweiligenBedürf¬
nisse dürfte wohl zumeist das nachhaltige Gedeihen des Staatsorganismus abhängen.

Eine solche Interessen-Vertretungist jedem andern Modus der Repräsentationvorzuziehen, indem
die Erfahrung hinlänglich nachgewiesen, wie weder eine Vertretung nach Köpfen, noch nach dem Census
den richtigen Schwerpunkt giebt, um die freie Entwickelung des organischenLebens im Staate zu fördern.

Die Erstere regt die wildesten Leidenschaftenauf, die Letztere hingegen ist zu ohnmächtig diesen,
wenn losgelassen, mit Erfolg entgegenzutreten.

Gonservatioes Element.
Da es sich vor Allem darum handelnmuß, unsern staatlichen Einrichtungeneine feste Grundlage

zu geben, so wurde zunächst dieser Gegenstand in reiflicheErwägung gezogen, als deren Resultat man
anerkannte und zwar mit 43 gegen 27 Stimmen, daß dem größeren Grundbesitze,als dem conservativeften
Elemente, einer seiner Steucrkraft mehr entsprechendeVertretung zugestandenwerden müsse.
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Motiv.
Den» n»r dieser vermag seine wahre Freiheit und Unabhängigkeit in guten und bösen Zeiten zu

wahren, wohingegen der kleinere Grundbesitzer, der Capilalist und der Industrielle zu sehr von den poli¬
tischenund eommcrzicllcnFluctuationcn abhängt.

Line Venachlbeiligung anderer Elemente des Staats Organismus durch bevorzugte Vertretung des
großen Grundbesitzes steht nicht zu befürchten, indem derselbe kein andern Interessen feindliches Moment
vertritt, sondern allein dazu geeignet ist, wegen seiner größeren Selbstständigkcit, alle andern zu schützen.

Nachdem hiernach die Interessen-Vertretung und die Bevorzugung des größeren Grundbesitzes durch
eine seiner Stcuerkraft mcbr entsprechendeVertretung angenommen worden, ist man zur speziellenVegut-
achtung der einzelnen vorgcdachten Gesetze geschritten.

Titel I. Vertretung.
Auf den Kreistagen werden die verschiedenenim Kreise vorhandenen Interessen mit der Modifi¬

kation vertrete», daß der Industrie nicht mehr als '/- der Stimmen als bevorzugteVertretung zugegeben
werden darf.

Motiv.
Es wurde festgehalten, das, der Grundbesitz allem die stabile nachhaltige Stcuerkraft bilde, die

Industrie dagegen ei» wandelbares vielgestaltigen Conjuncturcu unterworfenes Element biete. Dem klei¬
ner» Grundbesitzerfeblen nur zu oft die Mittel, seinen AnsprüchenGeltung zu verschaffen,wohingegen der
Indnftrie jede» zeit größere iutellcetuelle und materielle Mittel zu Gebote stehen, ihre Bedürfnisse uud
Wünsche zu vertrete».

Diese vorstehendausgesprochenenGrundsätze wurde,, von der Versammlung mit 44 gegen 2ü Stim¬
men anerkannt.

Kreis - Versammlung.
Die Kreis-Versammlung soll demnachbestehen aus den durch die gewählten Gemeinde-Vertreter ge¬

wählten Mitglieder, die Feststellungder Wahlbezirke bleibt der Provinzial-Versammlung vorbehalten.
Aus den Besitzern jener im Kreise gelegenen Grundgüter, welchemindestens einen Katastral<Nein-

crtrag von 10U0 Thalern einbringe».
Der Industrie soll iu solche» Kreisen, in welchensie eine prävalirende Thätigkeit entwickelt, auf

ihre» Antrag durch die Provinzial-Vcrtrclung eine entsprechendeVertretung zugestandenwerden.
Verwaltung.

Den Kreisen soll das frühere Wahlrecht ihrer Landräthe zurückgegebenwerden, und zwar, weil
nur solche Männer wahrhaft segensreich im Kreise wirken könucu, welche mit sciuen Bedürfnissen und
Eigenthümlichkeiteninnig vertraut, das Zutrauen der Krcisinsassenbesitzen, und weil mir von solchen zu
erwarte», daß sie die wahren Vertreter der im Kreise sich äußernden verschiedenen Interessen sein werden.

In dem Falle, daß den Kreisen die Wahl ihrer Landrälhe unter Vorbehalt der Bestätigung durch
Seiner Majestät den König zurückgegeben wird, muß der Krcis-Anoschnßganz wegfallen.

Titel II. Von den Bezirken.
Hierüber wird nach Erörterung der Provinzial-Ordnung das Weitere gesagt.

Titel II». Von den Provinzen.
Die Ansicht, der in den einzelnen politischeu Körpern vorhandenen Interessen volle Rechnung zu

tragen, führt zu der Erkenntniß, daß ans dem Provinzialtagc außer den in der Commune und im Kreise
vertretenen Interesse» auch noch andere Elemente des staatlichenLebens anerkannt werden müssen; daß
namentlich der Kirche uud den Wissenschaften,diesen Trägern unserer sittlichen Zustände, so wie auch dem
historischenRechte eine Vertretung in der Provinz einzuräumen ist.

Demgemäß wurde ««genommen, daß die Provinzial-Vertrctung in der Folge bestehen müsse.
5
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>R. Berechtigte.
1. Ans den Spitzen der katholischenund protestantische»Kirche, welches mit 39 gegen 26 Stimmen

beschlossen wurde.
2. Zins den Repräsentanten der Universität, mit 36 gegen 29 Stimmen.

Diese »ä 1 bis 2 genannten mit dem Rechte der Stellvertretung.
3. Aus den gegenwärtigen Besitzern von Virilstiunuen mit 41 gegen 24.
4. Dann jenen, welchen bei der zukünftigen Bildung der l. Kammer durch die Gnade Seiner Majestät

Sitz und Stimme in derselben auf Lebenszeit verliehen wird, insofern sie der Provinz angehören,
was mit 39 gegen 23 Stimmen angenommen wurde.

«. Gewählte.
Ans den gewählten Repräsentanten der weitern Interessen in der Provinz, uud sollen solche ver¬

treten werden:
5. durch die auf den Kreistagen zur Ausübung der Standschaft berechtigten, gröstcrn Grundbesitzer.
6. Durch die aus den Wahlen der gewählten Kreis-Versammlung zum Provinzialtage hervorgegangenen

Mitglieder.
In welchem Verhältnisse die Vertretung der angegebenen Elemente zu gegenseitigem Nutzen nnd

Frommen und zur Anbahnung gesunder naturwüchsiger Zustände zu bestimmenist, wird dem weisen Er¬
messen des Gesetzgebersanheim gegeben.

Titel IV. Von den Bezirken. Provinzielles.
Wünschcnswcrth erscheint es die Befugnisse des Vczirksraths in Beaufsichtigung der Eommunal-

und Kreis-Verwaltung in die Hände eines aus der Provinzial-Vertretung durch Wahl hervorgegangenen,
zur Seite des Ober-Präsidenten stehenden, nnd in endgültiger Weise entscheidendenständigen Provinzial«
Rathes zu legen.

Motiv.
Begründet wird diese Ansicht durch das Bedürfniß eines kürzeren Instanzen-Zuges, so wie durch

die Vorauüsctzung, daß der in Anssichtgestellte Bczirks-Rath, doch ohne Lebensfähigkeitsein werde, indem
solcher nur zeitweise beschäftigten Behörden eine richtige Auffassungder vorhandenen Zustände und eine con»
sequcntcDurchführung der gewonnenen Ansichten nicht zugcmuthet werden könne, weshalb das Aufsichtü-
recht der Vczirksräthc und Kreisausschüsse wegfallen muß. Sonach geht der Antrag der Versammlung
mit 34 gcgeu 20 Stimmen dahin:

„Seine Majestät den König allernntcrthänigst zu bitten, bei Vorlage eines bei den Kammern cinzu»
„bringenden Gesetzentwurfesbezüglich einer Abänderung der Kreis-, Bezirks-und Provinzial'Ordnnng,
„den hier aufgestellten allgemeinen Grundsätzen Rechnung zu tragen.

Die Minorität der Versammlung hat noch folgendes Separalvotum in der Plenar-Sitzung vom
25. Octobcr eingereicht.
Separat-Votum zu dem Protokolle der Plenar-Sitzung der Vthcinischen interi¬

mistischenProvinzial-Versammlung vom 23. Octobcr 1831.
Die unterzeichnetenMitglieder der znr diesmaligen Wahrnehmung der Proviuzial-Vcrtrctuug bcru»

fcnen ProvinzialständifchcnVersammlung der Rhcinprovinz fühlen sich verpflichtet gegenüber dein durch das
Gutachten des l l. Ausschusses,betreffend die Abänderung der Kreis-, Bezirks- und Provinzial-Ordnung vom
11. März 1850 hevorgcrufcncn heutige» Beschlüsseder Versainmluug, ihr Ccperat-Vatum dahin abzugeben,
daß sie den, in dem gedachten Gutachten enthaltenen Anträgen aus folgenden Gründen nicht haben bei»
pflichten können:

1. Diese Anträge erstreckten sich nicht auf die »<1 4 in der Proposition des Herrn Ministers des Innern
vom 21. September 1851, von hoher Staats-Regierung beabsichtigtebloße „Aenderung jener Gesetze
unter Berücksichtigungder provinziellen Eigenthümlichkeitenund Verschiedenheitendes Landes" son¬
dern sie erstreben eine völlige Beseitigung derselben.
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2. Diese Anträge gehen weit über die in der ministeriellen Denkschrift vom 20. September 1851 bc»
zeichneten, „Gesichtspunkte und Fragen" hinaus, über welche allein das Gutachten der
Provinzial-Versammlung erfordert wird.

3. Diese Antrage beruhen größtcutheils auf völlig neuen, von den Propositionen des Hohen Staats«
Ministeriums nicht im Entferntesten angedeuteten Prinzipien, welche nach der Ueberzeugungder Un¬
terzeichneten weder mit dem Grundsatze der bestehenden Etaats-Verfassung, noch mit dem Interesse
der Provinz in Einklang zu bringen seien.

Düsseldorf, den 30. Octobcr 1851.

Allerdnrchlauchtigstcr, Großmächtigster,
Allergnävigster König «nd Herr!

>^uer Majestät haben die Gnade gehabt, durch den Herrn Minister des Innern, den zur 6. Vorschlägt ül>er Bil-
bicsmaligcn Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung versammelten Abgeordneten, eine Pro- ^""s b"' Wahll^nke zur
Position über Einthcilung der Wahlbezirke in der Nheiuprovinz für die 2te Kammer vorlegen .„/^tt» Ka»n>m-.°'"""
zu lassen.

Die treugchorsamst versammelten Stände haben diesen Auftrag, nach sorgfältiger Prüfung in nach¬
folgender Weise begutachtet.

I. Regierungsbezirk Coln.
83,356 Seclcu 2 Abgeordnete.1.

2.
3,
4.

5.

6.
7,
8,

Stadt Cöln
Landkreis Cöln .
Kreis Bonn

„ Mühlhcim 41,968
„ Sieg . 77,965
„ Waldbrocl 19,595
„ Wipperfürth 26,106
„ Gummcrsbach 29,987
„ Nheinbach
„ Euskirchen
„ Vcrghcim

50,071
55,185

119.933

75,683

29.628
31,327
38,375

In Summa 11 Adg eorduete.

II. N e g i cru n g sb e z irk Düsseldorf.
1. Stadtgcmemde Düsseldorf . . 40,412 Seelen 1 Abgeordneter
2. Laudgcmemdeudes Kreises Düsseldorf 38,486 „ 1 ,/
3, Kreis S oliiigcu . , 67,196 „ 1 ,/
4. Gemcind, : Elbcrfeld « , 47,191 „ 1 «,
5. // V armen . 35,984 „ l V

6, // Croncnberg <
« Haan

Mettmann ^
», Wnlfrath

. . . 43,408 „ 1 //

« Velbcrt «
«, Hardcnberg /

Zu übertragen 6 Abgeordnete
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Uc bertrag 0 Abgeordnete.
7. Krc is Lennep 67,204 Seelen 1 „
8. „ Duisburg . 101.042 // 3
9. „ Nees . 49,918 « 1

10. „ Geldern 96,070 „ 2
1l. „ Cleve 49,300 // 1
12. „ Kempen 61.600 ^ 1
13. „ Crefcld 61,193 /, 1
14. „ Neust . 36,929 // 1
15. „ Greuenbroich 35,079 1
16. „ Gladbach 60,51? „ 1

In Summe 19 Abgeordnete.
III. Reg icrungöbezirk Aa ch c n.

1. Kreis Montjoie )
^ Malmedy ,^ . 86,828 Seelen 2 Abgeordnete.
» Schleiden >

2. „ Iülich >
// Erkelenz /
// Heinsberg ^

» 133,755 „ 3 «/
// Gcilcnkirchen 1 '

3. Stadtkreis Aachen 48,687 „ 1
4. Landkreis Aachen >

Kreis Eupen j « 85,766 „ 2 ,/
5, Kreis Dürcn > 53,030 „ 1 „

In Summa 9 Abgeordnete.
IV. Reg icrungsbczirk T> i e r.

1. Kreis Verncastel . 43,668 Seelen 1 Abgeordneter.
2 „ Bittburg 42,806 „ 1
3. „ Prüm ^

</ Daun ^ . 92,373 „ 2
/, Wittlich )

4. Stadt - und Landkreis Trier 84,198 „ 2
5. Kreis Saarburg >„ Mcrzig j 63,565 „ 1 "
6. „ Saarlouis . 48,272 „ 1 „
7. „ Saarbrücken >

// Ottweiler j ' 73,354 „ 2 „
8. „ St. Wendel 68,016 „ 1 „

In Summa 11 Abgeordnete.
V. Regierungsbezirk C ob enz.

1. Kreil ! Coblenz . 59,100 Seelen 1 Abgeordneter,
2. „ Ncuwied . 62,000 „ 1 ,/
3. „ Crcuznach « 55,600 „ 1 //

Zu übertragen 3 Abgeordnete.
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Ucbertrag 3 Abgeordnete.
4. „ Maycn . . . 48.400 Seelen 1
5. „ Wctzlar . . . 41.400 „ 1
«- „ Altcntirchen . . 37,800 „ 1
7. „ Simmern . . . 37,800 „ 1
8. „ St. Goar . . . 35.300 „ 1
9. „ Ahrweilcr . . . 32.800 „ 1

10. „ Cochem ^
„ Zcll . . 84.700 „ 2

./

Adcnau !
In Summa 11 Abgeordnete.

Die tren gehorsamsten Stände beehren sich, das Resultat ihrer Berathung am Throne Euer
Majestät mit der gehorsamstenBitte niederzulegen:

daß es Euer Majestät gefallen wolle, hicnach die Wahlbezirke für die 2te Kammer feststellen
lassen zu wollen.

In tiefster Ehrsurcht ersterben Euer Majestät treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen
Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.

Düsseldorf, den 21. October 1851.

Allcrdurchlauchtigster, Großmächtigster,
AUergnädigster König und Herr!

^—uer Majestät Ministerium der Justiz bat der zur Wahrnehmung der Provinzial-Vcrtretung ?. Gutachten ee>i 6»c-
berufe„eu provinzialständischenVersammlung den Entwurf eines Hypothckengesetzcsfür den wurfs eine« rheinischenHy-
Bezirk des Königlich rheinischenAppcllationsgerichtshofs, zur Begutachtung vorgelegt. Bei Mheken-GeseiM.
den anerkannte» bedemendenMängeln des dermalen geltenden Gesetzes hat die Versammlung in dieser
Vorlage, einen Beweis der großen Fürsorge des Königlichen Ministeriums für die Herstellung eines
gesichertenNeclMzustandcs erkannt, und ihrer Seils, mit angestrengter Aufmerksamkeitund sofern es die
angewiesene Zeit gestattete, die Begutachtung vorgenommen.

Indem wir das Resultat unserer Berathung in der beigefügten Denkschrift unterthäuigst zu über¬
reichen uns beehren, ersterben wir

Eurer Königlichen Majestät
treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung

der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.
Düsseldorf, den 23. October 1851.

Denkschrift
über den, der zur Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung berufenen provinzial-
ständischen Versammlung der Rheinprovinz zur Begutachtung vorgelegten Entwurf

eines Hypothekengesetzes.
Die zur Wahrnehmung der Provinzial-Vcrtrctung berufene provinzialstänbischeVersammlung der

Rheinprovinz hat den vorgelegten Entwurf eines Hppothckengcsctzesmit so größer,» Interesse entgegen-



<

c 38 )

genommen, als sie mit dem Königlichen Ministerium die Ueberzeugung theilt, daß das rheinischeHypo-
thckcnrcchtfür den Neal-Credit nicht die erforderlichen Garantien bietet. Bei der Wichtigfeit des Gegen¬
standes haben wir mit angestrengter Sorgfalt jenen Entwurf geprüft und beehren uns nachfolgenddas
Resultat unserer Berathungen vorzulegen.

Ehe und bevor wir an die Begutachtung der einzelnen Bestimmungen des Gesetzes gingen, schien
es angemessen, zuvörderst die allgemeinen Prinzipien, welche abweichend von dem jetzt gellenden Rechte,
die Grundlage des neuen Systems bilden, einer Prüfung zu unterziehen.

Nach dem vorgelegten Entwurf zerfallen dieselben in folgende fünf Momente:
I. Transscription aller Urkunden, durch welchedas Eigenthum von Grundstüctcn oder dinglicheRechte

erworben werden.
II. Veröffentlichung aller Hypotheken, einschließlichder gesetzlichen.

III. Specialität aller Hypotheken, rücksichtlich Aufhebung der Gcncralhypothcken.
IV. Aufhebung oder Beibehaltung der gerichtlichenHypotheken.
V. Beschränkung des Rechtes der Auflösung eines Kaufvertrags auf Seiten des Verkäufers.

Diese fünf Punkte bilden die Grundlage des neuen Systems und sie müssen festgestellt sein, ehe an
die Prüfung der einzelnen daraus hergeleiteten Bestimmungen gegangen werden kann.

Die von der Versammlung vorgenommene Berathung hat zu folgenden Resultaten geführt.

Z. Transscription aller Urkunden, durch welche das Eigenthum von Grundstücken oder
dingliche Rechte erworben werden.

Nach dem rheinischenGesetze geht das Eigenthum durch den Vertrag auf den Erwcrber mit der
Wirkung über, daß er solches gegen jeden Dritten geltend machen kann. Sind mehrere Erwcrber, welche
von demselben Autor ihr Recht herleiten, so entscheidetdas Datum des Erwcrblilcls.

Bei jedem Erwerb ist daher die Möglichkeit nicht ausgeschlossen,daß das zu erwerbende Grunde
stück bereits durch eine vorhergegangene Veräußerung auf ciucu Andern übergegangen ist. Diese Ungc-
wißheit zu beseitigen, hat der Entwurf die Trauoseription des Erwerbtiltels mit der Bestimmung vorge¬
schlagen, daß erst durch die Transscription der Erwerbtitel Wirkung gcgcu Dritte erhalten soll. — In
Betracht, daß es Pflicht des Gesetzgebersist, dem Bürger die Mittel zu schaffen, mit Gewißheit seine
Rechte zu wahren, erscheintder Vorschlag des Entwurfs vollkommenangemessen.

Ohne diese Sicherstelln»«, des Grund-Eigemhums ist die Sichcrstellung des Hypothcfcngläubigcrs
nicht möglich. Die Transscription ist nun aber das einzige Mittel, kraft dessen der Hypothckengläubiger
sich Gewißheit über das Eigenthum des Schuldners an dem zu verpfändenden Grundstücke verschaf¬
fen kann.

In Erwägung dieser Gründe, welche in den Motiven ;n dem Entwurf weiter ausgeführt sind, hat
sich die Versammlung mit dem Entwurf für die Nothwendigkeit der Transscription ausgesprochen.

II. Veröffentlichung aller Hypotheken, einschließlich aller gesetzlichen.

Das geltende Gesetz hat zwar die Veröffentlichung der Hypotheken als die Regel angenommen,
jedoch die Hypothek der Minderjährigen, der Interdicirten und der Ehefrauen davon befreit.

Die daraus hervorgehenden Nachtheile für den Real-Credit sind in den Motiven des Entwurfs
gehörig nachgewiesen.

Es könnte sich daher nun fragen, ob und inwiefern Mittel ciufzusiudcn sind, bei der vorzuschreibenden
Veröffentlichungdie Rechte jener Personen gehörig zu wahren. Der Entwurf hat zu dem Zweck in den
Art. 2140 u. folg. geeignete Formen aufgestellt; die Versammlung hat diese Formen für ausreichend
erachtet, und deshalb sich mit dem Entwurf dahin einverstanden erklärt, daß alle Legal-Hypothekenerst
durch die Eintragung Wirkung gegen Dritte erlangen sollen.
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III. Specialität aller Hypotheken.

Die General-Hypotheken kommen in dem rheinischen Gesetze:
1. bei den gesetzlichen und

2. bei den gerichtlichen Hypotheken vor.

Da der Entwurf die letzten, beseitigt wissen will, so berühren die von il»n angeführten Gründe
für die Aufhebung derselben zunächst die gesetzlichen Hypotheken. Diese Gründe bestehen im Wesentlichen
darin, daß das Interesse eines Mündels oder einer Ehefrau vollkommen gewahrt werde, wenn ein zur
Sicherstelln»«, ihrer Forderungen ausreichender Theil der Immobilien des Vormunds oder Ehegatten zur
Hypothek gestellt wird, wogegen es den letzter« zum großen Nachtheil gereiche, wenn ihnen durch eine Ge,
neral-Hypothek jede Disposition über ihr Vermögen entzogen werde. Zu bemerken ist hierbei zugleich,
daß die in dem Gesetzbuch den angeführten gesetzlichen Hypotheken gestatteten Generalität eine unvermeid¬
liche Folge der Befreiung von der Eintragung und vielleicht der einzige Grund dafür war; ein Umstand,
welcher bei der vorzuschreibenden Specialität wegfällt.

Die Versammlung hat dicscrhalb sich ebenfalls für die Specialität der gesetzlichen Hypotheken aus-
gesprochen. Derselben Ansicht war sie bezüglich der gerichtlichen Hypotheken, und zwar aus dem Grunde,
weil es an jeder Vcranlassuug fehlt, dem Gläubiger, der ciu Urtheil gegen seinen Schuldner erwirkt hat,
ein so bevorzugtes Recht eiuzuräunicn, derselbe vielmehr wie bei der Erccution, so auch bei der Hypo-
thcken-Eiütragnng sich Kenntniß von dem Vermögen des Schuldners verschaffen müsse. Zugleich wurden
biebei die großen Nachtheile auf Seiten des Schuldners, dessen ganzes Iunuobiliar-Vcrmögen vielleicht
für eine nicht bedeutende Forderung umstrickt werde, in Betracht gezogen.

IV. Die gerichtlichen Hypotheken.

Obwohl der Entwurf mit nicht ganz unerheblichen Gründen das Fortbestehen der gerichtlichen Hypo¬
theken bekämpft, so hat dennoch die Versammlung geglaubt, für deren Beibehaltung sich aussprcchcn
zu müssen.

Thcilweisc sind die Gründe des Entwurfs aus der Generalität der gerichtlichen Hypotheken ent¬
nommen. Diese haben bereits durch die adoptirte Specialität ihre Erledigung gefunden.

Wenn der Entwurf anführt, daß kein Gründ vorliege, dem Creditor eine Hypothek zu gestalten, wel¬
cher bei Creirung der Schuld sich eine solche nicht habe bestellen lassen, daß vielmehr die Forderung einer
solchen als eine Vertragsverletzung erscheine, so ist darauf zu antworten, daß wie das Urtheil so auch
das Recht zur Hypothek nicht in dem Vertrage, sondern in der Verletzung des Vertrags von Seiten des
Schuldners ihren Gruud habe.

Der Entwurf glaubt ferner den gerichtlichen Entscheidungen jedes Hypothekcnrecht um deswillen
«"'sagen zu müssen, weil solches doch nur als der Preis eines Wettrennens zu betrachten sei, daß aber
ei» Ercditor, welcher auf diese Weise den andern Crcditoren zuvorkomme, eine Bevorzugung incht ver¬
diene. Dem ist indeß entgegenzustellen, daß es Sache eines jeden Gläubigers sei, sein Interesse zettlg
j» wahren.

Die Versammlung ging endlich von der Betrachtung aus, daß dcu gerichtlichen Entscheidungen mit
Recht die Wirkung beigelegt werde, daß der Gläubiger kraft derselben in dem ganzen Vermögen seines
Schuldners seine Befriedigung suche» dürfe, daß wenn letzterer zur sofortige» Erccution zu schreiten be¬
fugt sei, ihm das mindere Recht sein Interesse durch Erwirknng einer Hypothcke zu wahren, nicht zu vcr-
sagen sei, daß endlich durch ein fünfzigjähriges Bestehen des Gesetzes, dasselbe in dem Leben des Volkes
Wurzel gefaßt habe, und auch schon um deswillen ohne Noth eine gänzliche Aufhebung desselben bedenk¬
lich erscheine, und sprach sich sonach mit einer an Einstimmigkeit gränzenden Majorität für die Beibehal¬
tung der gerichtlichen Hypotheken aus.
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Die in den Motive» zum Entwurf entwickelten Grunde haben zu der Betrachtung geführt, ob nicht
die gerichtlichen Hypotheken in ihrem Umfange zu beschränken seien.

In einer Beziehung ist bereits eine Beschränkung oben erwähnt. Es ist die Specialität. Ans
dieser folgte von selbst eine andre, nehmlich die, daß nur das gegenwärtige nicht auch das knnilige Ver¬
mögen des Schuldners bestrickt werden darf.

Sodann war die Versammlung mit der in dem Entwurf durchgeführten Ansicht einverstanden, daß
die Summe, für welche die Hypothek erwirkt wird, nicht von der Willkür des Gläubigers ferner abhängig
sein dürfe, und daß selbst für einen unbestimmten Anspruch, weil der Schuldner durch Zablnng sich davon
uicht befreien könne, überhaupt ein Hypolhekenrecht nicht bewilligt werden dürfe, Für diesen letzleren Fall
glaubte gleichwohl die Versammlung eine Ausnahme dahin statuiren zu müssen, daß dem Nichter bei Zu-
crkcunung des Anspruchs unter Umständen, z. V, wenn ein Schadenersatz von Erheblichkeit zuerkannt
werde, oder wenn es sich bei der Klage auf Nechnnngsablage von einem bedeutenden Objecte bandle,
oder wenn Gefahr ans dem Verzüge hafte, frei zu belassen sei, aus den Antrag des Klägers provisorisch
eine Summe zu bestimmen, für welche der Kläger eine Hypotheke zu erwirken ermächtigt werde.

V. Beschränkung des Rechtes, der Auflösung eines Knufvenrags auf Settei, des Verkäufers.
Die Versammlung hat aus den in dem Entwurf angeführten Gründen anerkannt, daß das Eigen¬

thum und der Neal-Ercdit sehr gefährdet sei, wcun dem Verkäufer ohne Beschränkung das Recht verbleibe,
die Auflösung des Kaufvertrags jederzeit, uud nachdem das verkaufte Grundstück sich vielleicht schon in der
dritten oder vierten Hand befinde, zu fordern. Mit den Ansichten des Entwurfs einverstanden, wurden die
desfallsigcn Bestimmungen desselben gut geheißen.

Wcun die Versammlung demnächst gleichfalls zur Prüfung der einzelnen Artikel des Gesetzes-Ent-
Wurfs übergegangen ist, während die ministerielle Denkschrift diese Prüfung anheim gestellt lästt, so konnte
selbstredend schon wegen Kürze der Zeit eiuc vollständige und umfassende Kritik, welche die Wichtigkeit des
Gegenstandes fordert, nicht vorgenommen werden. Die Versammlung ist deshalb auch weit entfernt bei
den nachstehenden Bemerkungen auf Vollständigkeit Anspruch zu machen, und hofft, daß es einem Hohen
Ministerium gefallen werde, des Endes den Entwurf den Justiz - Collegicn gleichfalls znr Begutachtung
vorzulegen.

Gleichwohl nun der ganze Entwurf der Berathung unterzogen worden, so wird es doch genügen,
wenn hier nur derjenigen Bestimmungen Erwähnung geschieht, bezüglich deren eine Abänderung für ange¬
messen erachtet worden.

Art. 2092. Die hier ansgcnommcnc Vorschrift, daß auch Mieth- und Pachtverträge der Trans«
scriptiou unicrlicgen sollen, erschien der Versammlung weder nöthig, noch zweckgemäß.

Sie zog in Betracht, daß die Transseriplion dieser Verträge zumal, wenn eine Parzellcnverpach-
tung Statt gefunden habe, mit unverhältnißmäßige» Kosten verbunden sei, daß die Pächter der Vorschrift
der Transscription ungeachtet solche nur selten bewirken würden, daß es dagegen dem Käufer nicht schwer
falle, von dem Bestehen eiucs Pacht- oder Micthverhältnisscs sich Kenntniß zu verschaffen, und es als¬
dann an ihm sei, die betreffenden Verträge sich vorlegen zu lassen.

Art. 2l02. Bei diesem Artikel beschloß die Versammlung, wie hiemit geschieht, die hohe Staats-
Negicruug zu ersuchen, mit Rücksicht darauf, daß die rechnungspflichtigen Beamten Cantion zu stellen, ge¬
halten sind, in Berathung zu ziehen, ob nicht das hier ausgesprochene Privilegium des Fiscus aufzuheben.

Art. 2108. Die Versammlung war der Ansicht, daß wie dem Hypothekcngläubigcr so auch dem
Verkäufer nur ein Vorrecht für die Zinsen von 2 Jahren und dem laufenden zuzubilligen sei, indem kein
Grund vorwalte, letzter« besser zu stellen als den erster».

Art. 2109. Es wurde die Meinung ausgesprochen, daß die Zustellung der Vorladung an den
Drittbcsitzcr und den Enrahenten der Eubhastatiou genüge, und eine Veranlassung dem Kläger eine gleiche
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Zustellung, allen andern Creditoren, welche bis dahin sich an dem Verfahren nicht bethciligt hätten, zu
machen, aufzubürden.

Art. 21! 9. Hier sind die gerichtlichen Hypotheken nach der obigen Ausführung mit auszuführen.

Art. 2121. Die Versammlung mit der Verfügung dieses Artikels einverstanden, hielt dafür, daß
das Schlußwort „müssen" zu loschen sei, weil es jedem Schuldner frei zu belassen sei, die Entschädig-
ungsgelder zum Wiederaufbau zu verwenden, zumal das Recht des Gläubigers dadurch nicht beeinträch¬
tigt werde.

Art. 2123. Die hier adoplirtc Hypothek des Fiscus gegen Unternehmer und Lieferanten hält die
Versammlung rechtlich für nicht begründet. Das in den Motiven des Entwurfs angeführte Gesetz vom
4. März 1793 ist, abgesehen davon, daß es aus der Eigenthümlichkeit der damalige» Zeitvcrhällnisse her¬
vorgegangen, in dcrNhcinprovinz, wie der Entwurf selbst cmerkcunt, nicht publicirt; das Beeret vom 28.
V«i-t. I. VIII. hat der Hypothek nicht erwähnt. Außerdem ist es Sache des Fiscus beim Abschluß von
Unternchmungs- und Licfcmngs-Verträgcn für deren Erfülluug sich hinreichende Caution stellen zu lassen,
was ia auch geschieht.

Art. 2138. Daß der Vermerk einer Cession eine Bedingung der Wirksamkeit derselben gegen die
Creditorcn des Ccdcnten sei, vermochte die Versammlung nicht anzuerkennen; wohl aber war sie der Mei¬
nung, daß der Cession, einem spätern Ccssionar und dem Erwerber des verpfändeten Grundstückes gegen¬
über, nur durch icuen Vermerk Wirkung beizulegen sei. Auch glaubte man, die Fassung des ersten Satzes
des Artikels könne zur Ansicht führen, als sei die Gültigkeit einer Cession überhaupt durch die Authenti¬
cität des Actes bedingt, während letztere doch nur zum Zwecke der Eintragung gefordert werden dürfe.
Es wurde deshalb folgende veränderte Fassung beliebt:

„In Beziehung auf einen spätern Crwcrbcr des Hypothekenrcchles, wie auf den des verpfän¬
deten Grundstücks, erhält der Ucbertrag eines Hypothekenrcchtcs erst Wirkung durch dessen
Vermerk im Hypothckcnbuch am Rande der eingetragenen Forderung. Der Vermerk darf nur
geschehen auf den Grund einer authentischen Urkunde,"

An dieser Stelle sind die Bestimmungen über die gerichtlichen Hypotheken einzuschalten. Die Ver¬
sammlung hat folgende adoptirt.

Art...... Die gesetzliche Hypothckc entsteht aus Urtheilen, wodurch der Schuldner zur Zahlung
einer bestimmten Geldsumme vcrurthcilt worden.

Sie entsteht ferner aus Urtheilen, durch welche die Anerkennung einer Unterschrift auf einem für
eine bestimmte Geldsumme ausgestellten Privat-Schuldbckcnntnisse beurkundet oder für vcrisicirt erklär! wird.
Die Eintragung in das Hypothckcnbnch darf gleichwohl erst dann erfolgen, wann die Forderung fällig.

<^lt. Diese letztere Bestimmung ist aus dem Gesetz vom 3. Seplbr. 1807 entnommen. Sie
war hier nachträglich sanctionirt, weil man sie bei der Redaction des bürgerlichen Gesetz¬
buches übersehen hatte.)

Wird ein unbestimmter Anspruch zuerkannt, so kann der Nichter auf den Antrag des Klägers nach
den Umständen provisorisch eine Summe bestimmen uud den Kläger ermächtigen, für diese Summe eine
Hypotheken - Eintragung zu nehmen,

Auf schiedsrichterliche Entscheidungen darf eine Eintragung nicht erwirkt werden, so lange sie nicht
crccutorisch erklärt sind.

Desgleichen entsteht aus einem im Auslande gesprochenen Urtheile erst dann eine Hypothek?, wenn
dasselbe von einem preußischen Nichter crccntorisch erklärt worden ist.

Art. 2141. Statt „durch den Geri ch t ssch r c ib er, welcher dem Familienrath
beigewohnt hat," soll es heißen: „durch den Oerichtsschrcibcr des betreffenden
Friede nsge richt s."

6
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Die Fainilicnrathsvcrhandlungen werden in der Regel durch einen beigeordneten Gerichtsschreiber
aufgenommen, welcher doch nicht verantwortlich gemacht werden soll,

Art. 2157. Nro. l. Die Versammlung sprach die Ansicht aus, daß auch des Standes des Gläubi¬
gers Erwähnung geschehen müsse.

Am Schlüsse des ^li»«» 3 glaubt sie hinzusetzen zu müssen, daß das Original des Zustcllungsactes
bei Strafe der Nichtigkeit mit dem Visa des Hypothckcnbcwahrers zn versehen sei, weil das Gesetz in al¬
len ähnlichen Fälleu diese Vorschrift aufgenommen hat.

Art, 2170. ». — muß nach der Ansicht der Versammlung heißen: „Abschrift des Trans-
scriptionsvermerks."

I,. Nro. 3. ist das gewählte Domicil beizufügen, weil der Aufbietende dort das Patent zustellen
soll.

«. Das Wort „vierzehn" ist ein Druckfehler, soll heiße» „vierzig."
Art. 2171. Die Versammlung war der Ansicht, daß das ^>i«lü>, anfangend: „Wenn der Kaufpreis

:c. :c.," als überflüssig zu löschen, dagegen nach dem Art. 2173 der Art. 2190 des bürgerlichen Gesetz¬
buches wieder aufzuuchmeu sei, indem ein Grund denselben wegfallen zn lassen, nicht vorwalte.

Art. 2188. Nr. 3. Man war einstimmig der Meinung, daß die Schlußworte, „sondern den
Beamten :c. :c. wegfallen dürften, weil die Verantwortlichkeit der Notarien in der Notariatsordnung
regulirt ist.

Art. 10. der Übergangsbestimmungen.
Die Versammlung glaubte, daß die hier bestimmte Frist von L auf 12 Monate auszudehnen sei.
Schließlich wurde der Kosten-Punkt zur Sprache gebracht. Die Versammlung unterstellt, daß ein

hohes Ministerium damit einverstanden sei, daß die bis zur Publication des Gesetzes aufgenommenen Ver¬
träge Gebühren- und Stcmpclfrci eingetragen und zur Deckung der Auslagen nur eine Gebühr von 5 Sgr.
von jedem Act erhoben werte und bringt folgenden zusätzliche» Artikel in Vorschlag.

Art. 16. Alle innerhalb eines Jahres nachgesuchte» Transscriptionen, Eintragungen und Vermerke
in die Hypotheken uud Transscriptious-Register erfolge» Gebühre»- »»d strmpelfrci. Zur Deckung der
kosten wird eine Gebühr von 5 Egr. für jeden Act erhoben.

Ebenso wurde der Kostenpunkt überhaupt Gegenstand der Berathung, uud diese führte zu der Ansicht,
daß es billig sei, die Kosten für die Zukunft zu ermäßigen und daß der Stempel der Bescheinigungen,
wenn nicht gänzlich erlassen, doch von 15 Cgr. auf 5 Sgr. rcducirt werden möge.

Als Motiv wurde geltend gemacht, daß der Kosten wegen bis heran die Tranoseriptionen häusig
uuterbliebcn seien, nnd daß durch die vermehrten Eiutraguugcn künftig, ungeachtet der Neduetion, ein
höherer Betrag wie bisher der Staatskasse zufließen werde.

Indem wir dies nnser Gutachten über den uns mitgetheilten Entwurf zur geeigneten Verücksich-
liguug gehorsamst empfehle,!, spreche» wir den Wunsch aus, daß es der hohen Staats-Regierung gefallen
wolle, den Kammer» in der nächsten Session die betreffende Vorlage zu machen, damit die großen Ucbel-
stände des dermale» geltende» Gesetzes um so eher gehoben uud die daraus hervorgehenden Nachtheile
desto balder beseitigt werden.

!U!'

5» cvh
e» Slaatsstcucru. demselben hierüber abgegebene Gutachten, wonach

1. künftig von allen directen Steuern einschließlich der neuen Klassen- und tlassisicirtcn
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Einkommensteuer sowie von der Mahl- und Schlachtstcuer derselbe Prozentsatz an Zuschlägen für
den Vezirksstraßcn.Fonds erhoben werden soll, jedoch unter der Beschränkung, daß jedem Steuer¬
pflichtigen für die gleichzeitig zu entrichtende Mahl- und Schlachtsteucr jährlich die Summen von
20 Nthlr. in Anrechnung gebracht und nur der nach diesem Abzüge übrig bleibende Steuerbetrag
mit dem Zuschlage belegt werde.

2. der iu § 8 des Regulativs vom 20. Jan. 184l bestimmte Marlmal-Zuschlag von 5 Prozent von
allen directen Steuern einschließlich der neuen Klassen- und klassificirten Einkommensteuer so wie
von der Mahl- und Schlachtsteuer unter Berücksichtigung der für letztere »<1 1. beschlosseneModr-
sication einstweilen beizubehalten sein werde

ist in der Plenar-Sitzuug vom 18. d. M. von der Provinzialstäudischen Versammlung zum Beschluß erho¬
ben worden.

Düsseldorf, den 21. October 185l.
Der V and t a gs-M arsch all.

An
den Königlichen Lanvtaqs - Commisscn'Uis
»ud Ober-Präsidenten der Nhein.Prouinz

Herrn u. Klc ist-N etzow
Hochwohlgeboren.

Die Proposition Nro. 9. wegen Verkeilung der Beiträge zu den Kosten der Justiz-Vcr- 9. Gutachten «ber^ic
waltung ist mit Rücksicht ans den von Euer Hochwohlgeboren hierüber an die Provinzialstän- ^""^"'^. Beiträge im-
dischc Versammlung gelangte Denkschrift vom 0. October von dem 5tcn Ausschuß begutachtet ^ ^^^isch« Iustiz-Vcr-
wordeu. waltnug i» tem Bezirke

Das vo» demselben hierüber gegebene Gutachten, wonach des Appellatiens-Gerichts-
1. die Gewerbesteuer von der aufzubringenden Summe von 73892 Nthlr. vorab 3'/. °/° ^ z» Cöln.

zu der von dem Betriebe stehender Gewerbe zu entrichten hat;
2. die Vertheilung der alsdann verbleibenden Nestsumme auf die grundsteuer-, klassensteucr- und auf

die mahl- und schlachtsteuerpflichtigen Einwohner sowie auf die Quoten der klassificirten Einkom-
mensteuerpflichtigeu ganz gleichmäßig nach dem Zahlcnvcrhältniß vertheilt wird, wobei jedoch den
mahl- und schlachtstcucrpstichligcn Einwohnern nach 3 2 des Gesetzes vom 1. Mai d. I. eine
äquivalente Summe von 20 Nthlr. von der Einkonnncnstcner in Abzug gebracht wird, auch sin
die Zuschläge der Iustiz-Vcrwaltungskosten, zu der Einkommensteuer und der Mahl- und Schlacht¬
stcuer eine Rückvergütung in demselben Verhältniß zu gewähren ist, m e^s 5 ...

wurde in der Plenarsitzung vom 20. d. M. von der Provinzialständischen Versammlung znm Bc,chiun er¬
hoben.

Düsseldorf, den 22. October 1851.
Der Land tags -Marschall.

An
den Königlichen Landtags-CommissciriuK
Herrn Ober-Präsidenten von Kleist-

3t etz ow
Hochwohlgeboren,
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Adressen, die ständischen Petitionen betreffend.

AUerdurchlauchtigster, Großmächtigstev König,
Allcrgnädigster König und Herr!

i. Wal,, des seitherige» ^),e zur diesmaligen Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung berufene vroviuzialständische
Direttors der Prornuziai-Versanünlung der Nhciuprovinz hat sich der allseitigstcn Prüfung und Berathung der Angcle-

genheiten der rheinischenProvinzial - Feuer-Societät pflichtgemäßunterzogen,
beim u»d zwar auf Lebeus- Der Seitens der D,rection vorgelegte Bericht über die Verwaltung der Anstalt in den
zeir mir mm» auf ^«uu letzten 6 Jahren hat der Versammlung die Ueberzeugungverschafft, daß die Leitung des In-
Äthlr. erhöhte!! Gehalte, stituts eine einsichtsvolleund gewissenhaftewar und daß dessen momentaner ungünstiger finanzi¬

eller Stand, nur als eine Folge der, in den Jahren 1846 bis 1850 ungewöhnlich zahl- und umfangreiche»
Braudunglückcn anzusehen ist.

Die vroviuzialständischeVersammlung hat deshalb iu Anerkennung der pflichttreuen, vorsorglichen
und sachkundigen Geschäftsführung des seitherigen Dircctors der Societät Freiherr» von Waldbott-
Vasscnh eim-V o rnh ei m , dessen Wiedcrcrwäblung auf Lebenszeit mit einer Gchaltsfirirung von
1800 Thalern pro Jahr, freudig und mit vollem Vertrauen vollzogen, und ist es der Versammlung eine
augenehme Pflicht: die Bestätigung dieser Wahl bei Euer KöniglichenMajestät hiermit allerunterthänigst
nachzusuchen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben
Euer Königlichen M nHest 3 t

treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung
der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.

2. Wahl des seitherige» 3)ie Wiedcrbesctzungder seit dem 1. Juli d. I. erledigten Inspcctor-Stelle der Provinzial-
Secretairs Cick zum I»- F^^, Societät M die Provinzial-Vertretung ausgesprochen und mit Bezug auf den § 82
7eue"'L^"t ^""/"s M des Reglements die Wahl desselbenvorgenommen. Diese Wahl und zwar auf die Dauer
^h,,^ "" ^ von L Jahren ist auf den bei der Societät angestellten Secretär E i ck gefallen. Euer Hoch-

wohlgcboren ersuche ich crgcbcnst, das Resultat dieser Wahl Behufs deren Genehmigung Seiner Ercellenz
dem Herrn Minister des Innern hochgeueigtcst unterbreiten zu wollen.

Düsseldorf, den 25. October 1851.
Der Landtags -Marschall.

Au
den Könissüchm Landtags-<5omn!isscnius,

Ober-Präsidenten der Nhcinprovmz
Herrn v, Klcist-Netzow

Hochwohlgeboren.
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Allcrdurchlauchtigster, großmächtigster,
Allergnädigster König und Herr!

-x^ie zur diesmaligen Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung berufenen Rheinischen Pro- - <^> <, r ^
vinzial-Stände wagen in allcrticfster Ehrfurcht vor den Stufen Eurer König!. Majestät er-
babcnen Thrones die ganz gehorsamsteBitte niederzulegen, daß es Euer Königlichen Majestät vinzial-Fener- Societätp.
gefallen wolle, den, dcr Rheinischen Provinzial-Feuer-Socictät, dem klaren Wortlaut des § 82 Wemhaus.
des Reglements vom 5. Januar 1836, und des 8 6 der Verordnung, wegen Auflösungder bisherigen Feuer-
Societäten und Ausführung des Provinzial-Feuer-Societäts-Reglements vom nämlichen Tage zuwider,
durch die höheren Behörden aufgedrungenen Sccrctair Weinhaus auS der Provinzial-Fcuer-Societäts-
Verwaltnng Allcrgnädigst wieder entfernen und im Staatsdienste anderweitig beschäftigenlassen zu wollen.

Die Gründe, welche die gehorsamsten Stände der Nbcinprovinz zu dieser nntcrlhänigsten Bitte
veranlassen, sind in einer Denkschrift, sowie in einem Promcmoria der Provinzial-Feuer-Socictät, ncbst
einem Gutachten des bei der Universität zu Bonn fungircnden Professors des RheinischenRechts, U»
Bauer! and, näher aufgeführt.

Indem die gehorsamsten Stände diese drei Stücke zur Allerhöchsten Berücksichtigung allcruntcrlhänigst
beifügen, ersterbe» dieselben in allertiefster Ehrfurcht

Eurer Königlichen Majestät

treu gehorsamsteMitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung dcr
Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.

Düsseldorf, den 25. Octobcr 1851.

^)cr zeitliche Direetor der RheinischenProvinzial-Feuer-Socictät hat dcm UnterzeichnetenAbschriftdcr
seitherigen Verhandlungen über die beabsichtigteDienstentlassung des Secrctairs Wcinhaus, bestehend
in folgenden Stücken:

1. Schreiben des Directors an den Herrn Oberpräsidenten vom 27. Juni 1846.
2. Nescript des Herrn Obcrpräsidenten vom 18. Juli e^ll.
3. Schreiben desselbenvom 12. November 1846.
4. Ministcrial-Vcrfügung vom 3. November 1846.
5. Nemonstration des Directors vom 17. ^'»zä.
6. Nescript des Ober-Präsidenten vom 21. <->«ä.
7. Nemonstration des Directors vom 26. «>«<!-, mit dcm darin bezogenen Schreiben Königlicher

Regierung zu Düsseldorf
». vom 18. September 1820,
I». vom 4. April 1829.

8. Ministerin!-Verfügung vom 22, Dezember 1846.
9. Die darin bezogene Verfügung des früheren Oberpräsidcnten vom 14. April 1837, die Uebernahme

des p. Weinhaus bei der Provinzial-Feuer-Socictät betreffend,
zum Zwecke der Erstattung eines Ncchtsgutachtens darüber vorgelegt:

/,ob dcr § 84 des Reglements für die Provinzial-Feuer-Socictät der Nbcinprovinz ä. ä. den
5. Januar 1836. Gesetzsammlungz,»^. 29, wonach die Anstellungaller Bürcau-Bcamtcn und
Diener der Societät durch den Dircctor auf Kündigung geschieht, so daß sie von diesem nach
gehörig geschehener Kündigung beliebig wieder entlassen werden können, — auch auf den
Sccretair Wcinhaus anwendbar sei — oder ob sich derselbe in Betracht seines früheren
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Dienstverhältnisses zu der jetzt aufgelösten belgischen Vrand-Assecuranz-Gcsellschaft und wegen
seiner durch den Z L der Königlichen Verordnung zur Ausführung jenes Reglements, (Gcs.-
Samml. i'.->ss. 44) verfügten Wicderanstcllung bei der neuen Rheinischen Proviuzial-Feuer-
Cocietät in einem Ansnahmcfalle bcsiiidc und deshalb nicht als ei» auf Kündigung angestellter
Beamter dieser Societät betrachtet und behandelt werden dürfe?"

Bei der Beantwortung dieser Frage, welcher sich der Unterzeichnete um so bereitwilliger unterzieht,
weil sie ihm unzweifelhaft zu sein scheint, kann es selbstredend nicht darauf ankommen, durch welche
Motive die Wicderanstellung des p. Wein Haus bei der Rheinischen Provinzial-Fcuer-Socictät herbei¬
geführt worden, indem die in dieser Hinsicht in dem Rcscriptc des damaligen Obcrpräsidenten vom 14.
April 1837 gegen den damaligen Director der Societät ausgesprochenen Ansichten an der eigentlichen
Sachlage, sowie an der Natur und dem Umfange dcr dein P.W ein Haus in Folge seiner selbstgcwünschteu
Wiederanstcllnng gegenüber der Societät zustehenden Rechte irgend eine Aenderung zu bewirken, keineswegs
geeignet waren. Es kömmt vielmehr lediglich darauf an zu ermillcln:

1. in welchem Verhältniß der p. Wciuhaus zu dcr in Folge dcr Errichtung der Rheinischen
Provinzial-Fcucr-Socictät aufgelösten bcrgischcn Vraud-Assccuranz-Gesellschaft gestanden?

I. ob ihm wegen dieses Verhältnisses in Folge dcr Auflösung lctztgedachtcr Gesellschaft ein wohl-
begründctcs Recht auf Entschädigung für die erlittene Einbuße an seinen Amtseinkünftcn erwachsen
war und im Bejahungsfälle

3. ob die Niedcranstclluiig des p. Wcinhaus um deswillen als eine unwiderrufliche zu betrachten
sei, weil im entgegengesetzten Falle der Staat für dessen Schadloshaltung oder Pcnsionirung
Sorge zu trage» verpflichtet sein würde?

Anlangend die erste Frage, so ergiebt sich aus den vorliegenden Verhandlungen, daß dcr P.Wein-
Haus nichts mehr und nichts weniger als Negicruugs-Eanzlei-Assistent war, als ihm durch das Schreiben
der Königlichen Regierung zu Düsseldorf vom 18- September 1820, die bei der Verwaltung der belgische»
Brand-Assecuranz für die Regierungsbezirke Düsseldorf, Eleve, Köln und Aachen vorkommenden Jour¬
nalisten- nnd Eopistem Geschäfte gcgcn einc Ncmuncration von 30 Thlr. monatlich, jcdoch mit dem aus¬
drücklichen Bemerken übertragen wurde», daß er dadurch kcincowcgs cine fire Anstellung erhalte, daß sich
vielmehr die Regierung die anderweitige Disposition über die Ucbertragung jcucr Arbeite» uud die dafür
ausgeworfene Ncmuucratioi! jederzeit vorbehalte.

Dieses rein preeäre Dienstverhältnis) erlitt auch feine Aenderung seiner Natur dadurch, daß dem
Wcinhaus zufolge eines Ministcrial-Rcscripts von 7. Mai 1829 eine Gehaltszulage bewilligt wurde,
indem nämlich auch diese Begünstigung mit dcr ausdrücklichen Erklärung verbunden war, daß daraus für
den. Fall möglicher Veränderung in dcr zukünftigen Verwaltung dcs bergischcu Fcucr-Versichcrungs-Instituts
leine fortdaucrnde Vcrpflichtuug und kein Entschädigungsanspruch erfolge» dürfe.

Dcr Weiu Haus war hiernach kein auf Lebenszeit angestellter Beamte bei der Verwaltung dcs
bcrgischcn Feucr-Vcrsicheruugs-Iustituts, er konnte vielmehr jederzeit von dcr Ncgiernng, welche ihm die
Journalisten- und Copistcn-Geschäfte bei dieser Verwaltung übertragen hatte, wieder abberufen und in
seine frühere Die»flverhält»isst als Regiernngs-Eanzlei-Assistent uud damit in die Lage zurückversetztwerden,
worin er sich am 18. September 1820, als dein Tage des ihm ertheilten Eommissoriums befunden hatte.

Hierans ergicbt sich die Beantwortung der zweiten Frage: ob uud iu welchem Maaße dem Wein¬
haus aus der Auflösung der bergischen Fcuer-Vcrsichernng ein wohlbegründetcs Recht auf Entschädigung
wegen Einbuße au seinen Amtseinkünflen erwachse? ohne weitere Dcductiou vou selbst. — Vou einem
Rechte auf de» „»geschmälerten Genuß der durch das Schreiben der Königlichen Regierung vom 18. Sept.
1820 ausgesetzten Remuneration könnte »ach Lage der Sache ebenso wenig, als von cincm Rechte auf die
durch das Rcscript dcs Ministern vom 7. März 1829 ihm bewilligte sogenannte Gehaltszulage Rede sei»,
sondern nur die davon wesentlich verschiedene Frage entstehen: ob seine frühere Qualität als Negicrungs-
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Canzlei-Assistent für ihn einen Anspruch auf einen gleichmäßig dotirlen Posten oder auf Pensionirnng
begründe? Die Antwort auf diese Frage mnß bejahend ober verneinend ausfallen, je nachdem der Wein-
Haus am 18. September 1820 als damaliger Negierungs-Eanzlei Assistent zu deu auf Lebenszeit ange¬
stellten, und deshalb pensionsberechligtcn Beamten gehörte oder nicht gehörte. In keinem Falle hatte er
auf ein höheres Dicnstcinkommen, als welches er in seiner früheren Eigenschaft als Negiernngs-Eanzlei-
Assistent zu beziehen gehabt, einen Rechtsanspruch, und dieser stand ihm nicht ans dem Grunde ;u, weil
er durch die Auflösung der bcrgischen Vrandassccnranz-Ncrwaltuug an seinen Amts-Einkünften eine Ein¬
buße erlitten, sondern lediglich um deswillen, weil er, bei der ihm auf Widerruf übertragenen Beschäf¬
tigung bei der Verwaltung des gedachten Instituts und der Annahme dieses Auftrags, die ihm bereits
früher wohl erworbenen Rechte als Negicruugs-Canzlei-Assistent nicht verloren hatte, diese also nunmehr
in ihrem ganzen ursprünglichen Umfange aber auch nicht weiter geltend gemacht werden konnten. Die,es
Recht des Wiedereintritts in sein früheres Dienstverhältniß, wenn der Wein Hans darauf bestand, konnte
allerdings der Staatsregierung lästig werden, sofern sich augenblicklich keine Stelle erledigt fand, welche
ihm als Acquivaleut seines früheren angewiesen werden konnte, und es war daher unter dieser Voraus¬
setzung ganz natürlich, daß der damalige Ober Präsident die Wiederanstelluug des Weinhans bei der
neu errichteten Provinzial-Feuer-Societät dringend wünschte und durch das an den damaligen Dircctor
dieser Societät gerichtete Nescrivt vom 14. April 183? dessen sofortige Einberufung verlangte. Ob der
Director diesem Wunsche resp. Verlangen zu entsprechen verpflichtet war, ist eine andere, hier nicht zu
erörternde Frage; soviel ist gewiß, daß der Wcinhaus nicht zu denjenigen Beamten der belgischen
Vrand-Assccuranz gehörte, welchem ans deren Auflösung ein wohlbegründctcs Recht auf Entschädigung
erwachsen sein mochte, daß mithin die Worte des s L der Königlichen Verordnung wegen Ausführung
des Reglements vom 5. Januar 1836 auf ihn nicht anwendbar waren. Da nun aber dennoch dcr damalige
Director dcr Socictät dcr Verfügung des Obcr-Präsidcnten vom 14. April 1837 und dem eigenen Wunsche
des Wcinhaus cntsprochcu, diesen als Büreau-Vcamtcn der Gesellschaft wirklich angcstelll hat, so entsteht
die fernere Frage, welche Rechte aus dieser Anstellung für den Wcinhaus crwachscn seien?

Die Antwort auf diese Frage giebt der Schlußsatz des Z 84 des Reglements vom 5. Januar 1830
in den Worten „alle . . . Vürcanbcamten und Diener werden auf Htünoignng angestellt, so daß sie der
Provinzial Fcuer-Socictäls-Dircctor nach gehörig geschehener Kündigung beliebig wieder entlassen kann.

Eine Ausnahme von dieser Regel ist in den Worten des Z U dcr itömglichcn Verordnung vom
selbigen Tage nicht zu fiudcn, und wenn anch eine solche ans dem Wege dcr Interpretation «x ...lio»«
I03'» nachzuweisen wäre, so würde sie doch dem Wein Hans nicht zu statten kommen könncn, weil er
nicht zur Eaicgoric dcrjcnigen Beamten gehört, auf welche allcin, nach dcr in dieser Hinsicht »n;wcm'lhaf-
ten Verfügung dcs Gcsctzcs bei der ersten Vcsctznng aller Snbaltcrn-Stellcn vorzugsweise Bedacht genom¬
men werden müßte. Von dem Rechte dcs Wcinhaus ist aber freilich das Intcr.sse des Königlichen
Acrars verschieden, insofern nämlich dieses im Falle dcr Wicdcrcutlassuug des Wcinhaus aus dem Diente
dcr Fcuer-Societäts- Verwaltung in die Lage kommen konnte, dcsscn frühere Besoldung als Regicrnngs-
Eauzlei-Assisteut wiederum zu üdcrnchmcu.

Der Grund dieser Verpflichtung, sofern sie wirklich besteht, liegt aber nicht «u der
Auflösung
loshaltnng dcr Wcinhaus durchaus kein Recht erworben hatte, sondern einzig und allein darin, daß cr
bcrcits vor seinem Einteilte in das jedcrzcit widerrufliche Dienstvcrhältniß zu dcr Vcrwal.uug gcdachtcr
Gesellschaft die Eigenschaft eines Königlichen Rcgicrungs-Eanzlci-Assistenten und alle dam.t verbundenen
Rechte erworben und durch seinen Eintritt in das kündbare Dienstverhällniß zur Gesellschaft mcht verlo¬
ren hatte. Hieraus folgt, daß auch die dritte hierüber angestellte Frage, nämlich:

„ob dcr Wein Haus um deswillen ausnahmsweise als ein nicht auf Kündigung angestellter Beamte
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dcr Gesellschaftzu betrachten sei; weil sonst im Falle der Kündigung und Entlassung seine frühern
Rechte als Negicruugs-sauzlei-Assistent wieder aufleben würden —"

nach strengem Rechte nur verneinend beantwortet werden kann. —
Bonn, den 14. März 1847.

gez. Dr. Vauerband.

Denkschrift
mit 2 A „läge n.

^Der durch Verfügung des damaligen Ober-Präsidenten der Rhein-Provinz Herrn von Bodclschwingh
im Jahre 1836 bei der RheinischenProviuzial-Fcuer-Societät angestellte Sccretair Wcinhaus hat bis¬
her als dritter Ececrctair ein Gehalt von 500 Nthlr. bezogen.

Nach dem Berichte der Directiou ist diese Stelle überflüssig, und die Kündigung des w. Wcin¬
haus mußte nach Z 84 des Reglements um so nothwendiger erfolgen, als nach dem Urtheile des Herrn
Directors, der w. Wein hauS für die Direction nur eine Last war, und noch fortwährend ist, indem
derselbe fast gar feine Arbeitskraft mehr besitzt. Die Direction machte von diesem Kündiguugs-Rechte
Gebrauch; indessen stieß sie in Ausführung desselben auf Hindernisse.

Die von der Direction in einem I'. IU niedergeschriebeneSachlage ist kurz zusammen gefaßt die
folgende:

Ans den oben angeführten Gründen kündigte die Direction dem :c. Wcinhaus seine Stelle und
wollte denselben am 1. August 1846 entlassen. Gegen diese Kündigung ergreift Weinhaus den Recurs
beim Königlichen Obcrpräsidio. Das Obcrpräsidium erkannte indessendurch Erlaß vom 18, Inli 1846
das Kündigungs-Nccht der Dircction ausdrücklichan und wies den ic. Wcinhaus ab. Auf dcn fortge¬
setzten Recurs desselbentrat indessendas Königliche Ministerium des Innern dieser Entscheidungnicht bei,
sonder» verfügte am 3. November 1846, daß :c. Wcinhaus wieder iu seine Stelle bei dcr Societät ein¬
gesetzt werden solle. Die Gründe die das Ministerium geltend macht, sind hauptsächlich, daß die Anstel¬
lung des :e. Wein Haus nicht aus eigener Wahl des damaligen Provinzial-Fcucr-Soeietäts-Dircctors er¬
folgte, sondern daß derselbe von der aufgelösten bcrgischenFeuer»Societät übernommen, und auf Grund
des § 6 dcr Verordnung vom 5. Januar 1836, auf Auorduuug des damaligen Oberpräsidcntcn, nnd
zwar ohne Vorbehalt einer Kündigung angestellt worden sei.

Nach Lage dcr Verhandlungen ist indessender :c. Weinhaus, dcr bei dcr Königlichen Regierung
zu Düsseldorf als Cauzlci-Assistent angestellt war, am 18. September 1820 von eben dieser Regierung,
der bcrgischenAssccnran; mit einer Remuneration von 30 Nthlr. monatlich uud dem ausdrücklichen Be¬
merken überwiesen worden, daß ihm dadurch keineswegs eine firc Anstellungzu Theil werde, sondern daß
die Regierung die andcrweitc Disposition über die ihm übertragenen Arbeiten und die dafür ausgeworfene
Remuneration sich jederzeit vorbehalte. In dieser seiner Stellung wurde dem :c. Wcinhaus durch Mi¬
nisterin!-Rcscript vom 7. Mai 1829, eine Gehaltszulage bewilligt, jedoch war auch diese Begünstigung
mit dcr ansdrücklichcnErklärung verbünde», daß daraus für den Fall möglicher Veränderung in dcr zu-
lünstigcn Verwaltung des bcrgischcn Fcncr-Vcrsicherungs-Instituts kciuc fortdauernde Verpflichtung uud
kein Eutschädignngs-Ansprucherfolgen dürfe.

Ist nun bei Anflösuug dcr l'crgischenFeuer-Versicherung der :c. Wcinhaus iu dic Verwaltung
der Provmzial-Feuer-Socictät übergegangen, so konnte dcrsclbc doch nur unter denselben Vcdinguugrn
übernommen werden, wie er zur aufgelösten bergischcnFeuer-Versicherung gestanden, nämlich als ein dcr
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Königlichen Regierung zu Düsseldorf angehöriger Canzlei-Assistcnt, dem ein Commissorium übertragen, und
daraus keinerlei Anspruch auf eine fire Anstellung entspringe. Die Dircction scheint daher im vollen
Rechte zu sein, wenn sie den 8 84 des Reglements gegen den lc. Wein Haus zur Anwendung bringt.

Ein von der Dircction bei dem Professor des rheinischen Rechts an der Universität zu Bonn,
Herrn v>. Bauerband, eingeholtes Gutachten, bestätigt diese Ansicht vollkommen, und beantwortet die
Frage, ob der :c. Wein Haus cmsnabmoweise als ein nicht auf Kündigung angestellter Beamte der So¬
cietät zu betrachten sei, „verneinend."

Auf eine abermalige Vorlage des Sachverbältnisscs Seitens der Dircction an das Königliche Ober,
Präsidium vom 1. September e. erfolgte die Mittheilung an den Herrn Landtags-Marschall vom 28. Sep¬
tember «., wie der Herr Minister des Innern wiederholt entschieden habe, daß die unfreiwillige Entlassung
des :c. Weinbaus aus seinem Amte nur unter denselben Voraussetzungen erfolgen könne, welche bei
der Amtsentsctzung oder unfreiwilligen Pcnsionirung anderer definitiv angestellten Beamten zutreffen müssen.

Ausschuß ist jeooch nach Prüfung aller vorliegenden Verhältnisse der Ansicht, daß es der Societät
nicht zugennithet werden könne, eine» gänzlich unbrauchbaren Beamte» fernerhin zu besolden, oder nach
unfreiwilliger Entlassung zu pensioniren, und zwar in diesem Falle um so weniger, als dieser Beamte ihr
aufgedrungen, und derselbe in seinem früheren Verhältnisse zur bergischcu Feuer-Versicherung gar lciue
Ansprüche auf eine feste Anstellung hatte.

Düsseldorf, den 16. Octobcr 1851.

? Hl

Die Entlassung des p. Weinhaus aus dem Secretariate der Provmzial-Feuer-
Societat betreffend.

Der neben genannte Weinhaus war Canzlist bei der Königlichen Regierung in Du sscldorf und
wurde als solcher bei der ehemaligen Bergischen-Feuer-Assecuranz beschäftigt; »ach Gründung des Prooinzial-
Feuer-Versicherungs-Instituts im Jahre 1836 wünschte er zu diesem überzutreten. In dem Berichte des
zeitige» Directors von Ha »er au den itöuiglichcn Obcr-Präsidenten vom 11. März 1837 wird darauf
aufmerksam gemacht, daß das Gehalt, welches Weinbaus früher bezogen babc, ein verbältnißmäfng zu
hohes uud zu 200 Thlr». gute Schreiber zu baben, mit 350-400 Thlrn. jedenfalls aber Arbeiter zu
beschaffen seien, welche dasjenige genügend leisten könnten, was dem Weinhaus übertragen werden
tonnte, der Direetor beantragt demnach, daß. wenn Weinbaus dem § 6 der
vom 5. Januar 1836 zufolge in das Subaltern-Personal übernommen werden müsse, i»n mit einem Firum
uon 400 Thlrn. der Dircction zu überweisen und 100 Thlr. als persönliche Zulage aus Staatsmittel»
zu gewähren. Die Oberpräsidial-Verfügung vom 14. April 1837 verwirft diesen Antrag und bestimmt,
daß Weinhaus mit dem Gehalte von 500 Thlrn. auf Socictäts-Fonds zu übcrnehmen sei, mit welcher
Summe er später als Secretair in den Etat gebracht wurde.

In den hierauf folgenden Personal-Acten dcs Weinbaus finden sich zahlreiche Beweise seiner
mangelhaften Arbeit; sie bekunde, daß derselbe gleich Anfangs schon Krankheltohalber eine Badekur ge¬
braucht, daß er sich Entfernungen aus dem Dienste ohne Urlaub u. a. nach Emo erlaubt und Zänkereien
im Bureau veranlaßt habe, so daß der Director am 20. Januar 1840 das Gesuch um Mittheilung der
frühereu Personal-Acten dcs Weinhaus an das Königliche Obcrpräsidium richtet nnd zufügt, daß wen»
letzterer nicht nach § 6 der Ausführungs-Verordnung überwiesen worden, er sich längst würbe veranlaßt
gesebcn haben, denselben ans dem Dienste zu entlassen. Auf eine Eingabe dcs Weinhaus an dieselbe
Behörde wird unter dem 25. April 1840 nach Einsicht der Aclcu und Anhörung drr Dircction verfügt,

7
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daß bei der dcm Weiuhaus zur Last fallenden fortwährenden Nachlässigkeit im Dienste die Festsetzung
eines täglichen Arbeitspensums, und da er sich sogar unwahre amtliche Vermerke zur Beschönigung seiner
Versäumnisse auszustellen erlaubt habe, die schärfste Coutrolc gegen ihn nothwendig sei. Auch hiernächst
besseren sich die Leistungen des Wein Haus nicht; in einer in den Acten vorkommenden Aeußerung des
Directors von Hauer vom 30. August 1841 heißt es in dieser Beziehung, daß seine Hülfe bei gänzlich
mangelnden, guten Willen und nur sehr geringer Fähigkeit zu keiner Zeit für das Geschäft vou einiger
Wcsentlichtcit sei. Mehrere spätere Aeußerungen wiederholen dasselbe, erwähnen nochmaliger Entfernungen
des Wein Haus aus dcm Dienste ohne Urlaub, daß seine geringe Thätigkeit aber scineHülfe im Bureau
überhaupt nicht sonderlich vermissen lasse.

Die Berichte des commissarischcn Directors Kutzbach vom 5. und 28. September 1844 sprechen
sich über Brauchbarkeit und Fleiß dcs Wein Haus nicht günstiger aus.

Nach dem Amtsantritte dcs jetzigen Directors kommt W e i n,h ans am 10. März 1846 mit dcm Gesuche
ei», ihm mit Vclassuug seines Gehaltes eine» Urlaub bis zum Schlüsse des Jahres zu bewilligen, indem
er entschlossen sei, alsdann auszutrctcn und sich inmittelst um eine andere Stelle zu bewerben. Der Direk¬
tor befürwortet solches bei dcm Königlichen Oberpräsidio, um auf diese Weise die wünschcnswerthe Ent¬
fernung dcs Wein Haus aus dcm hiesigen Geschäfte herbeizuführen; der Antrag wird indessen nicht ge¬
nehmigt, weil Wein Haus über seinen Austritt kciuc bestimmte Zusicherung gegeben habe und zu befürch¬
ten sei, daß er seine Stclle wieder in Anspruch nehmen werde, sobald sein Geld aufgezehrt sei. Es wird
dcm Dircctor überlassen, ihn zu seiner Schuldigkeit anzuhalten. Inzwischen erfuhr der Director, daß
Wein Haus seine Stclle verkaufen wolle, daß er Acten verschleppt und die Societät in einer mit dem
Michel Kramp schwebenden Vrandentschädigungs-Angelegenheit durch das Erbieteu sciuer Einwirkung
gegen einen Geldbetrag ans das äußerste eompromittirt habe; er sah sich deshalb und weil cr sich glcich
scinen Vorgängern von der sonstigen geringen Brauchbarkeit dcs Weinhaus und von dessen gänzlicher
Entbehrlichkeit überzeugt hatte, veranlaßt, diesem dem 8 84 des Reglements vom 5. Januar 1836 gemäß
seine Stelle bei der Societät zu küudigeu und ihn »ach dreimonatlicher Kündigungsfrist am 1. August 1846
zu entlassen. Wein Haus ergriff gegen diese Kündigung den Weg des Nccurscs bei dem Königlichen
Oberpräsidio, von diesem wurde das Küudiguugsrccht des Direetors in dcm Erlasse vom 18. Inli 1846
ausdrücklich auerkaunt und Wein Haus abgewiesen; das Königliche Ministerium dcs Innern und zwar
dcr Herr Minister von Vodelschwingh trat dieser Entscheidung indessen auf den fortgesetzten Necurs
des Weinhaus uicht bei uud verfügte am 3. November 1846, daß letzterer in seiner Stelle bei dcr So«
cictät wieder eingesetzt werden solle. Der Dircctor glaubte hiergegen die Rechte der Societät wahren zu
müssen und reclamirte bei dem Königlichen Oberpräsidio unter dcm 17. desselben Monats, und da er hier¬
auf an das Königliche Ministerium verwiesen wurde, auch bei diesem am 26. nämlichen Monats. Der in
Folge dieses Berichtes ergangcne Ministcrial-Erlaß vom 22. December 1846 hält die Entscheidung vom
3. November aufrecht uud verfügt, daß wenn Weinhaus sich wirtlich solcher Handlungen, wie dcr Di¬
rector derselben erwähnt, schuldig gemacht habe, eventuell das Disciplinar-Verfahrcn auf Amtsentsetzung
oder Zwangspensionirung gegen ihn einzuleiten sei. Weinhaus erhält hierauf sein Gehalt wieder aus¬
gezahlt, ohne daß der Director ihn wieder beschäftigte, weil er dieses bei den gegen den Weinbaus
sprechenden Anschuldigungen für zu bedenklich hielt uud auch auderwcitc Fürsorge zur Wahrnehmung dcr
Arbeiten des Wein Haus längst getroffen war. Gegen den letztern wurde nun, nachdem der Director
solches in dem Berichte vom 16. Februar 1847 vorgestellt hatte, eiue Disciplinar-Untersuchung beschlossen,
obgleich der Dircctor wiederholt seine Ansicht geltend zu machen suchte, daß die Entlassung einco Provin;>al-
Bcamten durch ein solches Verfahren nicht stattsiuven könne, weil dcr 3 1 des Diseiplinar-Gesetzes vom
29. März 1844 jene Beamten davon ausschließe.

Wenn nuu ein anderer Weg, die Societät von dem Wcinhaus zu befreien, nicht vorhanden war,
als die Kündignngsbefuguiß uach § 84 dcs Reglements, so glaubte der Dircctor doch diese Ansicht noch
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einer andern Prüfung unterwerfen zu müssen und legte deshalb die' Frage dem Professor «>>. Vaucr-
band in Bonn zur Begutachtung vor. Das Gutachten desselben vom 14, Mär; 1847 ist in der Anlage
beigefügt und bestätigt die Befugnis) des Dircctors, den Wein Haus auf dem Wege der Dicustkündigung
zu entlassen. Der Director hat nicht aufgehört, diese Vcfuguiß geltend zu machen und das desfallsige
Recht der Societät zu wahren. Das Disciplinar-Verfahren gegen Weinbaus wurde jedoch fortgesetzt
und derselbe mittelst Beschlusses der Königlichen Regierung zu Cöln als ernannter Disciplinar-Behörde
vom 4. November 1849 von seinem Amte suspendirt und auf halben Gehalt gesetzt,

„indem das dienstliche Interesse gefährdet sein würde, wenn dem Wein Haus, gegen welchen
die Acten so zahlreiche Belege von fortgesetzter mangelhafter Dicnstführung enthielten, während
des Verfahrens noch eine weitere dienstliche Thätigkeit gestattet würde."

Am 17. Mai 1850 folgt das endliche Erkenntniß auf die fast 3 Jahre lang gedauerte Untersuchung
und schließt letztere mit einer Ordnungsstrafe von 5Nthlr. Diesem Erkenntnisse folgt die Anordnung des
Königlichen Oberpräsidii vom 17. Juni 1850, daß Wein Haus in seine Stelle wieder eintreten, seine
Dienstfübrung aber mit der größten Sorgfalt überwacht werden soll. Wie zeitraubend und störend eine
solche Uebcrwachung auch erscheinen muß, so hat der Director sie doch seit der Wicderbeschäftigung des
Wein Haus am 25. Juni 1850 eintreten lassen, worüber sich eine Sammlung der bei der Revision seiner
Arbeiten nöthig gewesenen Bemerkungen bei der Direction befindet. Danach sind seine Arbeiten ebenso
unzuverlässig wie früher und können nicht ohne fortgesetzte Controle gelassen werden. Zudem ist seine
Leistungsfähigkeit überhaupt anhaltender Wahrnehmung gemäß nur sehr unbedeutend und wie wenig sein
Pflichtgefühl ihn zu geregelter Besorgung seines Dienstes antreibt, hat der Director noch jetzt erfahren
müssen, indem ihm ein Gesuch des Weinbaus vorliegt, in welchem er zum bloßcu Gebrauche einiger
Bäder einen dreiwöchentlichen Urlaub mit Gewährung einer Unterstützung beantragt und seine Arbeiten
völlig eingestellt hat.

Es tanu freilich auffallend erscheinen, daß ungeachtet der viclcu, während der ganzen Zeit der Ve<
schäftigung des Wcinhaus bei der Societät nie aufgeholten Klagen über denselben das Disciplinar-
Vcrfahrcn nur die gedachte geringe Bestrafung zur Folge gehabt hat; die in dem Erkenntniß enthaltenen
Motive geben jedoch Aufklärung, daß der Wciuhaus seine gedrückten ökonomischen Verhältnisse geltend zu
machen gewußt hat, um sich weniger strafbar darzustellen und die Strafe auf den nnbedcutcndcu Betrag
von 5 Rtblr. festgestellt zu erhallen; sein dienstwidriges Benehmen ist dadurch aber doch bestätigt worden
und seine Unfähigkeit, wie sein sonstiges Verhalten ist der Eoeietät so lange eine wahre Last gewesen,
daß eine andere Bestimmung über ihn zur Nothwendigkeit geworden ist.

Der Director würde diese Aenderung dadurch herbeiführen, daß er das ibm im Z 84 verliehene
Recht der Kündigung bei dem Weinhaus abermals zur Anwendung brächte, wenn dao Komgl.chc ^im-
sterium ihm solches in Bezug auf deusclben nicht abgesprochen hätte und er wie früher g^vungen werden
würde, davon abzugeheu. Er hält fortmährend an der Ansicht fest, daß die desfall ge Entsche.dung des
Herrn Ministers mit den vorhandenen Bestimmungen nicht im Einklänge sei, kann solche p>« aoer nur
mit der Bitte niederlegen, darüber anderweit erkennen und entscheiden zu wollen, ob die Kund.gung gegen
Weinhaus noch jetzt durchgeführt, oder ob derselbe von der Soeietät pensionir. werden soll da ohne
Zweifel aus der obigen Darstellung der Sachlage sich die Ueberzeugung ergeben w.rd, daß ver,elve m ver
einen oder andern Weise seine längst verdiente Entlassung erhalten muß. „ ,,. „.,

Im ersten Falle würde er in seine früheren Verhältnisse als Negierungs - Canzl.st zurücktreten .n
dem andern Falle aber würde zn bestimmen sein, wie viel die Societät und w.e V.el der Staat zu semer
Pcnsionirung beizutragen habe.

Coblcnz, den 11. September 1851,
Rheinische P ro vinzi al -Feuer-So cietHts-D irr ction

gez. Freiherr von Waldbott.
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Allerdurchlanchtigster, Groftmächtigster König,
Allcrgnädigster König und Herr!

4. Eriass eines allgemei, ^'^ "°" ^" Provinzial-Feucr-Socictäts-Direction in ihrem Vcrwaltnngsberichtc gemachten,
»e» GeieNls über Immo- von dem Interesse der Societät gebotenen, auf die Erfahrung vieler Jahre sich gründenden
biliar-Versicberiuige» ,md und auf Verbesserungen aller Art hinzielenden Vorschläge, hat die Versammlung der sorg-
ÄI'H>,de!'u»ge>,des Neqte- samsten Prüfung unterworfen, denselben im wesentlichen ihre volle Zufriedenheit zu Theil
Pr«v!,,zia'l-Fe!,er-S°'ciei«, ""ben lassen und fernere Anträge eingereicht, von deren Nealisirung wir die wohlthätigsten

Folgen für die Versicherungs-Anstalterwarten zu dürfen glauben.

Außerdem hat die Provinzial-Versammluug co als Pflicht erkannt, auch die Begutachtung eines
ihr von von hoher Staats-Nrgieruug beabsichtigten
Entwurfs zu einem allgemeinen Etaatsgesetze über dcw Immobiliar-Feucr-Vcrsichcrungöwescu, sowie über
die polizeiliche Controlle der Versicherungenvon Immobilien bei Privatgesellschaften, vorzunehmen, indem
sie es für sehr wichtig und dringend nöthig erachtet, in kürzesterZeit durch ein solches Gesetz, die, zum
großen Nachtheile der Provinzial-Versicherungs-Socictäten bestehendenUngleichheiten in den allgemeinen
Rechten und Pflichten dieser und der Privat-Feuer-Assceuranz-Gesellschaftzu beseitigen.

Die Provinzial-Versammluug richtet daher allerunterthänigst an Eure Königliche Majestät die
doppelte Bitte

1. Den Erlaß eines solchen allgemeinen Gesetzes veranlasse» und
2. Die, die Provinzial-Feucr-Societät allein betreffenden Anträge mit Allerhöchst Ihrer Genehmigung

begünstigen und dieselbe in einem neuen Reglement zusammengefaßt, verwirklichen zu wollen.

Die Provinzial-Vcrsammlnng unterbreitet in der Anlage das Resultat ihrer Arbeiten und verharrt
in tiefster Ehrfurcht

Gucr Königlichen Majestät

treu gehorsamsteMitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung der
Provinzial-Vertrciung berufenen Versammlung.

Referat des VI. Ausschusses
über den vorgelegten Entwurf eines allgemeinen Gesetzes über Immobiliar-Feuer-

Versicherungen.

Der VI. Ausschuß des Rheinischen Provinziell-Landtags, von der Nothwendigkeit eines allgemeinen
Gesetzesüber das Immobiliar-Feuer-Versicherungswesen zur Erzielung eines eiuförmigcn Verfahrens bei
demselbenvollkommenüberzeugt, hat sich der Berathung über den Entwurf eines solche» allgemeinenGesetzes
m Betreff des Immobiliar-Vcrsicherungswcsens, sowie der polizeilichen Controle der Versicherung von
Immobilien bei Privat-Gcscllschaftcn unterzogen und giebt über jenen Entwurf das nachfolgendeGut¬
achten ab, dessen Motive in dem eben vorgetragenen Referate vollständig enthalten sind, daher deren
abermaliger Vortrag hier überflüssigscheint.
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^. Allgemeine Bestimmungen.
8 I.

Einem jede» Besitzer von Gebäuden steht fortan
frei, die letztern gegen Feuersgefahr da zu versichern,
wo er es am rathsamsten findet.

8 2.
Die Zwangs-Vcrpflichtung in Betreff der Ver¬

sicherung von Gebäuden gegen Fcuersgefahr wird
daher, wo sie auch in einzelne» Orten oder Landes-
theile» besteht, hierdurch dergestalt aufgehoben, daß
die Eigenthümer, wen» sie vor Ablauf eines Semesters
lüudige», mit dem Ablauf des darauf folgenden
Semesters aus der Societät, bei welcher sie bisher
versichert waren, ausscheiden können.

Den Hypothekar-Gläubigern steht kein Wider«
svruchorcchl zu. Denselben bleibt vorbehalten, ihre
Rechte selbst zu wahren.

§ 3.

Die Versichcruugssumme darf den Betrag von
'/, des gemeine» Bauwcrths derjenigen Bestandtheile
des versicherten Gebäudes, welche durch Feuer zer¬
stört oder beschädigt werden können, niemals über¬
steigen.

8 4.
Mit Beobachtung dieser Beschränkung (3 3) hängt

aber die Bestimmung der Summe, auf welche ei»
Gebäude-Besitzer Versicherung nehmen will, von ihm
selbst ab.

8 5.
Eine förmliche Tare des durch Feuer zerstörbaren

Theils der zu versichernden Gebäude wird in der
Negel nicht erfordert, sondern es genügt an einer
möglichst genauen und treuen Beschreibung eines
jeden einzelnen Gebäudes, welches versichert wer¬
den soll.

8 6.
Die Beschreibung eines jeden Gebäudes (§5)

muß von dem Besitzer vollzogen, diese Vollziehung
von der Ons-Polizci-Bchördc beglaubigt und zu¬
gleich Seitcno der letzter» auf deren eigene Verant¬
wortlichkeit das pflichünäßigc Attest beigefügt sein,

§ l.
Bei dem 8 1 fand sich nichts zu erinnern, jedoch

wird vorgeschlagen, daß alle Staatsgebäude,
wenn deren Versicherung beabsichtigt wird, nur bei
den Provinzial-Feuer-Societätcn versichert werden
dürfe».

§ 2.
Der Wegfall des 8 2 wirb, da er überflüssig

ist, bca»tragt.

8 3.
Der 8 3 des Entwurfs, welcher die Versicherung

auf '/> des Bauwerths beschränkt, wäre durch den
Art. 16 des Reglements für die Rheinische Provin-
zial-Feuer-Societät, dahin lautend, zu ersetzen, daß

„die Versicherungssumme den gemeinen Werth
derjenigen Theile des versicherten Gebäudes,
welche durch Feuer zerstört oder beschädigt
werden können, niemals übersteigen darf."

'4>
Die §8 4 und 5 des Entwurfs werden m »hier

Fassung genehmigt.

z e.
Bei dem 8 6 wird die Aenderung vorgeschlagen,

daß die von dem Besitzer begehrte, in dem Atteste
genau zu bezeichnendeVersicherungssumme den muth-
maßlichcn Werth des zu versichernde» Gebäudes nicht
übersteigen darf.
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daß die Beschreibung nichts enthalte, was ihr als
wahrheitswidrig bekannt sei, und daß die von dem
Besitzer begehrte, i» dem Atteste genau zu bezeich¬
nende Versicherungssumme den muthmaßlichcn Be¬
trag von '/, des Werthes nach dem im § 8 aufge¬
stellte!! Begriffe nicht übersteige.

8 7.
Nur dann, wenn die Ortsobrigkcit dieses Attest

(ß L) zu ertheilen Bedenken trägt und der Eigen¬
thümer des Gebäudes auf Vorhaltung der Erster»,
die Versicherungssumme nicht so weit, daß derselben
kein Bedenken weiter entgegensteht, herabsetzen will,
tritt die Nothwendigkeit einer Tarirung des Gebäu¬
des ein.

8 8.
In solchem Falle muß auf Kosten des Eigen¬

thümer!? von einem vcreidetcn Baubeamten mit kuust«
mäßiger Genauigkeit eine förmliche Tare zu dem
Zwecke und ans dem Gesichtspunkte aufgenommen
werde», daß dadurch mit Rücksicht auf die örtlichen
Materialien-Preise der der malige Werth derjeni¬
gen in dem Gebäude enthaltenen Bau-Materialien
und Vauarbciten festgestellt wird, welche verbrcnn-
lich oder sonst der Zerstörung oder Beschädigung
durch Feuer ausgesetzt sind, also mit Ausschluß alles
dessen, was nicht durch Feuer verletzt werden tan».

8 9.
Diese Tare muß von dem tan'renden Baubeam¬

ten selbst vollzogen werden. Ueber '/» der dadurch
festgestellten Werthsummc hinaus ist keine Versicherung
gegen Feucrsgefahr statthaft.

3 10.
Den Orts-Polizci Behörden liegt die Verpflich¬

tung ob, beim Verfall der Gebäude, zumal solcher,
deren Wert!» »ach der Erfahrung schnell abzunehmen
Pflegt, ihr besonderes Augenmerk darauf zu richten,
daß die Versicherungssumme »i'inals den höchste»
zulässigen Satz (Z 3) übersteige

8 11.
Ein und dasselbe Gebäude, sowie mehrere Ge¬

bäude, welche innerhalb eines Gehöftes liegen, darf
resp, dürfen nur bei einer Soeictät versichert
werden.

Diese Bestimmung bezicht sich jedoch nicht auf
diejenigen, in einzelnen Provinzen oder Landcsthei-

Gegen die §8 7 und 8 fand sich nichts zn er¬
innern.

§ 9.
Bei dem § 9 wird bei dem zweiten Satze die

Aenderung vorgeschlagen:
„Ueber den Betrag der dadurch festgesetzte»
Werthsumme hinaus ist keine Versicherung
gegen Feucrsgcfabr statthaft.

8 lO.
Die Fassung des z <l) des Entwurfs würde dahin

zu ändern sein, daß bei dein Schlüsse desselben an¬
statt des böckstc» zulässigen Werthes die Worte

„den augenblicklichen muthmaßlichen Werth
niemals übersteige"

gesetzt würden.
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len bestehenden oder noch zn errichtenden Privat-
Vereine, in welchen sich die Nachbarn unter einander
bei einem Brandschaden durch Natural-Prästatiouen
gegen Bezahlung derselben unterstütze!!.

Ausnahmsweise soll eine Versicherung besonders
wcrthvoller und feuergefährlicher Gebäude zwei oder
mehreren Soeietäten, jedoch nur nach vorheriger
Anhörung des Kreisansschusscs, in dessen Bezirk das
Gebäude belege» ist, und der betreffenden Regierung
mit besonderer Grnehmiguug des Ober-Präsidenten
zulässig sein.

Der Gcsammtbetrag sämmtlicher Versicherungs¬
summen darf aber die nach 8 3 zulässige Höhe uicht
übcrsteigeu.

8 12.
Keine Societät darf ein Gebäude gegen Feucrs-

gefahr versichern, wenn den Bcstinnnuugen der 88 (i
bis 9 nicht vorher genügt worden.

8 13.
Abgebrannte oder durch Feuer beschädigte Ge¬

bäude müssen mindestens in demselben Umfange, den
sie vordem Brande gehabt haben, und auf derselbe»
Baustelle wieder hergestellt werde».

8 14.
Von dieser Vorschrift kann nur unter besonderen

Umständen mit Zuitimmung des Krcisansschusses
von der Negicruug diüpcnsirt werden.

L 15.
Im Falle eines Vrandeo darf die zu gewährende

Vrandentschädiguug den Verlust nicht übersteige»,
welchen der Versicherte durch dc» Vrand wirklich
erlitten hat.

Die Versicherungsgesellschaft hat jedoch alsdann
ihrersctts den Nachweis zu führen, daß der Brand¬
schaden nicht soviel betrage, als die Fcucrversichc-
Nlngssumme.

8 1L-
Die Auszahlung von Brandentschädigungsgcldern

bleibt von der Beibringung einer Bescheinigung der
Orts-Polizci-Vrhörde, daß, oder mit welchem Vor¬
behalte der Zahlung mit Rücksicht auf die Vestim-
mungc» der 88 13 und l4 lein Bedenke» entgegen
stehe, abhängig.

Die Beibehaltung der 88 11 und 12 wird em¬
pfohlen; bei dem dritten »I!»«-» des §11 wird jedoch
der Sammtgcmcinderath an die Stelle des Kreis¬
ansschusses gesetzt.

8 13.
Die Fassung des 8 13 wird in nachfolgender

Weise vorgeschlagen:
„abgebrannte oder dnrch Feuer beschädigte
Gebäude müssen auf demselben Grund¬
stücke wieder hergestellt und muß mindestens
der ganze zuerkannte Entschädiguugobetrag
auf bereu Herstellung verwendet werden.

8 14.
Bei dem 8 14 wird die Zustimmung des Sammt-

gemcinderaths anstatt die des Kreisausschusses bevor-
wortet.

8 15.
Bei dem 8 15 wird der Wegfall des zweiten

l»ll»u»!j beantragt.

, 5 16.

Der 8l0 giebt zukeiner Bemerkung Veranlassung.
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8 17.
Die Entschädigung, welche ans dem Titel der

mißliche» Verwendung für die bei Gelegenheit eines
Brandes und Behufs dessen Dämpfung durch Nieder¬
reißen oder sonst beschädigten Zäune, Hecken oder
Bäume zu gewähren sind, fallen, insofern das Zer¬
störte nicht anderswo versichert worden, dcr Soeietät
zur Last, bei welcher das zuerst in Brand gerathene
Gebäude versichert war.

Der Societät bleibt jedoch der Regreß gegen
diejenigen, welche das Niederreißen oder die Beschä¬
digung herbeigeführt haben, vorbehalten, wenn sie
nachweißt, daß dieses aus groben Versehen unnöthi-
gcr Weise geschehen ist.

§ 18.
Die obigen Vorschriften 8 1 —17 bleiben für

alle Societäten, dieselben mögen öffentliche oder
Privat-Societäten sein, maßgebend.

8 19.
So weit für eine Provinz oder einen einzelnen

Landesthcil oder für einzelne Klaffen von Gebäude«
Bessern eine auf Gegenseitigkeit und mit Geneh¬
migung des Staats gegründete öffentlich c Societät
besteht, darf im Bereiche dieser Societät keine andere
auf Gegenseitigkeit gegründete Societät des Inlandes
oder Auslandes Wirksamkeit ausüben.

8 20.
Ob und in welcher Art nebe» den mit Geneh¬

migung des Staats in den einzelnen Provinzen ge¬
bildeten oder noch zn bildenden öffentlichen öocietätcn
noch besondere Privalvcrcine zu gestatten sein möch¬
ten, bleibt den Provinzial-Vcrtretnngeu unter Zu¬
stimmung der Ober-Präsidenten überlassen.

Zl. Bestimmungen,
betreffend die polizeiliche Controlc der Ver¬

sicherungen von Immobilien bei Privat-
Gesellschaften.

8 21.
Ausländische Fener . Versicherungs - Gesellschaften

8 17.
Bei dem 8 17 des Entwnrfs schlägt der Aus¬

schuß folgende Fassung vor:
„Die Entschädigung, welche aus dem Titel
der nützlichen Verwendung für die bei Ge¬
legenheit eines Brandes und Behufs dessen
Dämpfung durch Niederreißen eines Gebäu«
des oder »rege» Beschädigung von Zäunen,
Hecke» oder Bäumen zn leisten sind, fallen,
insofern das Zerstörte nicht anderswo ver¬
sichert worden, der Societät zur Last, bei
welcher das zuerst in Brand gerathene Ge¬
bäude versichert war.

Der Societät bleibt jedoch der Regreß
gegen diejenigen, welche unbefugter
Weise das Niederreißen oder die Vefchä
dignng veranlaßt haben, vorbehalten, wenn
sie nachweist. :c. :e."

8 18.
Der 8 18 wird zur Beibehaltung empfohlen.

s 19.
An die Stelle des 8 19 wird nachfolgende Be¬

stimmung vorgeschlagen.
„Bei der Erthcilnng einer neue» oder der
Verlängerung einer bereits bestandenen Con¬
cession znr Versicherung gegen Feuerschaden
bei Immobilien ist jedesmal die Zu,<in»uuug
der Provinzial» Vertretung der betreffenden
Provinzen erforderlich."

§ 20.

Der § 20 wird in seiner Fassung genehmigt.

8 2l.
Bei dem 8 2l wird an dem Schlüsse des ersten

oder Anstalten bedürfen zu Versichcrungo-Geschäfttu nl!»o»8 der Zusatz vorgeschlagen:



c 57 )

über Gebäude in Unsern Landen die Erlaubniß
Unseres Ministers des Innern.

Inländische Gesellschaftenoder Anstalten bedürfen
der Genehmigung der Regierung, des Ober-Präsi¬
denten oder des Ministeriums, je nachdemdie Wirk¬
samkeit derselbenauf einen Negierungs- oder Ober-
Präsidialbczirk beschränktist, oder sich auf mehrere
Provinzen erstreckt. —

Die Regierungen und Ober-Präsidenten haben
die Statuten einer jeden von ihnen concessionirten
Feuer-Versicherungs-Gesellschaftdem Ministerium des
Innern einzureichen. Es soll auch der Behörde,
welchedie Concessionertheilt hat, die Vefugniß zu¬
stehen , dieselbe wieder zurückzunehmen, wenn sie
dazn begründete Veranlassungfindet. Die Erthcilung
oder Zurücknahmeeiner solchen Erlaubniß ist durch
die Amtsblätter znr öffentlichen Kenntniß zu bringen.

In Betreff ocr Errichtung von Actiengescllschaftcn
oder Ertheilung vou Korporationsrcchten an solche
Privat-Gesellschaftcn, bewendet es bei den bestehen¬
den gesetzlichen Vorschriften.

Auf Gegenseitigkeit gegründete Privat-Gesell¬
schaften können außerdem nur mit Genehmigungdes
Ministers des Innern nach vorgängiger Anhörung
der Bezirks- resp. Provinzial-Vertretung -- je nach
dem Umfange ihrer Wirksamkeit— mit Vorbehalt
des Widerrufs couccssionirtwerben.

8 22.
Versicherungen dürfen bei zugelassenen auslän¬

dischen Gesellschaftennur unter Vermittelung eines
bestätigten inländischen Agenten genommen werden.
Es soll jedoch das Ministerium des Innern befugt
sein, unter besonderen Umständen für einzelne Fälle
von dieser Bestimmung zu entbinden.

8 23.
Wer Agent einer Gesellschaft werden, d. h. Ver¬

sicherungenfür dieselbe besorgen will, mnß bei der
Regierung seines Wohnorts die Bestätigung nach¬
suchen. Diese Bestätigung ist jedoch nur für solche
Gesellschaftenzu ertheilen, welche die im 8 21 er¬
wähnte Genehmigung erhalten haben.

8 24.
Als Agenten sind nur Personen von gutem Rufe

und Zuverlässigkeit, wenn sie zugleich im Imlande
ihren festen Wohnsitz haben, zuzulassen. Die Gründe
einer Zurückweisungist die Regierung nur dem Mi«

„Solche Erlaubniß oder Genchmignng soll
nur unter Zustimmung der Provinzialver-
tretuug ertheilt werden."

Ferner wird der Wegfall des Schlußsatzes des
dritten !»!ii,«n8 mit den Worten anfangend:

„auf Gegenseitigkeit gegründete Privat-
Gcscllschaftcn"

empfohlen.

§Z 22 und 23.

Es werden die 83 22 und 23 unbedingt, der

aber nur mit dem Zusätze zur Genehmigung vor¬
geschlagen :

„daß die Annahme des Amtes als Agent
oder als Mitglied des Verwaltungsraths

8
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nistcriun,, nicht aber dem Nachsuchende» anzuzeigen
verbunden.

8 25.
Die ertheilte Bestätigung kann zu jederzeit wider¬

rufen werde» und auch hierüber ist die Negierung
nur Unserem Ministerium Rechenschaft zu geben
schuldig.

8 2«.
Wen» ein Agent da? Geschäft wieder aufgicbt,

oder die Gesellschaft den Auftrag ihm wieder ent¬
zieht, ist er verbunden, der Negiening hiervon inner¬
halb der nächsten 8 Tage Anzeige zu machen.

8 27.
Die Bestätigung eines Agenten und das Aufhören

seines Auftrags ist jederzeit durch das Amtsblatt
bekannt zu mache».

8 28.
Jeder Agent ist verpflichtet über seine sämmt¬

lichen das Feuer-Versicherungswesen betreffenden Ge¬
schäfte besondere Bücher zu führen, aus welchen zu
ersehen sein muß:

n) der Name und Wohnort des Versicherten;
1>) der Gegenstand der Versicherung;
«) die Höhe der Versichcrungssnmme;
<!) Anfang und Ende der Versicherung;
«) die über denselben Gegenstand bei einer anderen

Gesellschaft etwa schon bestehende Versicherung,
soweit eine solche gesetzlich zulässig und deren
Betrag. —

Die im 8 29 bezeichnete Behörde ist befngt diese
Bücher zu jeder Zeit einzusehen, sowohl um die
Führung derselben zu beaufsichtige», als um ci»c
Contravcnlion zu ermitteln oder zu verhüten.

8 29.
Kein Agent darf eine Police über die Versiche¬

rung eines Gebäudes oder eine» Prolongations¬
schein dazu aushändigen, bevor er nicht von der
durch die Regierungen nach Maaßgabe der darüber
in den bestehenden Fcucr-Socieläts-Ncglemcnts ent-

einer Privat-Feuer - Versicheruiigs - Anstalt
nicht gestattctt wird:

1. den Bürgermeistern, deren Secretären, Ge¬
hülfen und den Beigeordneten.

2. den Elemcntarstcucr-Erhebcrn, Gemeinde-
Empfänger» und deren Kassengehülfen.

3. den Mitgliedern des Gcmeinderaths, endlich
4. überhaupt keinem Staats-, Gemeinde-, Ju¬

stiz- und Militair-Beamten.

Die §8 25 bis 1,,«!. 30 geben zu keiner Bemer¬
kung Veranlassung und werden in ihrer Fassung zur
Annahme vorgeschlagen.
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§ 31.

haltcnen Bestimmungen, zu bezeichnende!! Behörde
die amtliche Erklärung erhalten hat, daß der Aus¬
händigung in polizeilicher Hinsicht kein Bedenken
entgegenstehe.

Der Agent hat zu dem Ende ein Duplicat des
Versichernngs-Antrages und der damit verbnndenen
den Vorschriften der 88 6 — 9 entsprechenden Spe¬
cifikation der Versicherungsnehmer einzurcichcu.

Die nach einzelnen Reglements bestehende Ver¬
pflichtung zur Anzeige der anderswo genommenen
Versicherungen bei der Provinzial-Feucr-Socictäts«
Direction hört auf.

8 30.
Die in vorstehenden 8L den Agenten auferlegten

Verpflichtungen sind auch von inländischen Gesell¬
schaften zn erfüllen, wenn Jemand bei ihnen un»
mittelbar eine Versicherung nimmt.

8 3l.
Welche Bedingungen übrigens vorausgehend er» Bei den, § 31 wird die Streichung des 2. -»1

füllt werden müssen, bevor die Behörde (5 29) die vorgeschlagen, weil dessen Bestimmung bereits
Genehmigung zu ertheilen hat, bleibt je nach dem 8 8 enthalten ist.
gegenwärtigen Gesetze und nach den dabei zu be-
rücksichtigenden Vorschriften der Reglements für die
öffentlichen Feuer-Societäten von dem Ober-Präsi¬
denten zu ordnen und ist, nebst der im tz 29 vorbe-
haltenen Vcstimmnng durch die Amtsblätter bekannt
zu machen.

In allen Fällen steht der im 8 29 bezeichneten
Behörde das Recht zn, wenn sie gegen die begehrte
Versicherungssumme (z L) Bedenken hat, auf Kosten
des Versicherten eine Tarirung des Gebäudes in Gc-
mäßhcit des 8 8 zu veranlassen und dadurch die
Werthsummc, über welche hinaus keine Versicherung
gegen Feuersgcfahr statthaft ist, feststellen zu lassen.

8 32.
Alle hierauf sich beziehenden Verhandlungen sind

kosten- und stcmpclfrci.
8 33.

Versagt die Behörde (8 29) die nachgesuchte
Erlaubniß, so steht dem Vetheiligten der NccurS
<m die Regierung zu.

8 34.
Die in 8 29 bezeichnete Behörde ist befugt jeder

Zeit eine Revision der Versicherungssumme oder
Tare vornehmen zu lassen, um die im Laufeder Zeit
etwa eingetretene Wcrthvcrminderung festzustellen und

bei
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die darnach erforderlicheHerabsetzung der Versiche¬
rungssumme zu erwirken.

Der Versicherte und die Gesellschaft sind ver¬
pflichtet, die nöthige Veränderung in den Büchern
und der Police vorzunehmen und die Behörde kann
sich durch Einsicht der Bücher und der Police von
der Ausführung solcher Anordnungen Ueberzeugung
verschaffen.

Will der Versicherte sich die Herabsetzung der
Versicherungssumme nicht gefallen lassen und wird
also eine neue Abschätzung erforderlich, so trägt er
deren Kosten.

8 35.
Ist nach eingetretenemBrande die dem Versicher¬

ten gebührende Entschädigungssummefestgestellt und
zur Zahlung bereit, so hat die Gesellschaftoder der
Agent der im Z 29 bezeichneten Behörde davon An¬
zeige zu machen.

Die Zahlung darf erst dann erfolgen, wenn die
Behörde nicht binnen 14 Tagen nach erhaltener
Anzeige dagegen Einspruch gethan hat. und außer«
dem der Vorschrift des 8 16 genügt ist.

O. Strafbestimmnttgen.
§ 36.

Wer bei Versicherung seiner Gebäude oder bei
Aufstellung seines Anspruchs im Falle eines Brandes
vorsätzlich Unrichtigkeiten zum Schaden des Ver¬
sicherers oder eines Dritten begeht, wird als ein
Betrüger bestraft.

Z 37.
Jede Versicherung über den nach 8 3 bestimmten

Werth wird außer der Zurückführung der Versiche¬
rungssumme auf diesen Werth vorbehaltlich der
etwa verwirkten Eriminalstrcife an dem Versicherten
mit einer von ihm einzuziehenden Geldbuße von
5 — 50 Thaler, wenn der Eontraventionsfall vor
einem Brande entdeckt wird, bestraft; sofern die
Entdeckungder Ucbcrschrcitungerst nach dem Brande
geschieht,verliert der Versichericaußerdem den An¬
spruch auf die Versicherungssumme, soweit solche
über den zulässigen höchsten Versicherungssatzhin¬
ausgeht.

Die Direction oder Geschäftsführer der Privat-
Gescllschaft,bei welcher die Versicherunggenommen,
verfallen in dem ersteren Falle ebenfalls in jene

Die Z§ 32 bis iuel. 35 werden zur Annahme
vorgeschlagen, ebenso der

§ 36.

8 37.
Da der § 8 hinreichende Sicherheit gegen Ver¬

sicherungen über den Werth ertheilt, so wird die
Streichung des § 3? empfohlen.
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Geldbuße von 5-50 Thlr., in dem zweiten Falle
haben dieselben außerdem den Betrag der Ucber-
versicherungals Strafe zu entrichten.

8 38.
Wer der Vorschrift des 8 11 zuwider ohne be- Alle übrigen 88 werden iu ihrer vorgeschlagenen

sondere Genehmigung mehrfache Versicherungnimmt, Fassung von dem Ausschusse genehmigt,
oder die mehrere Gebäude, welche nur bei einer
Societät versichertwerden dürfen, bei verschiedenen
Gesellschaftenversichert, verfällt in eine Geldbuße
von 10 - 500 Thlr. Sofern jedoch die Versicherung
theilweise bei einer öffentlichenSocietät genommen
ist, und die einzelnen Reglements dieserhalb Straf¬
bestimmungenenthalten, bewendet es bei denselben.

8 39.
Unmittelbare Versicherungen bei ausländischen

Gesellschaftengegen die Vorschrift des 8 22, sowie
Versicherungenbei nicht concessionirtenGesellschaften
werden mit einer Geldbuße von 10 — 500 Thlr
bestraft.

8 40.

Wer im Namen einer Gesellschaft Versicherungs-
Geschäfte besorgt, ohne als Agent bestätiget zu sein,
oder nachdem die Bestätigung widerrufen oder die
Vollmacht zurückgenommenoder aufgegebenworden,
verfällt in eine Geldbuße von 50-500 Thaler.

8 41.
Jeder Agent, welcher die im 8 28 vorgeschriebe¬

nen Bücher gar nicht oder nicht in gehöriger Ord¬
nung führt, hat eine Geldstrafe von 5 — 100 Thlr.
verwirkt.

8 42.
pat ein Agent die im § 29 vorgeschriebeneamt¬

liche Erklärung einzuholen verabsäumt, so trifft ihn
eme Geldstrafe von 10-500 Thaler.

8 43.
Denselben Strafen (8 42) unterliegt der Agent,

welcher gegen die Vorschrift des 8 35 Zahlung lci-

8 44.
Eine gleiche Strafe trifft in diesem Falle (8 43)

und alsdann die Dircctoren oder Geschäftsführer
emer ausländischen Gesellschaft, wenn sie auf einen
bei ihr unmittelbar gemachten Antrag die amtliche
Erklärung der Behörde (8 29) einzuholen verab»
säumen.
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V. Uebergangs- Bestimmungen.

Z 45.
Mit Publication dieses Gesetzes treten die mit

dessen Vorschriften im Widerspruch stehenden Be¬
stimmungen der öffentlichen Fcucr-Societäts-Negle-
ments außer Kraft und jene Vorschriften an Stelle
dieser Bestimmungen in Wirksamkeit.

Im Uebrigen bleiben diese Reglements bis zum
Erlasse neuer mit diesem Gesetze in UcbercinstiM'
muiig stehenden Reglements, welche nach eingefor¬
dertem Gutachten der ersten Versammlung der Pro«
vinzial-Vertretung durch Königliche Verordnung zu
publicircn sind, in Gültigkeit.

Z 4U.
Die zur Zeit bestehenden inländischen Privat'

Versichcruugs-Gesellschaften dauern zwar fort, es
sollen jedoch, soweit dieselben bisher die nunmehr
nach Z 21 erforderliche Bestätigung nicht erhalten
haben, die Statuten derselben, von den Gesellschaft
ten rcvidirt nnd «-«»p. den Negicrungeu, Ober-Prä¬
sidenten oder dem Ministerium, je nach der Ausdeh¬
nung ihres Wirkungskreises, zur Genehmigung vor«
gelegt werden.

In Ansehung der laufenden Versicherungen muß
Seitens der Agenten oder inländischer Gesellschaften
die, in den §z 29 und 30 vorgeschriebene amtliche
Erklärung innerhalb dreier Monate von Publication
der nach Z§ 29 und 3l vorbchaltencn Verordnung
der betreffenden Regierungen in den Amtsblättern
angerechnet, nachträglich eingeholt werden.

Die Nichtbeachtung dieser Vorschrift soll mit ei¬
ner Geldstrafe von 19 bis 509 Thaler gerügt werden.

3 48.
Unmittelbare Versicherungen, welche bei auslän¬

dischenVcrsicherungs-Gesellschaftcn bereits genommen
sind, behalten zwar für die vertragsmäßige Vcrsi-
chernngszeit ihre Gültigkeit, müssen aber innerhalb
vier Wochen nach crfolgtcr im s 29 vorbchaltener
Bekanntmachung, der darin bezeichneten Behörde,
unter Vorlegung der Police bei Vermeidung einer
Geldbuße von 5 — 100 Thaler, von dcm Versicher¬
ten angezeigt werden.

s 49.

Die Bestimmung des § 3 über die Höhe der



c 63 )

Versicherungssumme»findet auch auf die schon be¬
stehendenVerträge Anwendung.

Es müssendaher alle im In- und Auslande ge¬
nommenen Versicherungen, welche über den hiernach
zulässigenWerth hinausgehen, auf denselben zurück¬
geführt werden, baß dies hinsichtlich der Versicher¬
ungen bei Privat-Gesellschaftcn geschehen,muß bin¬
nen drei Monaten, von dem im § 47 gedachten Zeit¬
punkt ab, der betreffenden Behörde (Z 29) nachge¬
wiesen werden. Die Vcrabsäumung dieser Vor¬
schriften unterliegt bei einer Entdeckung der stattge¬
habten Überversicherung den Strafbcstimmungen des
3 37.

3 50.
Die Wirksamkeit dieses Gesetzes nimmt in jeder

Provinz mit dem Tage der Bekanntmachung der im
8 31 vorbehaltencn Verordnung der Provinzial-
Behörde durch die betreffenden Amtsblätter ihren
Anfang.

Also berathen und begutachtet im VI. Ausschusse des rheinischenProvinzial-Landtags.
Düsseldorf, den 18. October 1851.

Der Vorsitzende:
gez. von Elz. gez. von Coels.

„ Freiherr N aitz von Fre» ß - Ga r r a t h.
„ Wagner.
„ Iul. Johann».
„ Neunerdt.
„ Vudde.
„ Veemclmanns.
„ W. von Eynern.

Für die richtige Abschrift:
Freiherr von Salis-Soglio.

Referat des VI. Ausschusses
über den Verwaltung-Bericht der Direction der Provinzial-Feuer-Societat.

Der sechste Ausschuß, welchem die Angelegenheiten der Provinzial-Feuer-Soeietät zur Prüfung und
Begutachtung überwiesen worden, beehrt sich, einer hohen Provinzial-Versammlung darüber Bencht zu
erstatten. ^. «>, <-<- ^— ^ >,

Der § 35 des Reglements vom 5. Januar 183« bestimmt, da d.e Klassen-E.n he.lung und
das Veitrags-Verhältniß der verschiedenen Klassen von 10 zu 10 Jahren m.t bnlfe der .nzw.-
schen gesammelten Erfahrungen einer neuen Prüfung durch den Provmzml-Landtag unterworfen
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werden sollen. Diese Bestimmung ist eine wohlwcisliche, da es an und für sich schon das Bestreben einer
jeden auf öffentliches Vertrauen beruhenden, geordneten Geschäfts-Gesellschaft sein muß, solche Reformen
vorzunehmen, die sich erfahrungsmäßig als nützlich und nothwendig dargcthcin und als geeignet erwiesen
habe», die Wirksamkeit der Anstalt zu heben.

Es darf dies aber um so weniger hier unterlassen werden, wo einerseits diese Wirksamkeit eine
gemeinnützige ist, und andrerseits von einer intelligenten, fcssellosen Privat-Coucurrcnz bedroht wird.

DaS der Provinziell-Feuer-Societät gestellte Ziel:
„möglichst billigen Schutz einer jeden und selbst der dürftigsten Behausung zu gewähren" —

ist für Arm und Reich, von dem Hausbesitzer, der im Schweiße seines Angesichts die Vcrsicherungs-Prä¬
mien erwerben muß, bis zu dem vermögendsten Hypothek-Darleiher, ein so gewichtiges, daß es die hohe
Provinzial-Vertretung sicherlich als eine ihrer vornehmsten Pflichten erkennen wird, dieser Anstalt ihr
besonderes Interesse zuzuwenden.

Durchdrungen von diesem Pflichtgefühl, hat der Ausschuß cs sich ernstlich angelegen sein lassen, die
auf Verbesserung zielenden Vorschläge der Direetion, der genaucstcu Prüfung zu unterziehen, und, wo
es ihm räthlich erschien, weitere Anträge denselben anzureihen.

Diese Verbesscrnngs-Vorschläge betreffen nun nicht allein die seitherige Classifiecilion der Gebäude
»ud Prämicnsätzc, sondern auch manche sonstige Bestimmungen des Reglements, und indem der Ausschuß
in seinem Referate über die Resultate seiner Vorarbeit sich soviel als möglich der Reihenfolge anzuschließen
erlaubt, in welcher die verchrliche Direetion der Provinzial-Feuer-Societät ihre Vorschläge in ihrem
Vcrwaltnngs-Berichte vorgeführt hat, glaubt derselbe dadurch iu geeignetster Weise zu verfahren.

Ueber die vorgenommene Prüfung des Rechnungswesens, ferner des Etats z, rn 1852,
sowie über die Begutachtung eines von hoher Staats-Regierung beabsichtigten Allgemeinen Landcs-
gesetzcs über das Immobilar-Fcncr-Vcrsichcrungs-Wesen, werden der geehrten Versammlung besondere
Referate unterbreitet werden.

Ausschuß erlaubt sich die dem Vcrwaltuugs-Berichte beigegebcuen, mit ancrkcnnuugswcrther Sorg¬
falt ausgearbeiteten 13 tabellarischen Uebersichten nur in soweit zu berühre», als cs die allge¬
meine Prüfung nnd Behandlung der Sache gebietet, indem die rein statistischen Resultate keines weiteren
Eommcntars bedürfen. Alo wichtigstes Ergebniß tritt daraus hervor, daß laut Tabelle lX. (Seite 16. 17.
des Vcrwalmngs-Berichts über Einnahme und Auogabc) iu den Jahren 1846, 1847, 1848 ein Zuschlag
von!/« hat bcigenommen werden müsft-n; daß dessen ungeachtet von Ende 1845 (wo die Rechnung so zu
sagen gleich stand) bis Ende 1848 sich ein D.fieit von 220,070 Tblr. 6 Sgr. 9 Pf. ansammeln konnte,
daß dieses bei einem Zuschlage von einem Drittel für 1849 sogar die enorme Höhe von 317,276 Thlr.
16 Sgr. 4 Pf. erreichte; einen ferneren, auf die Hälfte erhöhten Zuschlag nöthig machte und mit Hülfe
desselben am Schlüsse des Jahres 1850 sich nur auf 252,148 Thlr. 3 Sgr. 4 Pf. hat vermindern können.

Es ist zwar nicht zu verkennen, daß die die Societät seit 1845 alljährlich betroffenen Brandunglückc
im Vergleich zu denen der 9 vorhergegangenen Jahre außergewöhnlich groß waren; auch ist cs entschnld-
bar, daß im Rückblick auf diese früheren viel günstigeren Resultate die Direktion von Jahr zu Jahr die
Hoffnung festgehalten, durch ein glückliches Geschäftsjahr, wie das von 1845, zu einer beträchtlichen Ver¬
minderung des Deficits zu gelangen; indeß kann die Direetion von der Untcrlassnng rechtzeitiger und von
der Finanzlage gebotener grösserer Zuschläge nicht völlig frei gesprochen werden. So bekla¬
genswert!) cs aber auch ist, eine so bedeutende schwebende Schuld ungedeckt zu sehen, so klar nnd untrüg¬
lich tritt aus ihr

das Bedürfniß mehr angepaßter Prämien
(Seite 22) oder mit andern Worten: die Unzulänglichkeit des seitherigen gewöhnlichen
Beitrags hcrvor.
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Es erfolgt daraus die gebieterische Nothwendigkeit, denselben durchweg zu erhöhen, indem es eben
so unrichtig sein würde, die als unzulänglich erkannten Fundameutalsätze ferner bestehen zn lassen, als
es unklug erscheinen mußte, mit Zuschlägen i» seitheriger Weise fortzufahren, welche als solche nicht
allein höchst unbeliebt sind und ungcrne bezahlt werden, sondern auch im Volke vielfach die Meinung an
einen Verfall der Anstalt erwecken, das Interesse für dieselbe untergraben und ihren Gegnern und Con-
currenten ein erwünschtes Mittel sind, ihr Theilnchmer zn entziehen.

Der Ausschuß hat deshalb ciuhcllig, im Einklänge mit dem Vorschlage der Direction, beschlossen,
zu beantragen:

I. daß der ordentliche Beitrag erhöbt werde.
Die Ermittelung des richtigen Maaßes und Umfanges dieser Erhöhung mußte sodann

bic nächste Aufgabe sein, und dabei in's Auge gefaßt werden:
1) das Vorhandensein des erwähnten Deficits;»
2) das mnthmaßlichc laufende Iahresbcdürfniß ;
3) der nach Z 35 >> des Reglements anzusammelnde eiserne Bestand von 150,000 Thlr.;
4) die Coneurrenz der Priva t - Gesellschaften.

Die Unznlcissigkcit der einmaligen vollen Veinahmc des Dcfieits leuchtet ein; sie würde der
Anstalt wenn nicht den Todesstoß geben, doch in zn großem Maaße sie benachthciligcn.

Die all mählige Aufbriuguug desselben ist daher unvermeidlich, nnd wenn auch einerseits
darin »li'iüte eine Benachtheiligung der ncn einzutretenden Versicherten erblickt werden könnte, so ist doch
auch nicht zu übersehe», daß deren verhältnismäßig nur sehr wenige sind, und daß die große Masse an
der Entstehung des Deficits vollen Antheil und daher auch zu dessen Tilgung volle Verpflichtung hat.

Daß auf die Ansammlung des eisernen Bestandes ernstlich Bedacht genommen werde, erscheint
durch die Ergebnisse der letzten 5 Jahre mehr als je zuvor geboten, und nehmen wir deshalb auch diese,
schon im Jahre 1836 bei Gründung der Anstalt für Zciteu außerordentlichen Unglückes nothwendig
erachtete Bestimmung des Reglements in die nachfolgende Berechnung auf:

Das Deficit beträgt i»,c. Ende 1850.....252,148 Thlr. 3 Sgr. 4 Pf.
Der eiserne Bestand soll anlaufen auf ... . 150,00 0 „ — „ ^ „
Es siud also insgesammt ........402,148 „ 3 „ 4 „

außer den laufenden Ausgaben aufzubringen.
Das Jahr 1850 hat bei einem Zuschlage von der Hälfte einen Ueberschuß von 65,128 Thlr. 13 Sgr.

"'geben, und würde» demnach, bei Erhöhung des ordentlichen Beitrags um die Hälfte, volle 6 Jahre
M' Bcibriuguug jcucr Gesammtsumme erforderlich sein. Diese Frist kann nicht als eine zu kurze, und
aus einem solchen Gründe diese Erhöhung nicht als zu groß erscheinen, wenn erwogen wird, wie ungewiß
eine derartige Berechnung immer verbleibt, und wie sehr die vergangenen 5 Jahre alle vorherigen Erfah¬
rungen und darauf gcfußte Erwartungen zu Schanden gemacht haben.

Der Ausschuß hat daher die von der Direction vorgeschlagene Erhöhung des ordentlichen Beitrages
um die Hälfte für richtig erkannt, nnd beantragt demgemäß:

II. daß die in den Iahreu 1850 und 1851 erhobenen Versicherung ^-Beträge, welche nur drei
Viertel der ursprünglich im Reglement festgestellten ordentlichen Beitragssätze ausmachen, fortan
in einem Betrage zusammengefaßt, als ordentlicher Veitrag erhoben werden mögen, und
zwar so lange, bis jedes Deficit gedeckt und der eiserne Bestand zum Belaufe vou 150,000
Thlr. angesammelt ist.

Was die Eoncurrenzfähigkeit des also erhöhten Beitrages gegen die Privatgesellschaften
anbelangt, so theilt Ausschuß die Ansicht der Direction, und hegt in dieser Hinsicht um so weniger
Besorgnisse, als dieselben Prämien bereits seit 1850 bestehen und auch seitdem eine Vermehrung des
Versichcrungs-Kapitals (siehe Tabelle l. Seite 2) stattgefunden hat.

9
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Einen Beschluß über die Modificationen des Tarifsatzes, nachdem der eiserne Bestand gewonnen,
jetzt schon zu fassen, muß Ausschuß zwar als verfrüht erachten, und kann eben so wenig empfehlen, über
die Seite 23 angedeutete, nur alle fünf Jahre vorzunehmende Ausgleichung eines etwaigen
Uebcrschusses durch Ausschreiben eines geringeren Beitrages, schon jetzt eine Bestimmung zu
treffen; — er spricht es indeß aus, wie es ihm im Allgemeinendurchaus rathsam und dem Principe der
Gegenseitigkeitentsprechenderscheint, von Jahr zu Jahr, und nicht erst alle 5 Jahre die Ausgleichung
der Rechnung durch Zu« oder Abschläge zu bewirken, sowie auch die Fundamental-Tarifsätze immer in
solch muthmaßlichcr Höhe zu greifen, resp, beizubehalten, daß ein nachträglicher, stets unliebsamer Zu¬
schlag vermieden, dagegen ein Ueberschußerzielt wird, welcher alodann an dem Beitrage des folgenden
Jahres nachgelassenwerden kann, und in dieser Art nicht nur dem Versicherten, sondern auch durch den
moralischen Effect der Societät selbst zu Gute kommt.

Abänderung des O 3». (Seite 24 und 35 bis 40.)

Der weitere Autrag der Directiou auf Umänderung der Klassenmerkmalesteht mit der befürwor¬
teten Erhöhung der seitherigen Tarifprämiensätze in nahem Zusammenhange.

Durch Erhöhung einzelner Sätze die Unverhältnißmäßigkeit in Besteuerung der Gebäude aufzu¬
heben, würde nicht rathsam sein, sowohl wegen der großen ardeiterschwcrcndcn Einwirkung auf das
Rechnungswesen, als auch wegen der dadurch entstehendenUngleichheit in der Abstufung der Prämicn-
sätze überhaupt, und hat Ausschuß deshalb die proponirtc Aenderung in der Classification der
Gebäude als das allein anzuwendende Mittel erkennen müssen, um jene durch die Erfahrung kennbar
gewordene Unverhältnißmäßigkeit zu beseitigen. Außer den Vorschlägen der Dircction hat der Ausschuß
dabei auch eine bereits im Jahre 1846 ausgearbeitete Denkschriftzur Mitberathung gezogen, welche zufolge
der Bestimmung im Allerhöchsten Landtags - Abschiede vom 27. December 1845 »"!» l. Nro. 8 der jetzigen
Versammlung Seitens des Herrn Landtags-Kommissars mitgetheilt und dem Ausschusse übergebe» war,
und die Classification ebenfalls zum Gegenstande hat. Es wird demzufolgedie nachstehende neue Bezeich¬
nung der Klassen in Vorschlag gebracht:

Beitragssätze der Klassen in der IN. Ganz massive Gebäude, deren Bauart, Dachbe-
, «, ^ l^i"^'"^^. i.r°IUUI«!decwl,a., Lage und Bcnutzungsweise deu geringsten Grad derI.Klasse. <Abth, H.. 1 Sgr. 3 Pf. '/,, „. ^ <->.>.<.' .

»Abch, It. 2Sgr. 6Pf, ^ Feuersgefahr darb.etet.
.. «Abth, ^. 2Sgr. «Pf. '/« Massive Gebäude, welche nicht zur I. Klasse gehören;

lt. inn„c. j^b. It. 3 Sgr. 9 Pf. 1 '/. Gebäude in Pisecbau und Gebäude von getrockneten Lehm¬
steinen ohne Fachwcrk; Gebäude iu Fachwerk mit Stciucn
ausgemauert.

Sähe bri i Abth. 4. 3 Sgr, 9 Pf, 1'/^ Dachbedeckungvon Ziegel, Schiefer oder in sonstiger
III. Klasse, j Äbth. It. 5 Sar. 1'/- feuerfester Art.

Gebäude in Steinfachwerk mit Schicferbekleidung; Ge¬
bäude ganz oder theils in Lehmfachwcrkmit vollständiger
Schieferbcklcidungoder vollständigemMörtelbewurf; Gebäude
in Fachwerkmit getrocknetenLehmstcinen ausgemauert.

Dachbedcckung wie bei der vorhergehenden Klasse,
l Abth, H. 5 Sgr. l'/. Theils massive, theils in Lehmfachwcrke gebauteGebäude,

' ^°fi°- »Äbth, It. 7Sgv, L Pf, 2'/, an welchen dieses Fachwerk keinen vollständigen äußeren
Mörtelbcwurf oder keiuc vollständige Schieferbclleidung hat.
Dachbedeckung wie bei der vorhergehenden Klasse.

V. Klaffe j^bth, H,. 7 Sar, 0 Pf. 2'/, Gebäude von Holz oder von Holz und Lehm ohne allen
' l Abch, It. in Sgr. 3'/, y^,.. mit nur uuvollstciudigem äußern Mörtelbewurf oder Schie-
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fcrdcklcidung; mit Dachbcdeckungwie in den vorhergehenden
Klassen; Gebäude in der Bauart zweiter und dritter Klasse
mit Holz oder Leinwand gedeckt;massive Gebäude mit Stroh
oder Holz oder Leinwand gedeckt.

i pi'n MU Nthlr. in'n HIillo Gebäude in meist massiver äußerer Bauart mit Stroh-
VI Klasse. Mtb, H. iu Sgr, ^'/, dächern, Fachwerkgebäude, bei welchen das Dach aus vor-

! Abth, lt. 12 Sgr. 6 Pf. 4'/, sch^ftomäßig en Lchmschindcln,oder der größere Theil des
Daches aus Ziegeln, der kleinere Theil aber aus Stroh besteht,

vi, ol «- jAbtl,. H. 12 Sgr. L Pf. 4'/« Alle übrigen Gebäude mit Stroh, Holz oder Nohr-

Die vorstehenden, in verschiedenenBerathungen des Ausschussesangenommenen Klassen-Merkmale
schließen sich im Wesentlichenan die von dem Societäts-Director in dem Verwaltungsberichte (Seite 37.
38.) gemachtenvesfallsigcnVorschläge an; die einzelnen gegen diese Vorschläge geschehenen Abänderungen
sind aus folgenden Erwägungen hervorgegangen:

Bei der I. Klasse.
Da die wenigst gefährlichen Gebäude hier nur Aufnahme finden können, die größere und geringere

Gefahr aber von der Dachbcdeckung und Lage des Gebäudes wesentlich mit bedingt wird, so
wurde angemessenerachtet, diese Merkmale in der Beschreibung dieser Klasse noch zuzusetzen.

Bei der ll. Klasse.
Dem Ausschuß erschien nicht erforderlich, die in dem Verwaltungsberichte enthaltene Unterscheidung

in der Anwendung der Abtheilung ^ oder II in die Merkmale aufzunehmen, weil die angenommene Fas¬
sung des Schlußsatzes des z 30 für die Anwendung der Unterabtheilung It der Dircction genügenden
Spielraum läßt.

Bei der III. Klasse.
Nach dem Vorschlage des Dircctors könnte Zweifel darüber entstehen, ob ganz in Lehmfachwcrk er¬

baute Gebäude, auch wenn sie einen totalen äußern Bewurf, oder eine vollständige Schieferbeklcidung
haben, zu dieser Klasse gehören sollen: da sie aber hinsichtlich ihrer baulichen Beschaffenheitund im Ver¬
gleich zu andern Gebäuden einer der übrigen Klasse nicht angehören können, so mußte es passend erkannt
werden, sie in den Merkmalen genauer zu bezeichnen.

Bei der IV. Klasse
wurde gegen den Vorschlag, wie bei der vorhergehenden Klasse, statt „Kalkbewurf" „Mörtclbewurf" ge¬
setzt, indem diese Bezeichnung die vorausgesetzte Beschaffenheitgenauer ausdrückt, auch zur Beseitigung
von Zweifeln die Art der Dachbedeckungwiederholt.

Bei der V. Klasse
'st der Vorschlag der Direction mit der in voriger Klasse erwähnten genauern Bezeichnung des äußern
Verputzes beibehalten.

Bei der VI. Klasse.
Die in einem Theile der Provinz vorkommendeLehmschindel-Bedachungfand sich in den Vorschlä¬

gen der Direction nicht berücksichtiget, wcßhalb für angemessengehalten wurde, dieser Vedachungsart hier
eine Stelle anzuweisen und Gebäude, welchemit derselben versehen sind, von der VII. Klasse auszuschlie»
ßen, weil eingeräumt wurde, daß diese Dächer, in vorschriftsmäßiger Bereitung, viel weniger feuergefähr¬
lich zu halten seien, als bloße Strohdächer; — dann fand der Ausschußangemessen, die bisherige Ab¬
stufung des Beitrags zwischen der Abtheilung ^V und « dieser Klasse von 80 auf 120 Pfennige prn
100 Thaler dahin abzuändern, daß der Beitrag der Abth. It auf den Satz der VI I. Klasse Abth. 4 nämlich
auf 100 Pfennige gestellt werde, weil dieses den Steigungen in den vorhergehenden Klassen entspreche,
und bei der jetzigen Begrenzung der Klasse überhaupt die Ursache gehoben sei, welche die frühere Ab-

9 *
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wcichnng erklären und welche darin gelegen haben mag, daß Fachwcrkgebäude mit Strohdächern in man-
gclhaftem Ausbau und bei gefährlicher Lage und Benutzung ein hohes Risiko darbieten uud gefährlicher
geschienen haben, als die Gebäude in Klasse VIl », die jetzt aber nöthigenfalls mit der Abth. !l der VII.
betroffen werden können.

Bei der VII. Klasse
endlich fand sich gegen die vorgeschlagene Fassung der Merkmale nichts zu erinnern.

Im Allgemeinen wurde von dem Ausschüsse anerkannt, daß die obige dem bischerigen Reglement
8 30 zu substiluircnde Begrenzung der Klassen - Merkmale durch die gewonnenen Erfahrungen und die
nachgewiesenen Resultate der Einnahme uud Ausgaben jeder Klasse sich begründe; daß sie in der bisherigen
bei der Dircction befolgten Praris nach den dcßfallsigen Anführungen des Vcrwaltungs«Berichtes theils
auch schon zur Anwendung gekommen sind, indem weder alle massiven Gebäude iu der I. noch alle in
übcrkalktcm Lchmfachwerk bestehenden Gebäude in der III. Klasse gestanden habe», erstere vielmehr meist
in der ll. uud letztere meist in der V. Klasse versichert worden sind, wohin dir gegenwärtigen Vorschläge
sie ebenfalls verwiesen.

Eine merkliche von dem bisherigen Beitragssätze abweichende Verschiebung von Gebäuden kommt
hauptsächlich nur in der VI. Klasse vor, weil viele der bisher in dieser Stufe versicherten Gebäude nach
den jetzigen Vorschlägen zur VII. Klasse übergeben werde».

Der Ausschuß hat sich keineswegs verhehlt, daß hierdurch viele unserer Mitbürger, welche zu der
weniger bemittelten Klasse gehören, fühlbar betroffen werden; doch hat sich derselbe nothwendig von der
Thatsache leiten lassen müssen, daß grabe die VI, Klasse bisher das allcrungünstigste Resultat geliefert
und für Brandschäden am allermeisten verbraucht hat, wie sich aus der VII. Tabelle uud der 3ü. Seite
des Vrrwaltungs - Berichtes näher ergiebt.

Hätte man oen großen Ausfall diefcr Klasse aNein von den übrigen Klassen tragen lassen wollen,
so würde man die Folge herbeigeführt habe», die besseren Gebäude noch mehr wie bisher von der An¬
stalt zu entfernen; der Nutzen, welchen diese Gebäude abwerfe», würde den Beitragende» der höheren
Klafscnsätze entgehen und diese folglich von selbst noch schlimmer gestellt werden, als dieses durch die jetzt
vorgeschlagene Klasscnvcrschiebung geschieht. Vergleicht man zudem den Effekt dieser Verschiebung mit dem
oben angedeuteten Resultate der Klasse, so wird man wahrnehmen, daß die Beitrags-Erhöhuug von
20 "/„ das wahrscheinliche Bedürfniß derselben noch nicht erreichen wird, und die übrigen Klassen ihr
immer noch werden Anshülfe leiste» müssen. Es wurde ferner darauf bingewiesen, daß wenn Privat-Ge<
sellschaften Gebäude dieser Kathegoric überhaupt in Schlitz nehmen, solches nur zu einem Prämiensatzc
geschehe, welcher den Satz der VII. Klasse sehr weit übersteige, während in den ersteren Klassen die
Prämien dieser Gesellschaften oft nur unbedeutend höher gingen, als die jetzigen Beiträge derselben; doch
habe die vorgeschlagene Abfassung der Klassen->Merkmale überall darauf geachtet, daß solche die Coneur-
rcnz mit den Privat-Gesellschaften eben aushalte» könnten.

Dem Ausschusse blieb deßhalb »ichts übrig, als sich für die projeetirte Verschiebung zu erklären.
Die Berathung wandte sich hiernach der in dem Vcrwaltungsbcrichtc Seite 38 vorgeschlagenen

Erweiterung des Schlußsatzes des 8 30 zu und der Ausschuß billigte nicht nur die Fassung in
der Art, daß derselbe lautet:

IV. Jede dieser Klassen zerfällt aber noch in zwei Unterabthciluugen 1 und « und tritt die

Abtheilung U dann ein. wenn eine über das gewöhnliche Maaß reichende Heuersgcscchr, ent¬
weder durch die Lage oder Benutzung eine« Gebäudes oder dessen innere nnd änhcr«

Nche bauliche Beschaffenheit nach dem Ermessen der Sociclcits-Dircction erkennbar ist;
sondern vereinige sich auch einstimmig zu dem Zusätze:

v. ^"« rann ausnahmsweise bei Versicherung von Gebäuden, welche durch innere Bauart
-«euutzuugswetsc eine außergewöhnlich geringe Feuers - Gefahr darbieten, der
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ordentliche Beitrag bis zu dem der nächst vorhergehenden Klasse durch Nabatsbcwilligung
ermäßiget werden, wenn auf den Antrag der Versicherten und nach Auhöruug der Direction
der Vcrwaltungs-Ausschuß solches genehmiget; —

für welchen sich die Motive geltend machten, daß die Privat-Gesellschaften bei solidem inneren
Ausbau der Gebäude, bei gefahrloser Benutzung und bei vorzüglicher Sorgfalt des Besitzers selbst ihre
Prämien wohlfeiler stellen und die in diesen Beziehungen sich als nutzenbringeud zeigenden Versicherungen
zu erlangen suchten; die Provinzial-Societät dagegen mehr an äußere Merkmale gebunden sei und deßhalb
gewöhnlich solche Gebäude verlieren werde, welche sich für die versichernde Gesellschaft am vorthcilhaftcsten
erwiese».

Um der Societät nun ein Mittel gegen Beeinträchtigungen solcher Ar! zn gewähren, ohne eine
bedenkliche Willkühr in der Klassenanweudung einreißen zu lassen, mußte sich eine vermehrte Prüfung bei
der Zulassung solcher Ausnahmen von der gewöhnlichen Klassenanwcuduug empfehlen und dafür die
Genehmigung des V erwaltungs -Ausschusses vorbehalten werden, dessen Bildung aus mehrfachen
Grüude» wünschcnswcrth erscheint, wie in dem nachfolgende» Abschnitte weiter erörtert wird.

Bildung eines ständischen Ausschusses.
Die Allerhöchste Verordnung vom 2l. Juni 1842 (Gesetzsammlung ,.-.,s. 238 — 241) gestattet, gleich

der neuen Provinzial-Ord»»»g in Z !), die Wahl besonderer Ausschüsse neben dem ständischen Gesammt-
Ausschnsse, oder die Bestellung engerer Ausschüsse aus dem letzter»:

;ur Wahrnehmung der außer dem Landtage vorkommenden Geschäfte ständischer Verwaltung.
Das Bedürfniß eines solchen ständische,! Organs macht sich besonders bei der Verwaltung des

Provinziellen Feuer-Versichcrungs-Iustituts fühlbar, weil bei demselben grade die täglichen Wahrnchmnngen
und Erscheinungen Berücksichtigung verlangen, wenn die aus der immer steigenden Concurrcnz »nt den
Privat-Assecnranz-Gesellschaften erwachsenden Beeinträchtigungen und Nachtheile sich nicht in steigende»!
Maaße vergrößern sollen, bevor ihre Abhülfe auf dem gewöhnlichen Wege ständischer Beschlüsse ciutrcten
kann, zumal wenn diese, wie in den letzteren Jahren der Fall war, eine längere über die sonst übliche
Zeitdauer hinausrcichende Unterbrechung erleiden.

Daß die Verwaltung der Societät den Umständen und Erfahrungen mehr anpassend gehalten
werde, als solches bisher bat geschehen können, gebietet wie gesagt, die Nothwendigkeit.

Die der jetzigen Provinzial-Verlretung von Seiten der Socicläls-Dircction übergebenen Vorschläge
zu einzelnen Abänderungen des Reglements sind zwar darauf berechnet, die erkannten Mängel möglichst
zu beseitigen und Verbesserungen anzubahnen; dennoch ist nicht voraus zu bemessen, ob solche vollkommen
genügen und nicht in kurzer Zeit schon Erweiterungen bedürfen, welche sich augenblicklich noch nicht über¬
sehen lassen.

Bei der Berathung über den auf Seite 39 des Verwaltnngs-Berichtes enthaltenen Vorschlag,
hinsichtlich der Entscheidung auf Beschwerden gegen die Kl asscnan Wendung der Direction,
mußte sich dem Ausschusse bereits der vorhandene Mangel eines permanenten ständischen Organs neben
der Societäts-Direclion bcmerklich machen, indem er zwar die von der letzter» cmogesprochcne Ansicht
theilte, daß derartige Entscheidungen nicht von der Erheblichkeit seien, um solche auf dcu schiedsrichterlichen
Weg zu verweisen, daß es andcrnthcils aber auch nicht genügend scheine, die Entscheidung allein der
Verwaltung zu überlassen, wogegen der zu bildende ständische Ausschuß allen Societats-Gcnosscn willkommen
sein werde, das Erkenntniß in solchen Fällen zu erlassen.

VI. Der § 32 würde hiernach lauten:
Ist der Eigenthümer mit der Bestimmu»g der Provinzial-Directio» zufnedcu, so hat es dabei
sein Bewenden. Will er sich derselben aber nicht unterwerfen, so steht ihm der Weg des
Recurscs an den Vcrwaltungs-Ausschuß zu.
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Im § 33 fallen diesem gemäß die Worte:
oder resp, schiedsrichterlichen(Verfahrens) aus.

Neben dieser, dem Ncrwaltnngs-Au s schusse zu übertragenden Befugm'ß, auf Beschwerdenüber
die Klassification zu entscheiden, lasse» sich u. a. nachfolgende Gegenstände bezeichnen,über welche derselbe
seine Wirksamkeitebenfalls zu verbreiten haben dürfte:

») die Fortbildung oder Aenderung der Klassification, aus den in dem vorhergehenden
AbschnitteentwickeltenGründen;

1») Die Bestimmung über die Höhe etwa erforderlicher Zuschläge.
Es kann sich ereignen, daß durch außerordentliche Unglücköfällcin einem Jahre die Ausgaben sich

so hoch belaufen, daß die Deckung scbr gesteigerteAnstrengung der Socictäts-Genossen erfordert; der
vorgczeichneteWeg für die Direction ist nun, den entstandenen Ausfall durch Erhebung von Zuschüssen
im nächstenJahre zu decken; da ein eiserner Beistand noch nicht hat gesammelt werden können, die
Beträge erhöhen sich hierdurch möglicherweisein einem abschreckenden Maaße, welches voraussichtlichviele
Vetheiligte veranlassen würde, sich von der Anstalt loszusagen; eine Vertheil»»«, des Bedarfs anf mehrere
Jahre dagegen würde die Beiträge auf einem mäßigen Satze halten. — Zu dieser Verlängerung ist der
Direction aber höhere Autorisation erforderlich.

e) Vorkehrungen bei etwa eintretendem Abgange in dem Personale der Direction zur
geregelten Wahrnehmung der Geschäfte.

Aus diese» verschiedenenErwägungen und um der Societäts-Direction die erforderliche größere
Beweglichkeitzu sichern, rechtfertiget sich der Antrag:

Vll. daß von der hohen Provinzial-Vertretung ein Verweil tungs-Ausschuß für die Feucr-
Versicherungs-Socität aus ihrer Mitte gewählt werde, und zwar in der Zahl von vier Mit«
gliedcln, resp. Stellvertretern, deren Hälfte jedesmal anwesend sein müßte, und welchem die
Befugnis) einzuräumen wäre, unter dem Vorsitz des Königlichen Ober-Präsi¬
denten der Nheinvrovinz, auf den Vortrag des Societäts-Directors nöthig
gefundene Beschlüsse der oben erwähnten Art zu fassen, oder die ihm nach dem Reglement
sonst zustehendenBefugnisse auszuüben, worüber eine besondere Geschäfts- Anleitung
nach dem beiliegenden Entwurf das Weitere zu bestimmen haben würde. Es wurde ferner
von hoher Versammlung folgender Zusatz zu nebigem, die Bildung eines Verwaltungs-
Ausschusses betreffendenZ beschlossen:

Es sollen die Mitglieder des Verwaltung^ - Ausschussesnur ans Versichertender Societät
bestehen.

In Betreff des Seite 39 behandelten
8 8 des Reglements, worin diejenigen Gebäude verzeichnetsind, welche wegen ihrer Fcucr-

gefährlichkeitnurgegen Zahlung von besonders zu vereinbarenden, den T arif übersteigenden
Prämien versichertwerden können, — erklärt sich Ausschuß einverstanden, daß die Versicherungvon
Pulvermühlen und Pulvermagazinen dem Interesse der Societät durchaus widerstreite und
deshalb durch jedes erlaubte Mittel zu umgehen sei.

Was jedoch die Tuchfabriken anbelangt, so war die Ansicht vorherrschend, daß diese nur in
den Fällen der Cathegorie dcs Z 8 zuzufallen brauchten, wo Spinnereien oder Trocknungs-
An stalten in denselben sich befinden. Diese letztern vermehrten überall, wo sie bestehen, die
Feuersgefahr in hohem Maaße, und wurde es deshalb für nöthig erachtet, alle Gebäude mit Trocknungs-
An stalten diesem § 8 zu subsumircn; sowie auch nach dem ferneren Vorschlage der Direction:

Brau- und Brennereien,
Malzdarren,
Destillir-Gebäudc,
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Laboratorien (mit Streichung der proponirtcn Worte: „der Apotheken"),
Lol)< und Windmühlen,

und denselben auch noch Oclmühlen und Flachsspinnereien beizugesellen; das Wort Dampfmaschinen
aber in Dampfkessel umzuwandeln, weil Erstere durchaus nicht, wohl aber Letztere als feuergefährlich
anzusehen seien.

Die auf Seite 40, 41 abgedruckte Instruction über Anwendung der Klasse, resp.
Unter abtheil ung U gab zu keinen Beschlußnahmcn oder darauf bezüglichenAnträgen Anlaß.

Der Vorschlag der Dircclion zu Z 14 des Reglements (Seite 24), die Anwendung von
Hypo thekenschuloeu betreffend, fand die völligste Zustimmung.

Die größtmöglichste Erleichterung in Wahrung der hypothekarischenRechte liegt ebensowohl in
den Pflichten, als in dem eigenen Interesse der Societät und steht damit die Bestimmung des § 14 durch¬
aus nicht im Einklänge, nach welchemder Hypothekar-Gläubiger nur dann sein Hypothckarrechtim Feuer-
Kataster darf vermerken lassen:

wofern er sich solches ausbedungen hat, oder des Schuldners ausdrücklicheEinwilligung dazu
beibringt.

Die Verpflichtung des Hypotheken-Gläubigers: „die geschehene Eintragung ans dem Schuld-In-
strnmcut selbst bescheinigen zu lassen," involvirt die Nothwendigkeit, dies Instrument einzureichen und durch
dasselbe die Nechtmäßigkeitder Hyyothekarforderung darzuthun.

Vlll. Ausschuß erklärt sich daher für den Wegfall obiger Worte: „wofern" — „bis" —„beibringt,"
aus dem besagten Z 14.

Die unter der Rubrik:
die Beiträge von Versicherung auf einen Theil des IahreS (Seite 24 —25)

8 15, von der Direktion empfohlene jederzeitige Annahme von Versicherungen unter der
erleichternden Bestimmung, daß für die im Laufe des Jahres stattfindenden Veitritte nicht wie seither
die Beiträge für das ganze laufende Jahr, sondern nur von dem Anfange derjenigen Monate
ab, in welchen die Versicherung eintrifft, zu zahlen sein sollen, — erhielt ebenfalls die ungetheilte
Zustimmung des Ausschusses, weil diese Bestimmung eine gerechte und auch deshalb nothwendig
geworden ist, weil sie von den Privat-Fcuer-Assecuranz-Gesellschaftengchandhabt wird.

Auch die gemachtenVorschläge in Betreff der Anmeldung bestehender Versicherungen(Seite
25) § 15 „üb der freiwilligen Ermäßigung einer Versicherungssummezu jeder Zeit des Jahres
wurde für angemessenund es dem Interesse der Geschäftsordnung förderlich erachtet: für alle nach dem
I.Dezember für den Jahresschluß angemeldeten Austritte oder Betragsermäßigungen die
Verpflichtung einzuführen, den Beitrag auch für das nächste Jahr zum Vollen zu entrichten.

In Folge und in Gcmäßheit dieser Abänderungen würde der von derselben alterirte 8 15 fortan
folgendermaßen lauten müssen:

iX. Z 15. Der Eintritt in die Societät mit den davon abhängenden rechtlichen Wirkungen sowie
eine Erhöhung der Versicherungssumme, soweit solche sousten zulässig ist, (8 27) findet
regelmäßig, und wen» nicht ein Andere« ausdrücklichin Eintrag gebracht wird, nur Einmal
jährlich, nämlich mit dem Tageobcginn des 1. Januar jeden Jahres statt; doch ist beides auch
zu jeder andern Zeit, Sonn« und Feiertage ausgenommen, verstattet, wenn darum unter
der Verpflichtung, alle Beiträge, sowohl die ordentlichenals die außerordentlichen, von dem
Anfange desjenigen Monates ab, in welchemdie Versicherungeintreten soll, zu zahlen, nach¬
gesuchtwird.

Die rechtlicheWirkung des Vertrages beginnt in diesem Falle nach den darüber in § 91
enthaltencn Bestimmungen.

Auch der Austritt aus der Societät oder die Ermäßigung der Versicherungssumme,
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soweit solches sonstcn zulässig (§ 14 und 27) kann zu jeder Zeit, Sonn- und Feiertage aus¬
genommen, stattfinden, und hört dann im Falle des Austrittes die rechtliche Wirkung des
Vertrages mit dem Tage auf,

„welchen der Abmeldende beantragt hat und in dem Gcnchmigungs-
Ncseript der Direction zu bezeichnen ist,"

im Falle der bloßen Ermäßigung der Vcrsichcrnngssnmme aber erst mit Ablauf des letzten
Dccembertages des laufenden Icchrcs. Die Beiträge, sowohl die ordentlichen als außer¬
ordentlichen müssen in beiden Fällen, unverkürzt für das ganze Jahr entrichtet werden.

„Für alle nach dem 1. December für den Jahresschluß angemeldeten Austritte oder
Ermäßigungen bleibt aber die Verpflichtung, den Beitrag auch noch für das nächste Jahr
vollauf zn entrichten."

Einschränknng der Versicherung bei Gebäuden im Zustande des Verfalles, oder bei vorhandenen,
die Feuersgefahr merklich erhöhenden Mängeln s 26 Seile 26.

Es ist fast selbstredend, daß eine durch Nntwcrthung der Gebäude nothwendig gewordene ^unfrei¬
willige) Ermäßigung der Versicherungssumme sogleich mit dem Zeitpunkte eintreten muß, wo diese
Wcrthvermindcruiig constatirl wird.

Indeß führt die Dircctt'on in diesem Abschnitte an, daß dennoch versucht worden sei, aus § 15 her¬
zuleiten, daß die dnrch eine Revision resp. Taration ermittelte Werthvermindcrung erst mit Anfang des
nächsten Jahres in Wirksamkeit gesetzt werden könne, und proponirt, um dieser Deutung ferner vorzubeu¬
gen, einen Zusatz zu § 20. Der Ausschuß erkennt die Zweckmäßigkeit einer solchen zusätzlichen Bestim¬
mung an, und empfiehlt dieselbe daher in folgender Fassung:

„Alle auf diese Weise als nöthig ermittelten Verminderungen treten in dem Augenblicke in
„Kraft, wo dieselben regelmäßig festgestellt worden sind"

und ist derselbe ebenso mit den ferner vorgeschlagenen Zusätzen einverstanden, lautend:
„Gebäude, die ans den Abbruch verkauft werden, oder welche sich dem Zustande des gänzlichen
Verfalls, der Unbcwohnbarkcit nähern, sind von der Versicherung sogleich auszuschließen, und
bei noch nicht eingetretener Versicherung ihre Aufnahme in die Societät überhaupt so lange zu
versagen, bis eine hinlängliche Reparatur den gedachten Mängeln abgeholfen haben wird.

Die Versicherung solcher Gebäude, an denen polizeiwidrige Mängel, z. V. schadhafte
Kamine, nnsichcre Fcucrungsanlage :c. :c. entdeckt worden, ist so lange zu snspendtrcn, bis
diese Mängel von dem Eigenthümer beseitiget worden.

Die vom Ausschuß an einer ander» Stelle dieses Referats empfohlene Abänderung in dem Ab-
schätznngsvcrfahrcn läßt die in diesem 3 20 vorgesehenen regelmäßigen periodischen Revisionen fortan
noch weniger als seither nöthig erscheinen nnd schlägt Ausschuß demzufolge die darauf hinzielende Aus¬
lassung einiger Worte im z 26 vor. Außerdem hält er dafür, daß die Kosten der Tarc von dem unter¬
liegenden Theile zu zahlen sind, und auch diese Bestimmung in dem § aufzunehmen ist.

Dieser Z würde demgemäß wie folgt, lauten:
X. Z 26. Regelmäßige periodische Revisionen der Vcrsichcrnngssnmme oder Taren, um die durch

den Verlauf der Zeit erfolgende Verminderung des Werthes der versicherten Gebäude im Auge
zu behalten, sind nicht erforderlich; die Societät hat aber jederzeit das Recht, Revisionen auf
ihre Kosten vorzunehmen, von den Eigenthümern neue Beschreibungen beibringen und falls der
Eigenthümer die Anerkennung der von der Soeietät für nöthig erachteten Herabsetzung der
Versicherungssumme weigert, eine Tarc aufnehmen und dadurch das Marimum der vcrsicher-
uugsfähig bleibenden Summen feststellen zu lassen. Die Kosten der Tare zahlt der unterlie¬
gende Theil.

Alle mit den Fcucr-SocictätsAngelcgenhcitcn beauftragten Beamten sind verpflichtet, beim Verfall
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der Gebäude, zumal solcher, deren Werth nach der Erfahrung schnell abzunehmen Pflegt, ihr besonderes
Augenmerkdarauf zu richten, daß die Versicherungssummeniemals den wirklichen noch vorhandenen Wert»
der versichertenGegenstände merklichübersteige.

Alle auf diese Weise als nöthig ermittelten Verminderungen treten in dem Augenblicke in Kraft,
wo dieselben rcglementsmäßig festgestellt worden sind. Gebäude, die auf den Abbruchverkauft worden,
sind in ihrer Versicherungauf den Werth der übrig bleibenden Materialien zu beschränken. Gebäude,
welche sich dem Zustande des gänzlichen Verfalles, der Unbewohnbarkcit nähern, sind von der Versicherung
sogleichauszuschließen und bei noch nicht eingetretener Versicherung ist ihre Aufnahme in die Societät
überhaupt so lange zu versagen, bis eine hinlängliche Reparatur den gedachten Mängeln abgeholfen
haben wird.

Die Versicherung solcher Gebäude, an denen polizeiwidrige Mängel, z. V. schadhafte Kamine,
unsichere Fcueruugs-Anlagcn :c. :c. entdeckt worden, ist so lange zu suspcndircNs bis diese Mäugcl von
dem Eigenthümer beseitiget worden.

Einverstanden mit den ferneren Vorschlägen auf, (Seite 27)
1. daß Gebäude auf den Abbruch verkauft, nur auf den Werth, der beim Abbruchübrig blei¬

benden Baumaterialien zu beschränkensind,
so wie mit der Bemerkung, daß ciue strengere Polizei-Controle in Bezug auf fcuerpolizeiwidrige Bauart
von Nöthen sei, — bevorwortet Ausschuß ebenfalls den dahin zielenden in Vorschlag gebrachten Zusatz 8
26 K, in der generellen Fassung zu Anfang desselben.

XI. „Bei Fcuervisitationcn ist besonders Augenmerk" u. s. w.
und mit der Einschicbungin den Schlußsatz des

2ten .4.1, ne»

„daß von dieser (ortspolizcilichcn) Verhandlung der versicherndenDircetion und den ein¬
getragenen Hypothekar-Gläubigern Kenntniß zu geben sei."

Eintritt in die Societät und Wirksamkeit der desfallsigen Anmeldung.
8 15, 91, 92, 93.

(Seite 29, 28 des V.'B.)
Die hier vorgchobeue Nothwendigkeit und Nützlichkeit der Beschleunigung des Geschäfts-Ganges

bei Anmeldungen findet beim Ausschuß volle Anerkennung.
Die in diesem Elücke von den Privatgesellschaften ihren Agenten cingcrcimte Machtvollkommenheit

erleichtert die Aufnahme Ncuzutrctender in bohem Maaße und macht allein schon die Einführung erleich¬
ternder Bestimmungen auch Seitens der Provinzial-Societät erforderlich.

Die Vermittelung des Lanbraths kann ohne alle Gefahr aufhören, und die Einsendung
der Anmeldungspapicre von dem Bürgermeister-Amte dircct au die Dircctiou erfolgen.

Auch ist der Ausschuß der Ansicht, daß conform mit dem Gebrauche der Privatgesellschaften, der
^»trag auf Versicherungin den Fällen, wo er die spätere Genehmigung der Direcliou erhält, cm dem
T"ge schon in Kraft treten könne, au welchemer von dem Bürgermeister als zulässig erachtet worden
ist, und worüber derselbe dem Anmeldenden eine vorläufige Bescheinigungzu ertheilen hat.!

XII. Es wird daher die von der Direction empfohlene neue Fassung des Z 91 vom Ausschüsse
befürwortet, sowie die Einschicbungder Worte:

von dem Bürgermeister als zulässig erachtet worden ist, worüber derselbe dem Anmeldenden
eine vorläufige Bescheinigung zn ertheilen hat,

an der Stelle die Worte:
„bei ihr eintrifft"

''n dem zweiten »Ilnon des vorgeschlagenenZ, und die Beifügung der Worte am Schlüsse:
„Bei der Gcuehmiguug wird ein Quittungsbuch über die Versicherung ertheilt,"

10
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Dcr Ausfall der ZF 92 und 93 wird für folgerichtig erkannt.
Die in dem Abschnitte

Ausgabe
Seite 28 und !Ü9 gegebenen Erläuterungen und an die diversen Tabellen aukuüpfenden Bemerkungen
zeigen die große Verschiedenheit in Zahl, Art, Ursprung und Umfang der Brandsallc in den diversen
Kreisen der Provinz und erweisen die Nothwendigkeit in der Verwaltung des Geschäfts dieser Ver¬
schiedenheitRechnung zu tragen.

Eine Entschädigung der Hypothekar-Gläubiger bei erwiesener Brand¬
stiftung durch den Versicherten selbst (Seite 29 und 30)

ist in dem § 47 seither nicht vorgesehen.
XI II. Die für eine solche Entschädigung hier angeführten Gründe wurden von dem Ausschuß für

richtig erkannt, und es demzufolgeauch seinerseits empfohlen, daß der Schluß des 8 47 ganz in vorge¬
schlagener Weise umgeändert werde.

Die Entschädigungsverbindlichkeit der Societät für niedergerissene Gebäude
bei Fencrsbrünsten (8 54 Seite 30) hat nach den Berichten der Dircction zu den auffallendsten
Ausartungen geführt und die Societät in sehr empfindlicheVerluste gebracht, und ist es nach diesen
Erfahrungen in hohem Maaße wünschcnswcrth, dem leichtsinniger oder unüberlegter Weise oftmals statt¬
findenden Niederreißen der brennenden oder benachbarten Gebäude vorzubeugen.

XIV. Ausschuß hat geglaubt, dieses am Besten dadurch zu erreichen, daß in der Mitte des 8 54
die Bestimmung aufgenommen werde, daß das Niederreißen von der Orts-Polizci-Vchörde „unter Zu¬
ziehung von zwei achtbaren Männern" augeordnet werde.

Diesem gemäß wäre an der Stelle z. B. die Worte:
„durch ein von compctcntcn Personen"

zu ersetzen mit:
„durch ein von der Orts-Polizei-Behörde unter Zuziehung von zwei achtbaren Männern
angeordnet u. s< w,"

Die nähere Feststellung des Begriffes eines totalen Vrandschadens (Seite 30
nnd 31) wird hier als ein Bedürfniß geschildert, welches durch die Erfahrung sich herausgestellt habe.

Die Berathung über diesen Gegenstand führte zur Besprechung des seitherigen, in Z 42 des Regle¬
ments vorgcschnen Abschätzung s- Verfahrens bei Brandschäden.

Die in diesem 8 vorgezcichuetc Verschiedenheit desselben bei totaler und varziellcr Beschädigung;
die Bestimmung: daß wenn ein Totalschaden vorliegt, gar keine Abschätzung weiter Statt habe,
und der seither auf Gründ dieses 8 bestandeneGebrauch: daß die bei partiellen Beschädigungen zu der
Schadensbesichtigungzuzuziehenden und mit der Abschätzung auoschlicßlichbetrauten zwei Sachverständigen
allein seitens der Societät erwählt wurden, erachtete Ausschuß weder zweckentsprechend,noch im Ein¬
klänge mit dem Begriff und der Berechtigung einer Gleichheit vor dem Gesetze.

Dagegen erkannte derselbe in dem anch von den Privatgesellschaften zumeistbefolgten contra-
dictorischen Verfahren, wonach von jeder Seite ein Sachverständiger gewählt und in allen
(Total- und Partial-) Fällen von diesen beiden Sachverständigen die Abschätzungdes Schadens und die
Ermittelung der Entschädigungssummestatt findet, — einen bessern Weg zu rascher, gerechter und deshalb
Befriedigung gebenden Feststellungund Abmachungder Brandschäden. Es war dem Ausschuß daher sehr
erfreulich, auch in diesem Punkte den Ansichtender Dircction zu begegnen, welche sie in den

Erläuterungen zu dem Entwürfe des Etats pro 1852
in folgenden Worte» entwickelthat:

Die von der Dircction gewünschteVerbesserung unseres Abschätzungs-Vcrfahrens, welche im
Vcnvaltuugs-Vcrichtr nicht aufgenommen wurde, indem sie nur möglich ist, wcun dcr hier
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fragliche Etats-Vorschlag genehmigt wird, besteht in folgendem- Die Brandschäden nicht mehr
wie bisher von zwei vcreidcten Taratorcn abschätzen, sondern ein contradietorischcs Verfahren
eintreten zu lassen, wobei ein von der Societät bestimmter und ein vom Beschädigten gewählter
Tarator den Schaden berechnen, und wenn beide sich nicht einigen, durch einen von beiden
Theilen zu wählenden Obmann feststellen muß.

Das jetzige Verfahren hat den Nachtheil, daß
1. die Taratoren häufig mit den Formen ganz unbekannte <>!ente sind, wodurch Rückfragen noihwend.g

werden, und Verzögerung im Anweisen der Entschädigung entsteht.
2. Daß diese örtlichen Taratoren unter dem Einflüsse örtlicher Rücksichten stehen nnd
3. daß möglicher Weise, wenn der Beschädigte mit der Tarc nicht einverstanden ist, ">a)t vercidetc

und auch nicht mit technischen Kenntnissen ausgerüstete, aus dem Wohnorte des Bejchad.gten
gewählte Schiedsrichter über die Arbeit von vcreidcten Sachverständigen und zwar^ «n letzter
Instanz zu entscheiden haben, wogegen bei dem vorgeschlagenen contradictorischeu Verfahren aller
Streit als unmöglich fortfällt. .

Den vorstehend angeführten Gründen bcitretcnd, empfiehlt Ausschuß einhellig die hier u> Vorschlag
gebrachte Aenderung des Abschätzungs- Verfahrens.

In Gcmäßhcit'desselben würde in comrabictorischer Weise die Abschätzung des Vrandschadcns m
iedem Falle, gleichviel ob totale oder nur partielle statthaben und deshalb die vorhin berührte S cltc 30
und 31 des Verw.-Verichts proponirtc nähere Feststelln ng des Begriffes cincs totalen
Brandschadens völlig überflüssig sein. Ebensowenig erforderlich erscheint auch bei diesem contradlcto-
nschcn Verfahren die Zuziehung zweier Mitglieder der Gemeinde, die seither aus den Hochstvcr-
sichcrtcn gewählt worden, und mit dem Beschädigten in keinem verwandtschaftlichen oder offenkundig
geschäftlichen Verhältnissen stehen dürfte», und spricht deshalb Ausschuß sich auch für die Abschaffung dieser
Bestimmung aus.

Demzufolge schlägt derselbe daher au Stelle des seitherigen Z 40 folgende Fassung vor.
XV. Z 40. Bei jedem Brande ist die Beschädigung durch ein contradietorischcs Verfahren festzu¬

stellen
und die Umänderung der Anfangsworte von 8 41 in

diese Feststellung hat den Zweck, sowohl den Werth n. s. w.
Die in den Erläuterungen zn dem Entwürfe des Etats von der Ducctton propomne

Fassung des 8 42 würde sodann ebenfalls demgemäß zu ändern und in folgenden Worten zu empschim e,>.
3 42. Sowie ein Feuerschaden eingetreten ist, muß baldmöglichst und längstens 'nnerna>o
acht Tagen nach der vom Brande erhaltenen Nachricht eine Besichtignng des Schadens °mcy
den Bürgermeister, unter Zuziehung dcs Beschädigten und eines von der ^oe.etat uno
vom Bcschädigtcu gewählten Sachverständigen vorgenommen werden.

Sind die beiden Sachverständigen, welche allein die Ermittelung de ^cha v,-
nehmen'haben, einer Meinuug, so hat es bei ihrer Berechnung über den Werth de^v^un.

chal.enen Theile sein Bewenden. Bei verschiedener Meinnng wählen sie emen Obmann

uud falls sie sich über die Pcrson desselben nicht einigen, ernennt denselben der Ober^asid.tt
der Provinz. Der Obmann entscheidet nur über die streitigen Punkte, n.cht über d.e gan-,

^" Gegen die also festgesetzte Schadenberechnung ist ein weiterer Neeurs nicht zulässig.
Den Obmann zahlt der unterliegende Theil; von den Erper.en jede Part« den thngen.

In fernerer Eonscqueuz sind alsdann auch bei 3 55 die Anfangswortc:
„bci Partialschäden" in „bei Brand, chadcn"

umzuändern, und ist sodaun demselben noch folgender Znsatz zu gebe» :

und der er
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sollte gegen die Bestimmung des Z 16 die Versicherungssummegrößer sein, so wird dennoch
nur die von Sachverständigen, resp, dem Obmann (Z 42) festgestellteWcrthsumme vergütet.

Der Z 56, welcher sich nur auf die nicht mehr in Betracht kommendeArt der Totalschaden bezicht,
muß dagegen wegfallen.

xvi. Die Zahlung der Brand-Gntschadigungs-Gelder betreffend.
(L 57 — 66. Seite 31, 32.)

Die hierauf sich beziehenden Abänderungen erhielten durchweg die Zustimmung des Ausschusses,
weil von denselben eine Vcrbcsseruug und Beschleunigung des seitherigen Verfahrens im Interesse der
Societät und in dem der Versichertenmit Gewißheit zu erwarten ist.

Der neuen Fassung des § 57 stimmt Ausschuß bei, unter Einschicbungder Worte:
„in allen Fällen"

vor den Schlußworten des ersten Satzes:
„auf Attest des Bürgermeisters."

Einverstanden, daß Z 58 unverändert bleibe, und daß es angemessensei, durch eine Präclusiv<
frist das Erlöschen des Anspruchs an nicht erhobene Enlschädigungs-Gelder festzustcllcu, schlägt
Außschußan Stelle des seitherigen § 59 folgende Fassung vor:

Wird der Wiederaufbau, falls nicht von demselben in vorgeschriebenem Wege dispensirt worden
ist, innerhalb zehn Jahren nicht vollführt, so verliert der Beschädigte sein Anspruchsrechtan
die noch nicht gezahlten Emschädigungs-Gelder, und fallen dieselben alsdann der Societät zu.
Im Falle ein nachgewiesenes gesetzliches Hinderniß beim Wiederaufbau entgegensteht,
soll diese Präclusivfrist vou 10 Jahren mit dem Tage anfangen, wo jedes Hinderniß gehoben
wird. — Die Societät hat jedoch in keinem Falle Zinsen zu zahlen.

Mit den Anträgen der Dircction in Betreff der 8§ 60, 61, 62, 63, 64, 65, 66 ist Ausschuß
ebenfalls einverstanden und schlägt nur in der zu 8 65 Proponirtcn Fassung folgende Abänderung vor:

In dem ersten Satze anstatt: „auf derselben Stelle," zu sagen: „auf demselben Grundstücke,"
und zwar, um dadurch kleinere unwesentliche Abweichungen von der alten Baustelle ohne
weitere lästige Formalitäten zu ermöglichen.

Sodann hält Ausschuß es für richtiger, das Gutachten des „Sammt - G emcindcrathes"
anstatt des „Gemeinde-Vorstandes" einzufordern, weil der letztere in der Nhcinprovinz fast
ausschließlichnur aus dem Bürgermeister besteht, und der Ausspruch des Eollcgiums dcs Sammt-Gcmcindc-
rathcs eine größere Garantie für unpartheiischeBeurtheilung der Sache darbietet, zudem auch augeincsscner
erscheint, weil der Bürgermeister an sich schon die Societät vertritt, also Richter in eigener Sache wäre.

Verlegung der Vanstelle. (Seite 32,)

Es wird hier berichtet, daß in den Jahren 1845 bis 1850, in welchen gemäß Angabe auf Seile
28 insgesammt 10,968 Gebäude beschädigtoder vernichtet wurden, von nur 330 Versichertem die Entbin¬
dung von dem Wiederaufbau nachgesuchtuud denselben mit nur drei Ausnahmen ertheilt worden ist. Es
geht daraus hervor, wie geringfügig die Zahl derjenigen ist, die dieses Gesuch erhoben haben, und wie
willfährig demselbenentsprochenworden ist. Der schlagendsteBeweis, wie wenig Grund vorhanden, in
dem vieluerschriencnGebot dcs Wiederaufbaues einen Stein dcs Anstoßes zu finden.

Das Seite 32 und 33 erörterte Kapitel der

XVII. Streitfälle und Schiedsgerichte
welche in dem Ncglcment z 113-120 vorgesehen sind, findet seine Erledigung und Beseitigung
dnrch die vorgeschlageneEinführung dcs contradictorischen Verfahrens bei Ermittelung und Feststellung
der Brandschaden-Vergütungen, so daß der Wegsall dieser Zs eintreten kann.
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XVIII. Unier der Rubrik:

Erschienene Gesetze und Nestimmungen (Seile 33 des V.-B.)

werden diejenigen gesetzlichenBestimmungen berührt, wonach von der Jahres-Einnahme 1'/. "/„ den
Bürgermeistern als eine feste Gebühr zufließen und '/. 7<> zu einem Gratificatious-Fonds bestimmt
werden soll, und nach welcher außerdem eine Einschreibungsgebühr von 2'/^, »'«s?. 5 Sgr. für
jeden Antrag von dem Anmeldenden an die Bürgermeister entrichtet werben muß.

Ausschuß war der Ansicht, daß die Einschreibegebühr bei Anmeldungen gänzlich wegfallen
"Nisse, weil dieselben unbeliebt, als Sportcl-Erhebung mit der amtlichen Würde der Bürgermeister so zu
sagen unverträglich und auch bei den Privat Gesellschaftennicht gebräuchlichsei. Jedoch in Betracht dieses
Ausfalles, in Berücksichtigung der von der Dircction hervorgehobenen Schwierigkeit einer richtigen
Zuericnnuüg und Vcrthcilung der Gratifikation von '/- "/« unter die in Förderung der Zwecke der Societät
besonders sich auszeichnendenBürgermeister; in Anerkennung der im Allgemeinen pstichtgcttcuenWahr¬
nehmung der Angelegenheitender Societät Seitens derselben, und zur Aufmunterung, auch fortau darin
nicht nachzulassen, — schlägt der Ausschuß vor, daß:

die feste Gebühr für die Bürgermeister auf 2 7, erhöht, daß dagegen das '/. "/<, für Gratisi-
cationen nicht ferner stattfinde, nnd der Ende 1850 verbleibende Gratisicationsfond uuter die
Bürgermeister i»o ,'-»t» der Vcrsicheruugs-Beiträge von 1850 vertheilt werde.

Der § 77 des Reglements würde demgemäß abzuändern sei».
Auf Seite 34 wird berichtet: daß die Versicherung der Staatsgebäude, laut 0au-

«ll,8uiu vom 9. November 1850 vom Staate selbst übernommen worden sei, daß das Ministerium der
Geistlichen, Unterrichts- und Mcdizinal-Angclcgcnheiten aber außerdem noch unterm I.Mai d. I. bestimmt
habe, wie nach diesem t^nnelu«,«» jenes vom 13. Octobcr 184ü, wonach siscalischeGebäude mir bei
provinziellen Societäten versichert werden sollten, aufgehoben sei, und darnach auch bei Privat-Gesell¬
schaften versichertwerden könnten.

Ausschuß vermag es nicht, den Schlüssel zu dieser letzten Bestimmung aufzufinden, durch welche
"ldircct den Privat-Gesellschaften gewissermaßen ans Kosten der Provinzial-Societäten Vorschub geleistet
worden ist; es sei denn, daß auch dieser Erlaß als eine Folge der bekanntenOfferten von Privat-Gcsell«
schaftcn an die geistlichenOberbchördcn auf Rückgabe eines Gewinn-Antheils an der Prämie angesehen
Werben konnte. Da aber die Nachtheile dieser Offerten durch das mehrfacheAusscheidender kirchlichen
Gebäude aus der Provinzial-Societät sich immer noch fühlbar machen, so hält Ausschußdafür, daß
lucht „nr die Direciion schleunigstmöglich i>o>' Lircular sämmtlicheKirchenvorständeunter Aufklärung des
Wahren Sachverhältnisses nm deren ferneren Verbleib in dein Verbände der Provinzial-Societät ersuchen,
'ondcrn auch, daß die Provinzial-Vertretung bei Seiner Majestät Regierung dringend beantrage:

XIX. daß der Staat in den Fällen, wo er siscalischeGebäude gegen Fcucrsgefahr versichern will,
der Provinzial-Gesellschaft den Vorzug gebe, sowohl in Rücksicht auf ihren gememnutzigcn
Zweck, als in Betracht des Anrechtes, welches die rheinischeProvinzial-Societät sich daraus
viildicircu dürfte, daß die ehemalige Vcrgische in sie übergegangen ist, und der damalige Lan¬
desherr sich verpflichtet halte, die'Staatsgcbäudc zuuächst m diese allgemeine Schutz-Anstalt
aufnehmen zu lassen.

Die Nothwendigkeit eines Gesetzes über das Immobilar- Versicherungswesen (Seite
24), welches die allgemeinen ans höheren Rücksichten für das Staatswohl gebotenen Bestimmungen für
alle Provinzial- und Privat'Gesellschaften enthalte, und die seither zum Nachtheil der ersteren besteheudc
Ungleichheitaufhebe, erkannte Ausschuß gleich der Direction vollkommenan und hat es deshalb als Pflicht
erachtet, den dem Verwaltungs-Berichte anhangenden Entwurf eines solchen, von hoher Staatsrcgicruug
beabsichtigtenGesetzes, einer genauen Prüfung und Begutachtung zu unterziehen und deren Resultat in
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einem besonderen Referate der hohen Versammlung zum Zwecke der Zustimmung und Befürwortung zu
unterbreiten.

Die Seite 35 unter der Rubrik Personalia gemachtenMittheilungen und Anträge finden eben¬
falls in einem besonderen Referate des Ausschusses ihre Erledigung.

Nachdem die Berathungen des VI. Ausschussessich über die von der Direction der Rheinischen
ProvinM-Feuer-Societät in Vorschlag gebrachten Aenderungen des So cietäts- Reglements vom
5 Januar 183ll verbreitet hatten, wurde für nothwendig erkannt, auch die übrigen Bestimmungen dieses
Reglements einer Prüfung zu unterziehen, um solche nicht allein mit jene» Aenderungen in besserenEin¬
klang -u bringen, sondern auch diejenigen Modificationcn vorzunehmen, welche eine neue, den jetzigen
VcrlMnissen des Versicherungswesens,sowie des Provinzial-Institnts insbesondere entsprechende Redaction
des ganzen Gesetzes erleichtere.

Der Ausschuß geht von der Ansicht aus, daß diese Erneuerung des Reglements nicht zu umgehen
sei weil die bisher in Vorschlag gebrachten Aenderungen schon an sich umfassendund viele der übrige»
Bestimmungen theils überflüssiggeworden sind, theils eine andere Begrenzung oder Erweiterung bedürfen,
worüber folgende, in der Reihenfolge des Reglements vorgetragene und aus den dcsfallsigcnBerathungen
des Ausschusseshcrvorgegangeuen Vorschläge das Nähere enthalten.

8 1. Schon bei der Berathung des allgemeinen Gesetzesüber das Versicherungswesenkam es zur
Sprache, daß die unbeschränkteEouccssiouirung neuer Assecuranz-Gescllschaftennicht blos das Bestehender
Provinzial-Socictätcn außerordentlich erschwere, sondern auch ein leichtfertiges An- und Feilbieten von
Versicherungenbefördern, wodurch sich die Vrandschädcu mehren und der öffentlichenWohlfahrt geschadet
wird. Es leuchtet daher die Nothwendigkeit ein, bei derartigen Eonccssionirungendas Bedürfniß mehr
wie bisher in Erwägung zu ziehen, und da dieses am sichersten durch die Provinzialvcrtrctung stattfinden
kann, so war der Ausschuß darüber einig, an die Stelle des Schlußsatzes des § 1, und des in seinem
ersten Satze überflüssiggewordenen 8 2, folgende Bestimmung als neuen 8 2 in Vorschlag zu bringen.

XX. 8 2. Keine andere, sei es im In- oder Auslande etablirtc ans Acticn oder Gegenseitigkeit
gegründete Gesellschaftzu Versicherungvon Immobilie» soll fortan in der Provinz Wirksamkeit ausüben
dürfen, wenn nicht die Zustimmung der Provinziell-Vertretung dazu vorher eingeholt und erfolgt ist»
Dieselbe Zustimmung ist erforderlich zur Prolongation der Wirksamkeit bereits bestehenderGesellschaften
nach Ablauf ihrer Concessionofrist.

In diesem neueu 8 2 ist die Zulassung der Wirksamkeitaller Privat-Gesellschaften an die Zustim¬
mung der Provinzial-Vertretung geknüpft, und deßhalb nicht weiter erforderlich die auf Gegenseitigkeit
gegründeten Anstaltc» unbedingt auszuschließen. Mau glaubte davon nm so mehr absehen zu können,
als eine Petition von Immobilar-Besitzern der Städte Gladbach :c. den Wegfall dieser unbedingten
Ausschließungbeantragt nnd es allerdings möglich sein kann, daß die Zulassung einer Oegcnscitigkcits-
Gescllschaftnicht bedenklichererscheine, als die von Acticn-Gcscllschafte».

XXI. Zu 8 3. Die in diesem 3 berührte früher bestandeneneinzelnen Landcs-Socictätcn
sind aufgehoben und die über solche in den bisherigen 8s 2 und 3 enthaltenen Bestimmungen demnach
entbehrlich. Um indessen die Möglichkeit der Bildung kleiner Privat-Vereine zum Zwecke gegenseitiger
Aushülfe bei Brand-Unglücken nicht auszuschließen, beantragt der Ausschuß den Schlußsatz im 8 2 als
neuen z 3 unter Zufügung des Wortes „kleinere" Privat-Vereine :c. beizubehalten.

Die §Z 4, 5, ll uub 7 können in ihrer jetzigen Fassung bestehenbleiben. 8 8 ist bereits früher
erlediget. 8 9 und 10 bleiben unverändert.

Zu 8 11. Das in dem crstcn Theile dieses 8 enthaltene Verbot, wonachein in dcr Provinzial-Socictat
versichertesGebäude in keiner andern Gesellschaft nochmals weder ganz noch zum Theil
versichertwerden darf, gab zu dem Bedenken Anlaß, daß der Societät dadurch sehr große »»getheilte
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Risikos zufallen, wogegen sich andere Gesellschaftenzu schützen suchen, indem sie nur einen Theil solcher
bedeutenderRisikos übernehmen, dasselbe Bedenken scheint auch bei Abfassungdes Entwurfes des allgemeinen
Vcrsicherungs-Gesctzesvorgeschwebtzu haben, da der 8 11 desselben in gewissen Fällen gestattet: besonders
werthvolle und feuergefährliche Gebäude mit höherer Genehmigung in zwei oder mehrere Societäten auf'
nehmen zu lassen. Die Zweckmäßigkeitdieser Bestimmung fand im Ausschusse Anklang und es wurde
vorgezogen, solche in folgender Fassung an die Stelle des ersten Theiles des Reglements 8 11 in Vorschlag
zu bringen.

XXll. Ein und dasselbe Gebäude, so wie mehrere Gebäude, welche innerhalb eines Gehöftes liegen,
darf resp, dürfen nur bei einer Societät versichert werden. Diese Bestimmung bezieht sich
jedoch nicht auf diejenigen in einzelnen Provinzen oder Landcsthcilcn bestehenden oder noch zu
errichtenden kleineren Privat-Vcreinc, in welchensich die Nachbarcn untereinander bei einem
Brandschaden durch Natural-Prästationen gegen Bezahlung derselben unterstützen(8 3). Aus¬
nahmsweise soll eine Versicherungbesonders wcrlhvollcr und feuergefährlicherGebäude iu zwel
oder mehrerenSocietäten, jedoch nur mit Genehmigungdes Vcrwaltungs-Ausschusscszulä,stgsein.

Der Gesammtbctrag sämmtlicher Versicherungssummen darf aber die nach § 1L zulässige
Höhe nicht übersteigen.

An diesem Vorsatz hätte sich dann der zweite Theil des alten 8 11 von dem Worte „Findet" bls
zum Schlüsse unverändert anzuschließen.

XXIII. Z 12. Dieser 8, nach welchemder Provinzial-Direction von jeder Immobilar-Versichcrnng
bei Privat-Anstalten Anzeige gemacht werden soll, schien dem Ausschüssegauz entbehrlich, weil jede
Versicherung iu Privat-Gesellschaften gesetzlich von der Zustimmung der Orts. Polizei-Behörde abhängig
ist, und dieser daher stets zur Anzeige kommenmuß. Die Prüfung des Werthes und einer etwa vorhan¬
denen Doppel-Versicherung auf diesem Wege also um so mehr gesichert ist, als jene Behörde,, in der
Regel auch die Agenturen der Proviuzial-Societät und als solche im Besitze des Catastcrs der Letzteren siud.

Ebensowenig bedarf es der ferneren Beibehaltung der auf frühere Versicherungen bezüglichen
Schlußsätze der §8 12 und 13, so daß der

8 13 bis auf den ersten Satz beschränktwerden kann, dagegen werden die
88 1«, 17, 17 K. und 18 in ihrer jetzigen Fassung beizubehalten sein; 8 14 und 15 siud bereits

früher erlediget. . ,
8 19. Folgende veränderte Fassung wird beantragt, um Vcrbesscruugenund Erweiterungen

bisher eingeführten Formulars für die Beschreibungen nicht zu hindern. .
XXIV. „damit aber diese Beschreibungen zweckmäßig uud gleichförmigwerden, müssen N'' ' °

vorgeschriebenenSchemata eingetragen uud diese Formulare durch ^"^^^''"'"^
Interessenten auf Begehr nebst so vielen leergelassenen und zur

Schemä.en als er bedarf, auf Kosten der Soeie.ät gratis zustellt, d abdruach
auf Antrag des Interessenten nnd nach dessen Angaben die nöthigen Schemata durch du.

XXV. D^e^^ 21, 22, 23, 24, 25 uud 27 wird beantragt;

§ 26 ist ^ts er^bn dem ^ ^ ^ ^ ^ ^

.ohne besondere' sondern auf „vorhergehend ^
"er das für die Ausschreibungdes außerordentlichen Beitrags vorhandene Wort „jedesmal m d.u
Ausdruck „ebenfalls" umzuändern wäre. .^^ ^ -i-,. <-> >. 5v

Der Anoschußgeht bei diesem Vorschlage von der Ansicht aus, daß es zweckmäßigsn den Ver¬
sicherten durch spezielle Ausschreibungihrer zu zahlenden Beiträge von Seiten der erhebenden Casscn eine
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kostenfreieErinnerung aushändige» zu lassen, damit dieselben vor Kosten geschützt bleiben, welche oft nur
durch bloßes Ucbcrschcnder gestellten Zahlungsfristen verursacht werden.

In dem 8 29 ist eine Aenderung nicht vorzunehmen; § 30 ist bereits früher erlediget; wogegen
in dem

8 31 die Mitwirkung des Landraths oder die eingeklammerte Stelle im Eingange des 8
ausfällt, indem es angemessengefunden worden, bei den Vcrsichcrungs-Anträgen jede nicht nothwendig
gebotene Weitläufigkeit aufzuheben. 88 32, 33 und 34 sind bereits früher erlediget.

8 35 kann füglich auf deu ersten Satz beschränktwerden, da es sich nur noch darum handelt, die
Prüfung der Classification im Allgemeinender Provinzial-Vertretung oder deren Ausschusse vor¬
zubehalten, ohne diese Prüfung an eine bestimmteZeitfrist zu binden.

Demnach dürfte folgende Fassung das Bedürfniß befriedigen:
XXVII. „die vorbestimmtc Klassenciuthcilungund das Vcitrags-Verhältniß der verschiedenen Klassen

sollen von Zeit zu Zeit mit Hülfe der inzwischengesammelten Erfahrungen, einer
neuen Prüfung durch die Provinzial-Vertretung resp, deren Ausschuß und das
Resultat derselben Unserer Genehmigung uuterworfeu werden."

8 351». Nach denselben Erwägungen wird dieser 8 künftig nur die Ansammlung eines eisernen
Bestandes zum Gegenstände und folgendermaßen zu lauten haben:

„Es sott ans den Ucbcrschüsscn der ordentlichenBeiträge ein eisernerBestand bis ans die Höhe
von 150,000 Nthlr. angesammelt werden, uud eiue Herabsetzung der Beitragssätze nach Maaßgabc der
Erfahrung nicht eher stattfinden, als bis der eiserne Bestand gesammelt ist." —

8 30 bis 39, so wie 8 43 bleiben in ihrer jetzigen Abfassungbestehen; 88 40, 41 und 42 sind
bereits früher erwähnt.

3 44 aber wird in seinem Eingänge zu lauten haben:
„diese Vcrhaudluugeu 8 43 werden mit der Anzeige des stattgehabten Brandes :e."

In dem 8 45 wird das zu Anfang vorkommende Wort „gleichzeitig" zu streichen uud der letzte
Passus iu folgende Worte umzuändern sein:

„alsdann auch die Liquidation derjenigen vorkommendenKosten, welche die Societät zu tragen
hat, sogleich beizufügen,"

Zu den 88 4«, 48, 49, 50, 51, 52 und 53 war eine Bemerkung nicht zu machen, eben so wenig
zu 8 67, 08, 69 und 70 und ist deren Beibehaltung zu empfehlen. 88 47, 54 bis 60 einschließlich sind
bereits früher erlediget.

8 71. Ein Haupt lagerbuch, dessen Führung dem Inspector obläge, besteht nicht, es sind viel¬
mehr Exemplare aller Vürgcrmcistcrei-Eatastcr bei der Dircctiou vorhanden, deren Richtighaltuug in der
Pflicht des Inspektors liegt, weshalb sowohl in diesem als in allen folgenden 88, wo von einem Haupt¬
lagerbuch Ncdc ist, „üatastcrbüchcr" gesetzt werden müßte. — Daß dem Inspector unbedingt zur
Pflicht gemacht werde, alljährlich wenigstens einen Theil der Provinz Behufs Beaufsichtigung des Ge¬
schäftsbetriebes der Localbchördcu, zu bereisen, hält Ausschußnicht angemessen, da sich solche Reisen
»ach dem Bedürfniß zu richten haben werden und füglich nur von der speziellenAnordnung des Dircctors
abhängen können.

Der Schlnßpassus würde demnach wegfallen.
8 72 kann unverändert bleiben.

8 73 dagegen ausfallen, da die Mitwirkung der Landräthc im Allgemeinen schon im 8 69
vorgesehen »st, wann solche znr bessern Erreichung der Societäts-Zwccke angemessenund wünschcnöwcrth

Vei dem Inhalte der 88 74 und 75 war nichts zu erinnern, der
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8 76 aber wurde für überflüssig gehalten, weil die zu gewährenden Gehälter durch geprüfte „nd
festgestellte Etats besonders regulirt sind. '

8 77. Ein uueutgcldlichcs Fungircn für die Societät liegt nur noch den Landräthcn ob, da die
Bürgermeister sowohl als die Erhebcr der Beiträge rcmuncrirt werden.

Der § hätte also zu lauten:
„die Landräthe fungircn unentgcldlich, die Bürgermeister sowohl als die Elementar-Stcner-
Erheber aber erhalten eine Vergütung von 2 "/<> von der Einnahme.

8 78. Um die Beziehung der Diäten uud Reise koste» sowohl des Direetors als des Iuspce»
tors den bestehenden Bcstimmnugcu anzuschließen, erachtete Ausschuß für passend, dem auf frühere Vcr»
orduuugcn gegründeten Inhalte dieses § folgende Abfassung zu substituircn.

XXVIII. „Reisekosten und Neisediätcn werden nach Maaßgabc der Allerhöchsten Verordnung vom
10. Juni 1848 liquidirt.

Diese Aenderung wird um so weniger Anstand finden, als der Director seit dem Erscheinen der
neuen Verordnung immer nur »ach derselben liquidirt uud auf die höher» Ansprüche der frühern Fest¬
setzung freiwillig verzichtet hat.

Die ZZ 79 bis 86 einschließlich führte» zu keiner Eriuncrmig, und der 8 87 nur insofern, als das
Wort „Lagcrbücher,"wic oben schon gesagt, besser durch die Bc»c»nuug „Cataster" ersetzt wird, welches bei dem

3 88 ebenfalls Anwendung findet, so daß in der erste» Zeile an die Stelle des Wortes:
„Haupt- Lagcrbnch," die Veneuiimig: „Latasterbücher"

tritt. Außerdem kann der Schlußsatz dieses 8 ausfallen, weil die Bürgermeisterei-Cataster keiner Zusam¬
mensetzung zu einem Hauptlagerbnch bedürfen.

In dem 8 89 sind nach derselben Erläntcrnng die Worte:
„sowohl in dem Haupt- als in dem Vürgcrmeistcrci-Lagerbnchc gleichzeitig"

überflüssig, so wie es in dem
8 90 Eingangs lauten muß:

„damit aber immer vollkommene Uebereinstimmung zwischen dem Eataster-Ercmplar der Direk¬
tion und dem dco Bürgermeisters erhalten werde, muß „letzterer,, statt a» dieser Stelle stehende»
Worte „jeder Bürgermeister w." uud am Schlüsse statt „iu das Hauptlagerbuch" „in das bei
der Direction beruhende Cataster."

Die 88 9l, 92, 93 sind bereits früher erlediget.
Der 8 94 hat darin eine Aenderung zn erleiden, daß die Heberollen nicht von dem Bürgermeister,

sondern bei der Socictäts-Direetion selbst gefertigct werden, wie es seither bereits immer geschehen ist;
er wird demnach zu lauten haben:

„Zu EinHebung der Feuer - Socictäts - Beiträge erhält jeder Elementar-Steuer - ErHeber eine
besondere Heberolle. Diese wird bei der Dircction für jede» Hebcbezirk angefertigt und durch
die Vermittelung der Landräthe und Bürgermeister den resp. Erheben, zugestellt."

Die 88 95 bis 103 iuclusive geben zu keinen Vemerkungcu Veraulassnug und iu
8 104 fand sich nu>- z» ändern, daß das Soll der ordentlichen Beiträge nicht füglich durch die

Heberollen selbst, sondern nach der bisherigen Ucblichleit besser durch ein „das Resultat der Heberollen
darstcllcudcs Attest der Directiou" justisizirt werden könne, mit welcher Aenderung dieser 8 ebenfalls
beizubehalten wäre.

Die unveränderte Beibehaltung der folgenden §8 405 bis 109 einschließlich unterliegt keinem
Bedenken, nur würde in dem zweiten Satze des letzteren Z zuzusetzen sein:

„Die Bürgermeister an dem Wohnorte des Erheb crs,"
weil die Empfangobczirke oft mehrere Bürgermeistereien umfassen, die Revision füglich aber nur von dem
Bürgermeister an dem Orte des Casscn-Veamtcn ausgehen kann.

11
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Eine Einwendung war eben wenig gegen 88 110 bis 112 so wie gegen ZK 121 bis 125 einschließlich
zu machen, während die zwischenlicgeudenZZ 113 bis 120, welche über das, durch anderweite Vorschläge
beseitigte schiedsrichtliche Verfahren handeln, nicht weiter erforderlich zu erachten sind.

Endlich wurde noch für zweckmäßigerkannt, die proponirtcn kleinern Nedactions« Veränderungen
der vermehrten Deutlichkeit wegen in einem Ercmplarc des bisherigen Reglements selbst einzutragen und
dasselbe dem gegenwärtigen Referate als Anlage beizufügen.

Ausschuß spricht schließlich unter Anerkennung der umsichtigenund pflichttreuenLeitung der Societät
seine aus sorgsamer Prüfung und Berathung aller Verhältnisse des Instituts bervorgegangencAnsicht dahin
aus: daß dasselbedes Vertrauens und der Theilnahme der Provinz durchaus werth, und gehoben von
diesem Vertrauen und begünstiget von einer ungeschmälertenTheilnahme völlig im Stande sei, mit Hülfe
der beantragten Reformen dem ihm gesteckten Ziele mit Erfolg nachzustreben.

Düsseldorf, den 21. Octobcr 1851.
Der Vorsitzende: Der Referent:
gez. von Elz. gez. W. von Euncrn.

Freih. Naitz von Frentz-Garrath.
„ L. Wagner.
„ Neunerd t.
„ Vudde.
„ Veemelmanns.
„ Johann p.
„ von Coels.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster,
Allergnädigster König und Herr!

5 Wiederherstelln»«des Euer Königlichen Majestät erlauben sich die treu gehorsamstenStände der Nhcinprovinz über
Kreise/ Mctlmcm» >>" Ne- ^ Wiederherstellungdes ehemaligen Kreises Mett m ann, im Regierungsbezirk Düsseldorf,
gieningzbezntDüsseldorf. ^^ ^ hierdurch unterthänigst bei Attcrhöchstdcnselbenerbitten, Folgendes vorzutragen.

Die Verordnung wegen verbesserter Einrichtung der Provinziell-Behörden vom 30. April 1815
erkennt die Unvereinbarkeit der größeren Städte mit den kleinernOrtschaftenzn einem Kreise mit den Worten:

daß alle ansehnlichen Städte mit derjenigen Umgebnng die mit ihren städtischenVerhältnissen
in wesentlicher Berührung stehen, eigene Kreise bilden sollen.

In Folge dieses gewiß vollkommen richtigenGrundsatzes wurde im Jahre 1816 bei der Krciseinthei-
luna der Kreio Elberfeld aus den Bürgermeistereien Elbcrfcld und Barmen und der Kreis Mett¬
mann, aus den Bürgermeistereien Met tmann, Haan,Hardenberg, Velbert u. Wülsrath gebildet.

Im Jahre 1819 wurde die damals 4280 Seelen zählendeGemeinde Kronenbcrg von dem Kreise
Solingen getrennt und mit dem Elberfeld er Kreise vereinigt.

Im Jahre 1820 wurde dem Landrath des Kreises Elberfeld, weil der Landrath des Kreises
Mettman» «. von Ritz sein Amt niederlegte, die Verwaltung des letztgcdachtcnKreises interimistisch
mit übertragen. Diesem Interimisticum folgte bald die definitive Vereinigung des Kreises Mettmann
mit dem Kreise Elberfeld, indem durch AllerhöchsteKabinetsOrdre vom 24. September 1820 geneh¬
migt wurde:

daß der Kreis Mettmann mit dem Elberfeld er Kreise unter der Verwaltung des Grafen
von Scussel vereinigt werde.
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Der Kreis Mcttmann aus den oben angeführten Bürgermeistereien bestehend, zählte damals eine
Bevölkerung von 28,085 Seelen.^

Die Bewohner Mcttmann's, als die zunächst dabei intcressirten ertrugen stillschweigend den harten
Schlag, weil sie in der großen Frequenz der Du sseldorf er-Elbcrfclder Straße damals Ersatz für
alle Verluste fanden, welche reiche Nahrungsquclle aber seitdem durch die Anlage der Eisenbahn gänzlich
versiegt ist. Die andern Krciobewohner widersprachen so wenig, wie die Bewohner des Kreises Elbcrfcld
dieser Vereinigung, was weniger auffällt, wenn man erwägt, daß zu jener Zeit die Bcvölkcruugs-
Verhältnisse im Kreise, zwischen den industriellenStadt- und den Landbewohnern ziemlich im Gleichgewicht
standen.

Die Bevölkerung der vorzugsweise ländlichen Bürgermeistereien mit Einschluß der bereits zum
Kreise Elberfcld gehörenden Gemeinde Cronenberg betrug über 32000 Seelen, während jene der
beiden Gemeinden Elbcrfeld und Barmen des ursprünglichenKrcisco El b er selb 39000 Seelen zählte.

Seit dieser Zeit hat sich aber das Verhältniß ganz verändert. Der großartigste Aufschwung der
Industrie in Elbcrfcld und Barmen hat deren Bevölkerung in den letzten 31 Jahren auf die außer¬
ordentliche Höhe von mehr als 84000 Seelen gesteigert, während dieselbe gegenwärtig in dem ehemaligen
Kreise Mettmann und ocr Bürgermeisterei Eroncnberg 43,408 Seelen beträgt.

Die Contingcntirung der Klassensteuerim Jahre 1829 machte zuerst die Wirkung der stattgefuudcncn
Vereinigung den Bewohnern des ehemaligenKreises Mett mann fühlbar, indem der Kreis Elberfcld'
wegen der damals in den Städten Elbcrfeld und Barmen sehr blübcndcn Industrie von allen andern
als der Sitz des Reichthums betrachtet wurde. Selbstredend wurde dadnrch der Kreis bei der Bezirks-
Eontingcntirnng besonders bedacht; die ganz außcrordcutlichc Zunahme der Bevölkerung steigerte das
Krcis-Contingcnt zudem zu einer gegen andere Kreise unvcrhältnißmäßigcu Höhe.

Die erstauulichc Vermehrung der Fabrik-Arbeiter aber war oft die Ursache, daß bei den häusig
eingetretenen Stockungen der Fabriken die Armuth um sich griff. Das Contingcnt lastete unter solchen
Umständen fast nur auf den Reichen beider Städte, die aber gesetzlichnur bis zu einer gewissen Höhe
herangezogen werden konnten. Diesen Ucbelstand mußten die Landgemeinden um so mehr mit empfinden,
weil der Mittelstand in Elberfcld nnd Barmen vcrhältnißmäßig von geringer Bedeutung ist, uud
die Steucr-Lontingcntc der Landgemeindennach dem Maaßstabe des Kreis-ContingcntS bemessen, eine
Höhe erreichten, welche mit der Besteuerung in andern weit wohlhabenderen Landgemeindenin gar keinem
Verhältniß stand.

Durch die bereits angeführte neue Stcuergefctzgebuug ist die Contingcntirung der Klassensteuerin
der Nhcinprovinz zwar beseitigt, es droht den Bewohnern der Landgemeindenaber eine neue Gefahr durch
Einführung der Kreisordnung vom 11. März 1850, indem nach den Grundsätzen derselben eine ganz
unverhältnißmäßigc Vertretung stattfinden würde, da Elberfcld nnd Barmen '/-, die sämmtlichen
Landgemeinden aber nur '/, der Kreis-Abgeordneten zu entsendenhaben.

Die neue Krcis-Ordunng aber legt der Krcisvcrtrctung so bedeutende Befugnissezu, daß der Kreis-
Verband nur solche Gemeinden in sich begreifen darf, deren Interessen möglichst dieselben sind. Sind aber
die Interessen so auseinander gehend, wie dies in den großen Indnstric-Städten und den vorzugsweise
Ackerbau treibenden Gemeinden der Fall ist, so ist eine gedeihlicheEntwickelungeines gemeinsamenLebens
in der Krciscorporation nicht zu hoffen.

Zu wiederholten Malen haben die Vertreter der LandgemeindenMcttmann, H aan, Harden-
berg, Vclbcrt und Wülfrath iu dcu letzten Jahren die Wiederherstellung des ehemaligenLandkreises
Mettmann bei den Behörden nachgesucht. Es ist ihnen aber diese Bitte abgeschlagenworden, zuletzt
"och unter dem 25, Juni 1851 durch den Königlichen Minister des Innern von Westphalcn Erccllcnz,
und sind dafür als Motive angeführt, daß nach Artikel 3 der Kreis-, Bezirks- und Provinzial-Ordnung
vom 11.März v.J. Verändcruugc» der gegenwärtigen Kreisgrenzen nur durch ei» Gesetz erfolgen können,

11"
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die Erörterung der Frage, ob zu einem solchen Gesetze in einem bestimmten Falle hinreichende Veranlassung
obwalte, grundsätzlichso lange ausgesetzt bleiben müsse, bis die Organisation der neuen Kreis-Ordnuug
vollständig beendigt sei, in soweit nicht besonders wichtige uud dringliche Verhältnisse
eine Abweichung von der Regel erheischen.

Dieser von dem Herrn Minister Erretten?, am Schlüsse angeführte Ausuahmc-Fall liegt aber hier
in der dringendsten Weise vor, da mcht allein die Interessen der Stadlgcmeindeu Elbcrfeld und
Barmen mit denjenigen der in Ncde stehendenLandgemeinden Mettmann u. s. w. in einem Kreis¬
verbande ganz unvereinbar sind, sondern auch die Bevölkerung icnes letzteren Theiles mit einer ländlichen
Einwohnerschaft von 43,408 Seelen vielmehr als hinreichend ist, um einen eigenen gesonderten Kreis zu
bilden, welchemauch nach den Vorlage» zur Feststellungder Wahlbezirke für die Wahl der Abgeordneten
zur zweite» Kammer einen besonderen Vertreter erhält.

Somit erlauben sich die treu gehorsamsten Stände der Nheinprovinz Euer Königlichen Majestät
allerunterthäniqst hiermit die Bitte zu stellen:

Allerhöchstdiesclbcnwolle» zu bestimmengeruhen, daß der ehemaligeKreis Mettmann wieder¬
hergestellt und von den, Kreise Elberfcld in der Weise abgetrennt werden möge, daß die
Bürgermeisterei Lroncnbcrg mit dem neuen Kreise Mett mann vereinigt bleibt.

In allcrticfstcr Ehrfurcht ersterben
Guev Königlichen Majestät

treu gehorsamste Stände der Nheinprovinz.
Düsseldorf, den 25. Octobcr 1851.

Allcrdurchlauchtigster, Grostmächtigster König!
Allcvgnädigstcr König und Herr!

<>.Verwendungdes Gruno- >^ncr Königliche Majestät liabc» geruht, de» zur diesmaligen Wahrnchmuug der Provinzial-
ste,,e>-Deckungs-Feuds.Vertretung bernfcnc» RheinischenProvinzialstäude» die vollständige,! und dctaillirtcu Nach-

wcisnngcn der KöniglichenNegierungen unserer Provinz über die Verwendung des Gruudstciicr-Deckungs-
Fonbs in den Jahren 1845 bis !»<>!. 1850 Allergnädigst vorlegen zu lassen und hat daraus die Ver¬
sammlung die Ueberzeugung gewonnen, daß die Nachlässe nnd Unterstützungenzwar übereinstimmend, mit
den im Allerhöchste»Gesetz vom 21. Januar 1839 und der demselben beigefügte» Geschäftsauwcisuug auf¬
gestellten Grundsätzen, jedoch mit zu großer Sparsamlcit, bewilligt worden sind.

Die Provinzial-Vertrctung hat sich ans den vorgelegte» Nachweisnngcn wiederholt überzeugt, daß
die Bildung dieses Fonds, eine große Wohlthat für die ärmeren Grnndsteucrpstichtigcn ist und dadurch
Gelegenheit geboten wird, die traurigen Folgen unverschuldeter und durch die Elemente herbeigeführter
Unglückofällcabzuwenden.

Euer Königlichen Majestät treu gehorsamste Stände fühlen sich daher durch das Vorhandensein
dieses durch das AllerhöchsteGrundsteuer-Gesetz gebotenen Mittels zur Unterstützung»„glücklicherBeschä¬
digter zu tiefste» Da»ke verpflichtet, »»d bitten allenmterthänigst, Allerhöchst Dieselbe» wolle» i» Erwäguug
daß die Bestände ausreichend vorhanden uud iu dc» letzten sechs Jahre» noch vermehrt worden sind, zu
befehlen geruhen, daß die Vcrwaltnngobehöroen nicht allein die Nachlässeund Unterstützungen in der bis¬
herigen Weise, »ach Anleitung des Allerhöchste» Gesetzes, gewähre», soudcru dabei auch iu reicheremMaaße
verfahre» mögen.

In tiefster Ehrfnrcht ersterben
Euer Königlichen Majestät

treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Walwnchmung
der Provmzial-Vcrtrctling berufenen Versammlung.

Düsseldorf, den 27. October 1851.
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Allerdurchlauchtigster, Grostmächtigstev König!
Allergnädigstcr König und Herr!

Sicherheit der Personen und des Eigenthums, diese großen Zwecke der bürgerlichen Gesell- 7. Gewährung einer <m-
schaft sind es, deren Rechtsschutz jeder Unterthan von der Staatsrcgicruug zu fordern bercch- gemessene» Eotschädiginig
tig! ist. Im Dränge stürmischerEreignisse, deren traurigen Folgen noch lange fühlbar sein ^"' ^ '-""fbel'imgdes
werden, hat ein nur allgemeine Eiaatsumwälzuugcn und die Herrschaft der Gesetzlosigkeit
begleitender Eingriff in das Hciligthum wohl erworbener Privatrcchtc stattgefunden, die eine baldige
Beseitigung dringend erheischt.

Durch Beschluß vom Ltcn October 1848 hat die damalige National-Versammlung die unentgcld-
liche Aufhebung des Iagdrechts verfügt. Die Jagd ist auf der rechte» Nheinseitc ein Eigenthum, welches
vielfach ciueu Gegenstand des Verkehrs bildet. — Die Iagdbcrechtigten haben die Jagd wie jedes andere
Eigenthum, durch Kauf oder Erbschaft an sich gebracht, denen man einen Theil ihres Vermögens entzieht,
wenn man ibnc» das Iagdrccht und das damit verbundene Einkommen entzieht.

Euer Königliche Majestät haben auch bereits mittelst Allerhöchsten Labincts-Ordrc vom 31. October
1848 eine Gesetzvorlage wegen Entschädigung der Iagdbcrcchtigtcu in Aussichtzu stellen geruht.

Unter diesen Umständen erkennen die ehrerbietigst unterzeichnetenStände der Nheinprovinz in der
Aufhebung des Iagdrechto ohne Entschädigung eine offenbare Verletzung des Eigenthnmrcchts und damit
eine Vcrletznug des Z 9 der Verfassung an.

Die Provinzial-Vertrctuug versieht sich zur Gerechtigkeit einer hohen Staatsrcgicrung, daß sie ans
dem Wcgc der Gesetzgebung billige Ausgleichung des stattgehabten Unrechts anstreben und dabei den
Gesichtspunktfesthalten werde, daß denjenigen, welche darunter gelitten, von denjenigen, welche dabei
gewonnen haben, eine angemesseneEntschädigung gewährt werde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben
Guer Königlichen Majestät

treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung
der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.

Düsseldorf, den 29, October 1851.

^le z^

Allerdurchlauchtigstcr, Grosimächtigster König!
Allergnädigstcr König und Herr!

zur diesmaligen Wahrung der Provinzial-Intcressen berufenen Provinzial-Stände der 8, Eiinühnuig barmher-
Nhein-Pvevinz wagen es, eine Bitte am Throne Euer Majestät ehrerbietigst niederzulegen.^

Schon der VlII, Provinzial-Landtag hat in seiner Sitzung vom 14. März 1845 ' "'
beschlossen, die Einführung von barmherzigen Schwestern im Laudarmcnhaus zn Trier, znr Uebernahme
b" Occonomic und der Verpflegung der Kranken jener Anstalt zu befürworte!!, wollte aber darüber
Bericht der Eommission erwarten; der Landtag kam nicht mehr zusammen, und so blieb die Sache auf
sieh beruhen.

Es wird aber mit jedem Tage das Bedürfniß, eine bessere Pflege der Kranken und strengere Beauf¬
sichtigungder Hcinslingc, nicht weniger von Geld-Ersparnissen und Raum-Gewinnung an jener Anstalt
dingender, beiden Zwecken könnte auf gleiche Weise durch Einführung der barmherzigenSchwestern abge¬
holfen werden.

Es würde an Geld und Nanm die Besoldung und Wohnung von zwei und dreißig, meist verhci-
wlhctcn Beamten gewonnen, und eine dem Zwecke der Anstalt mehr entsprechendeEinrichtung in jeder
Beziehung möglichwerden.
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Diese Gründe werben hinreichen, bei Euer Königlichen Majestät die allcruntcrthänigstc Bitte zu
rechtfertigen:

„die Einführung barmherziger Schwestern im Landarmcnhanse zu Trier, Behufs Uebernahme
der Pflege und der innern Occonomie, »ntcr Fortbcstand der bisherigen Vcrwaltungs-Kommis-
sion so wie der Funktionen des Dircctors Allergnädigst befehlen zu wollen." —

In tiefster Ehrfurcht ersterben
Eurer Königlichen Majestät

treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung

der Provinziell-Vertretung berufenen Versammlung.

Der L a n d ca g ö - M a 'rsch al l.

Düsseldorf, den 29. October 1851.

Allerdurchlauchtigster König,

Allcrgnädigster König und Herr!

m <!>' 5' IM« ^"^ Majestät getreue Provinzial-Ständc der Nheinprovinz glauben die in vielen Gegenden
dadurch'die Vnfass.n'q der Provinz laut gewordenen Stimmen
verheismm,Uitten'ichlöge- über die ungleiche Besoldung der Lehrer und über die Schwierigkeiten, die sich bei
sei,,cs zur Veseicic,,,,!« der h^ Aufbringung des Schulgeldes herausstellen,
imsslciche» Besoldungder ^.^^ ^h^.^^-c,, z« dürfen und die Beschwerden derselben, insofern sie gerecht sind, an den
3tt^ei'A>!ft!rmg!m7^ Stufen des Thrones Eurer Majestät, im Vertrauen auf die väterliche Fürsorge, der sich
Sch„igeldcs. unsere Provinz bisher zu erfreuen, alleruntcrthänigst niederlegen zu müssen.

Seit der Einführung der neuen Gemeinde-Ordnung ist nicht mehr nach allgemeinen und festen
Grundsätzen bei Aufbringung dieses Schulgeldes verfahren worden.

In mehreren Gemeinden wurde dasselbe, in Erwartung des durch die Verfassung verheißenen
Unlcrrichts-Gesctzes, einstweilen noch nach der bisher übliche,, und eingeführten Weise aufgebracht; in
andern dagegen theils auf Klassen- und Grundsteuer, theils auf Klassen resp. Einkommensteuerveranschlagt.
Von manchen Gemcinderäthen wurden zur Beibringung des Schulgeldes Beschlüssegefaßt, deren Aus¬
führung namentlich für die unbemittelte Klasse, sehr drückenderscheinen mußten; so ist ein Fall vorge¬
kommen/daß in einer Gemeinde in der Absicht, die weniger bemittelte Klasse zn begünstigen, 50°/„, also
die Hälfte der Klassensteuerals Schulstcncr in Vorschlag gebracht wurde, es außer Acht lassend, daß es
manchem Unbemittelten, den das Schamgefühl zurückhält, Armen-Unterstützungin Anspruch zu nehmen,
eine Last ist, zumal wenn er keine schulpflichtigenKinder hat, neben den anderen Steuern noch zur für
ihn hohen Schulstcuer herangezogen zu werden.

Dieser Mangel einer bestimmten Norm in Schulangelcgcnheiten hat der Willkür zu viel Spielraum
gelasseuund ist derselbe bald mehr, bald weniger hervorgetreten und dadurch mir zu oft der untern Klasse
fühlbar geworden.

Allcrgnädigster König!

Wir erachten es daher zur Gewinnung einer festen Grundlage, nach welcher das Gehalt der Lehrer
zu erheben und festzustellen sei, als wünschenswerth, daß ein Gesetz dieses bestimmenmöge und daß durch
dasselbeunter Berücksichtigung der subjectivenFähigkeiten, des Dienstaltcrs, der Zahl der zu Unterrichtenden,
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als auch der örtlichen Verhältnisse, in Bezug auf Theuerung oder Wohlfeilhcit der Lcbensnu'ttcl und der
Wohnung, insofern keine Dienstwohnung vorhanden sein sollte, die Lehrer resp. Elementar-Lchrcr ein im
Verhältniß möglichstgleichförmiges Gehalt erzielt werden könnte, und erlauben uns daher die allcrunter-
thänigste Bitte:

Euer Königliche Majestät wollen allcrgnädigst gcruheu, das durch die Verfassung verheißene
Untcrrichts-Gcsetzrecht bald erscheinenuud in Kraft treten zu lassen.

Wir ersterben in allerticfster Ehrfurcht

Eurer Königlichen Majestät

treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung
der ProvinziabVertretlmg berufenen Versammlung.

Düsseldorf, den 29. October 1851.

AUerdurchlauchtigster, Großmächtigster König,
Allergnädigster König und Herr!

>3uer königlichen Majestät erlauben sich ganz unterthänigst die treu gehorsamstenStände der 19. Überweisung einer
Nhcinprovinz eine Bitte, im Interesse der von den Zeitvcrhältnisscn sehr bedrohten und unter kastniirtenGariiift» von
der Fremdherrschaft vorzüglich blühend gewesenen Stadt Malme dp, im Regierungsbezirk > Nataillu» <m die Stadt
Aachen, hiermit ehrerbietigst vorzutragen und der Königlichen Fürsorge angelegentlichstzu ^"""^'
empfehlen.

Malmedp im eigentlichstenSinne eine Stadt der Industrie, gelegen in einer Gegend, welche durch
die Verhältnisse ihres Bodens nicht sehr begünstigt ist, war ehemals eine Stadt, in welcher die Fabrikation
des Sohlledcrs so großartig und anogczeichnctbetrieben wurde, wie solches wohl an keinemandern Punkte
der Preußischen Monarchie der Fall sein dürfte. Das wichtigste Material zu dieser Fabrikation ist bekannt¬
lich die Lohe, welche aus dem Auslande bezogen werden muß. Die Lohe kömmt vorzüglich ans dem
Luxemburgische» Gebiete, und ist dabei ein Product, welches seines Gewichtes wegen einen weiten Trans¬
port ohne bcdentcndc Verthcurung nicht tragen kann. Seitdem aber das Gebiet von Luxemburg iu de>t
deutschen Zollverein eingeschlossen ist, sind die Lurcmbnrger in den Stand gesetzt, ihre Sohlledcr-Waaren
Weit wohlfeiler auf den Markt von ganz Deutschland zu bringen; sie verarbeiten daher selbst die Lohe,
welche sie weit wohlfeiler haben können, als die Fabrikanten von Malme dp. Alle Anstrengungender
letzter», ihre Indnstrie durch die Darstellung der vorzüglichstenWaaren zu heben, bleiben gegen den
Einfluß solcher äußer» Konjunctnren völlig fruchtlos, und die Industrie von Malme dp ist daher gegen
früher auf ein Minimum beschränkt. Unter der Fremdherrschaft hatte Malmedp das Glück, Hauptort
eines Arrondissemcntszu sein und gcuof, daher alle damit verbundenenVortheile; es war nämlich der Sitz
eines Untcr-Präfecten, eines Instanz-Gerichts, Hppotheken-Büreaus u. s. w. Jetzt ist es dagegen nur
»och der Sitz eines landräthlichcu Amtes.

Durch diese Verhältnisse ist das Vermögen in Malmedp nach und nach bedeutend hernntcrgc-
sunken; von seinem vorigen Wohlstande dürfte kaum mehr als ein Drittel vorhanden sein; die reichern
Eigenthümer verlassen die Stadt nnd siedeln sich in Belgien und Frankreich an, wo sie ihre Geldmittel
besser benutzenkönnen.

Jetzt verlautet es befürchtungsvoll, daß die Stadt auch den Landwehr-Stamm, den sie bisher in
ihren Mauern besaß, verlieren soll.

Eine in Malmedp einkascrnirte Garnison von einem Bataillon Soldaten würde aber wesentlich
dazu beitragen könne», die versiegten Nahrungs-Quellen von Malmedp wieder zu hcbeu. Die dazu
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nöthigen Räume möchten leicht zu beschaffen sein. Wen» das Staatseigcnthümliche Local des Landwehr-
Arsenals geräumt wird, so steht dieses schon zu solchemZwecke zur Disposition, und würde solches nicht
räumlich ausreichen, so könnte eine ehemalige Tuchfabrik, welche ganz unbenutzt ist, leicht und billig ange¬
kauft werden. Der Eine Stunde von Malmcdv gelegene große »ärcrzirplatz, von Wohnungen entfernt,
ist zum Schießen mit Ziindnadcl-Gcwchrcn besonders geeignet.

Die Lage von Malmed», nahe der Grenze des Auslandes, dürfte vielleicht noch besonders dazu
auffordern, der Stadt eine ständige Garnison zu verleihen; zumal da sich die Einwobncrschaft unter allen
Verhältnissen durch eine hervorragende Anhänglichkeit an das Preußische Herrscherhaus bewährt hat, wel¬
ches um so mehr Anerkennung verdienen könnte, als dieselbe nach Stamm und Zunge dem nahen Aus»
lande näher verwandt ist. ES ist ebenso Thatsache, daß die Bewohner znc Zeit der belgischen Revolution
insgesammt ausgerückt sind, um die bedrohte Grenze zu besetzen und männlich das Zeughaus der Land¬
wehr zu vertheidigen, als daß sie in dem unheilschwangcrcnJahre 1848 durch ihr ruhiges und muster¬
haftes Benehmen, dnrch Festhalten an König nnd Vaterland sich ächt patriotisch bewährt haben.

Somit erlauben sich die trcuuutcrthänigstcn Stände der Ndcinprooinz bei Euer Königl. Majestät
die angelegentlichsteBitte zu stellen:

Allcrhöchstdiesclbcn mögen in huldreichst laudcsvätcrlichcr Fürsorge zu verordnen gcrnhen, daß
der Stadt Malmedv eine cinkascrnirtc Garnison von Einem Bataillon zu Theil werde.

In allerticfstcr Ehrfurcht ersterben

Euer Königlichen Majestät

treu gehorsamste Stände der Rhein-Provinz.
Düsseldorf, den 29. October 1851. ,

Allcrdurchlauchtigster, Grostmächtigster König,
Allcrgnädigstev König und Herr!

ii. VerhütünavonVer- ^ie zur Provinzial-Vertrctung interimistischversammelten Stände haben den vom Gewerbe-
»„treuungcn bei dem Handel rathe zn Hückes wagen an dieselben gestellten Antrag: „zur Verhütung der Veruntrenung
mit Abfalle v°» Gcnii-C»-von Abfällen in den Fabriken," einer gehörigen Prüfnng unterworfen, und stimmen damit
de„ nnd Dräuen. übcrcin, wie nöthig es ist ein Gesetz zu erwirken, wodurch dem immer mehr um sich greifenden

Verfalle der Moralität der Arbeiter und den bedeutenden Nachtheilen der Arbeitgeber vorgebeugt werde,
und iudcm dieselbe die hierauf bezüglichenMaterialien untcrthänigst beifügen, wagen sie zugleich die ganz
gehorsamsteBitte:

Euer Königlichen Majestät wollen Allergnädigst geruhen, das Siaatsmiuistcrium zu beauf¬
tragen, daß die Polizei-Behörde angewiesen werde, auf alle diejenigen, welchemit Abfällenund
allen augenscheinlichin den Fabriken begriffenen Gegenständen von Seide, Wolle, Baumwolle
nnd Leinen handeln, ein wachsames Auge zu halten und fortan diesen Handel der polizeilichen
Erlaubniß zu uuterwcrfcn.

In tiefster Ehrfurcht ersterben
Euer Königlichen Majestät

treu gehorsamsteStände der Nhcmprovmz.
Düsseldorf, den 30. October 1851.
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AUerdurchlauchtigster, Großmächtigster,
Allergnädigster König und Herr!

>>-uer KöniglicheMajestät erlauben sich die tteu gehorsamstenStände der Nheinprovinz aller- 12. Ausscheidung tes
untcrthänigst Folgendes zn berichten: Vi»gerStadtw«!dsausde,il

' Die Stadt Vingen hat ein Gesuch, das wir beizulegen nicht ermangeln an uns ^'^^^'
Proviuzial-Stände gerichtet: bei Euer Königlichen Maicstat zu befürworten, daß es chr
ermöglicht werde, mit ihrem im Königreich Preußen bclegcnen Gcmcindewalde aus dem seitherigen
Gemeinde-Verbände von Weiler auszuscheiden.

Die gehorsamst unterfertigten Stände haben, nachdemsie von dem Inhalte der Petition Kenntniß
genommen, allerdings die Ueberzeugunggewonnen, daß der Stadt Vingen durch Belassung ihres jetzigen
Verhältnisses zu Weiler nicht allein fortwährend ein unberechenbarer materieller Nachtheil erwachsen,
sondern auch ein großes Unrecht zugefügt werden würde. Demzufolge beantragen die treu gehorsamsten
Stände:

Euer Königliche Majestät wollen geruhen, dem hohen Staats-Miuisterium zu befehlen, au die
Kammern eine Vorlage zu machen, wodurch der 8 1 des bestehendenGemeindegcsctzesfür den
vorliegenden Fall suspeudirt und die Ausscheidungdes Binger Stadtwaldes aus dem Gemeinde.
Verbände mit Weiler ermöglicht werde. —

In tiefster Ehrfurcht ersterben
Guer Königlichen Majestät

treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung
der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.

Düsseldorf, de» 30. October 1851.

An

Hohen Provinzial - «andtag der Provinz Nheinpreußen.
Betreffend:

Gesuch der Stadt Gingen als Eigenthümerin der ihr gehörenden, im Königlich Preußischen
Kreise Crcuzn ach gelegenen Waldfläche von 6920 Morgen mit WohnstHtten um Ausscheidung

aus dem seitherigen Gemeinde-Verbände mit Weiler.

Bis zum Jahre 1816 hat die Stadt Gingen und ihre Gemarkung ein Ganzes gebildet. Die damals
erfolgte politische Eintheilung Deutschlands hat den Nahestuß zur Greuze zwischen dem Komgre.ch Preußen
und dem Großherzoglhum Hessen gemacht. Dadurch sind «Ire-, 7500 Morgen, also etwa /« der ganzen
ehemaligen Gemarkung Vingen in die Grenzen des Königreichs Preußen gefallen.

Zu jener Zeit wurde in Ermangelung gesetzlicher Bestimmungen über das Oememdewesen- ohne
Zustimmung der Vertreter der Stadt Vingen, einstweilen festgesetzt, baß der preuß.sche The.l der
Gemarkung Vingen hinsichtlich seiner Gemeinde-Verhältnisse der Dorfschaft Weiler zugerechnetwerde.
Daraus entstand das eigenthümlicheVerhältniß, daß von der Grundfläche der auf dlese Weise neu gebil¬
deten Gemarkung Weiler etwa ^. also mehr als die Hälfte Eigenthum einer außerhalb des Preußischen
Staates gelegenen Corporation ist. «> ^ ,

Wir haben fortwährend in der Hoffnung gelebt, daß dieses, wie aus Nachfolgendem ersichtlich,
für uns so drückendeVerhältniß baldigst gesetzlich geordnet werden würde. Wir haben deßhalb die Maaß-
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regeln, welche die Königliche Regierung zur Ordnung der Gemeinde-Verhältnisse schon seit Jahren zu
treffe» bemüht war, mit dem größten Interesse verfolgt. Um so lebhafter war unser Bedauern, daß der
Inhalt des Gemeinde-Gesetzes vom 11. März 1850 diesen Hoffnungen nicht entsprach, indem wir ans
demselben eine unzweifelhafte Abhülfe für die schon so lange auf uns lastenden Nachtheile herzuleiten nicht
vermögen.

Jetzt bietet uns das Zusammentreten des Hochvcrehrlichcn Provinzial-Landtages eine willkommene
Gelegenheit zur Geltcndmachung unserer lange verkümmerten Rechte dar; wir befinden uns nämlich in
derselben Lage, wie diejenigen, welchen durch das obenerwähnte Gemcinocgesetz die Berechtigung eine
eigene Gemeinde zu bilden, entzogen scheint. Die Nachtheile, welche diesen drohen, haben wir schon
seit 3 Dezennien getragen, ohne der Vortheile theilhaftig zu werden, welche diesen als preußische Staats¬
bürger zustanden und selbst jetzt noch als Gemeindeglieder zustehen würden.

Ohne hierfür jetzt die Nachtheile aufzuzählen, welche auch die Besitzer von P rivat grundstücken
in dem preußischen Theil der alten Gemarkung Bin gen seither durch dieses Verhältniß zur Gcmeinoe
Weiler erlitten habe», beschränken wir uns darauf, die übermäßige und ungerechte Belastung hervor¬
zuheben, welche die Stadt Bin gen als Besitzerin ihres Waldes zu trage» hat.

Obgleich dieser Wald von L920 Morgen und «ii»«!» 12 Stunden Umfang zwischen ä Bürgermei¬
stereien gelegen ist, so hat man ihn nicht etwa derjenigen Gemeinde zugetheilt, deren Gemarkung auf der
größte» Strecke dc» Wald begrenzt und so ziemlich den Mittelpunkt gebildet hätte, — wie dies bei Wald¬
algesheim der Fall ist, — sondern einer der kleinsten und ärmsten Dorfschafte», deren Feldmark nur
auf einer kleine» Strecke a» die südwestliche Ecke des Bingcr Waldes stößt.

Um nicht durch ei» Aufzähle» aller daraus für uns erwachsenen Uebclständc einen Hohen Landtag
zu ermüde», beschränken wir uns auf die Darlegung folgender Thalsache»:

1. Bis zum Jahre 1825 hatten wir bloo die auf dein Grundeigcnlhum haftende Staatsstcucr zu
entrichten. Um diese Zeit jedoch fühlte sich die Gemeinde Weiler versucht, sich zur Mitcigen-
tbümerin dieses, ihrem Gcmeinoeverbandc zugetheilten Waldes auszuwerfen, und begann des¬
halb mit uns einen Prozeß, den sie jedoch vor den Königlichen Preußischen Gerichten in allen
Instanzen verloren hat. — Nothwendige Folge hiervon war eine Masse von Prozeßkosten,
deren Deckung die Gemeinde Weiler selbst keine erhebliche Opfer kostete, weil sie die zu die¬
sem Zwecke nöthigen Communalumlagen größteuthcils auf die Grundsteuer repartirte, und wir
also für unsern gewonnenen Prozeß "/, der Kosten zu «ragen hatten.

Diese Fiuanzspeeulaiion war zu verlockend, als daß sich die Gemeinde Weiler bei
eine m Verlornen Prozesse hätte beruhigen wollen.

So cutstaudcn eine Kette chikanöscr Prozesse, in denen nun Ansprüche ans die verschieden¬
artigsten Berechtigungen erhoben wurden, die theils abgeurtheilt, theils noch in der Schwebe
sind, und bei der Fortdauer der seitherigen, für Weiler so günstige» Verhältnisse wohl nie
enden dürfte».

Dadurch wüchse» vo» Jahr zu Jahr die Communalumlagen zu einer erstaunlichen Höhe
heran, so daß wir im Jahre 1850 auf 783 Nthlr. Grundsteuer, 1063 Nthlr. Communalum¬
lagen zu bezahlen hatten, während diese von 1825 bis 1832 zusammen nur 885 Nthlr. oder
durchschnittlich jährlich nur 108 Nthlr. betrugen, von diesem Zeitpunkte an aber cillmählig bis
zum lOfcichen Betrage anwuchsen. —

Um klar in's Licht zu stellen, in welcher Weise die Gemeinde Weiler unser Eigenthum
zu ihrem Vortbeil auszubeuten sucht, mag folgende Thatsache, die Commcntars bedarf, dienen:

„Im Jahre 1795 wurde die damals zum Amte Bin gen gehörende Gemeinde Weiler
der hiesigen Pupilleukasse ein Kapital von 5000 fl. schuldig. Später im Jahre 1825 wurde
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diese Pnpillenmasse von der Stadt Viugen übernommen und den Berechtigten ihr Guthaben
aus der hiesigen Gcmcindckassc ausbezahlt." —

„Durch diese Rechtsübertragung war die Gemeinde Weiler für den oben genannten Be¬
trag nebst Zinsen Schuldnerin der Stadt Vingcn geworden; dieselbe verweigerte jedoch unter
nichtigen Ausflüchte!! nicht nur die Zahlung der Zinsen, sondern auch die Rückzahlung des
Kapitals. Nach langen vergeblichen Vcmühungen ans administratiucm Wege zn ihrem Rechte
zu gelangen, sah sich die Stadt Vingcn genöthigt, den Gerichtsweg zu betreten. Das
Königliche Landgericht zu Coblcnz verurthcillc die Gemeinde Weiler zur Bezahlung des
Kapitals und sämmtlicher erwachsenen Zinsen. Der Königliche Appell-Hof iu Köln, vor dessen
Forum die Sache alsdann dnrch die Gemeinde Weiler gebracht wurde, modisicirte das eben
angeführte laudgerichtlichc Urtheil dahin, daß die Stadt Bin gen die Zinsen von 14 Jähren
zu verlieren habe, weil sie zu der Zeit, als sie einer Erledigung dieser Streitsache auf admi¬
nistrativem Wege täglich entgegen sah, es unterlassen hatte, sich gegen die Verjährung der
Zinsen zu schützen. In Folge dieses Urtheils machte die Gemeinde Weiler ein Anlchn und
bezahlte der Stadt Vingcn im Jahr 184? jene Schuld mit 12,283 fl. 25 kr. aus. — Nicht
genug, daß der Stadt Vingcn die Böswilligkeit der Gcgenparthci den erheblichen Verlust
der Zinsen von 14 Jahren verursacht hatte, suchte sodann die Gemeinde Weiler sogar die
der Stadt Vingcn geleistete Zahlung dadurch größtcnthcils illusorisch zu machen, daß die zu
diesem Zwecke loutralurte Anleine auf dem Wege der Communalumlagen gedeckt werden soll,
wozu dann natürlich unser Wald wieder seine '/« beizusteuern hat, und zwar zu einer Schuld,
welche die Gemeinde Weiler schon 2l) Jahre früher lontrahirt hatte, ehe unser Wald :e. zu
dem Gemeinveverbandc von Weiler geschlagen wurdc."

„Gegen diese unerhörte Beeinträchtigung erhob die Stadt Vingcn Beschwerde bei der
Königlichen Regierung in Coblcnz, diese Behörde erklärte sich jedoch für incompcteut und
verwies die Stadt mit ihrer Beschwerde an das Königlich Preußische Ministerium."

„Die hohe Slaatsrcgierung verwies aber die Stadt an die Gerichte; allein das Kvnigl.
Landgericht zu Coblcnz, so wie der Königliche Appellhof zu Köln, bei welchen Gerichten
in Folge jener Verweisung die Sache anhängig gcmacht wurdc, crllärteu sich ebenfalls für
incompctent. Wenn nun nicht etwa der Stadt durch den Königlichen Revisions- und Cassations-
Hof zu Vcrliu die Möglichkeit gewährt wird, die ihr drohende Veeinlrächtiguug abzuwehren,
so ist sie in der eigenthümlichen Lage, einen, ehemaligen Schuldner, au den, sie ohnehin schon
namhafte Summen verloren hat, — von der mit unendlicher Mühe endlich erzwungenen Zah¬
lung ^ unter dem Namen Commnnalumlogen wieder zurückzahle,! zu müssen."

2. Für die großen 57pfcr, welche die Stadt Vingcn der Gemeinde Weiler, wie aus Vorstchcndcm
ersichtlich, alljährlich und aus den verschiedenste» Anlässen bringen muß, erwächst für unsere
Stadt auch nicht der geringste Voriheil, indem sie nach wie vor in dem im preußischen Gebiete
liegenden Theile der alten Gemarkung Wald- uud Feldhüter zu besolden nnd die Waldwege
aus eigenen Mitteln zu unterhallen hat, während für die Feldwege in diesen, Theil der Ge-
markunss fast nichts geschieht.

Dnrch diese unselige Einverleibung des größten Theils unserer alten Gemarkung in dem
Gemcindcverbaud von Weiler durch die, in Folge davon uns an den Hals geworfenen
endlosen Prozesse, deren Kosten wir ganz zu tragen haben, wenn wir unterliegen und doch noch
zu '/, tragen müssen, wcun wir obsiegen, ist uuscr GcmeindchcmslM so in Rückgang gekommen,
daß im laufenden Jahre zum erstenmale seit Mcnscheugedenkcn in der Stadt Bin gen zur Vcstrei«
tung der Gemeinde-Vedürfnisse zu Umlagen geschritten werden mußte, die bei der Fortdauer
der seitherigen Verhältnisse leicht in eben dem ungeheuerlichen Maaße anschwellen dürften, wie
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dieses bei der Gemeinde Weiler seither geschehen ist, wodurch nothwendig der völlige ökono¬
mische Nnin der Stadt herbeigeführt werden müßte.

Ist es selbstredend, baß wir als Grundeigenthümer im Preußischen Staate uns allen
gesetzlichen Anforderungen zu fügen haben, so können wir doch keinerlei rechtlicheVerpflichtung
anerkennen, ohne den geringsten Vortheil mit den auf unser Grundeigenthum gehäuften tasten
einer fremden Gemeinde aufzuhelfeu und uns selbst zu Grunde zu richten.

Wir erlauben uns daher an den bochverehrlichenLandtag das Gesuch zu richte»:
hochgencigtest zu beschließen, daß der Vinger Gemeinde-Wald mit den in denselben
gelegenen Wohnstätten aus dem seitherigen Gemeindcverbande ausgeschiedenund als
sclbstständige Gemeinde der Bürgermeisterei Waldalgesheim, Kreises Creuznach,
anerkannt oder, wenn einer solchen Stellung gesetzliche Hindernisseentgegenstehensollten,
die uns unbekannt sind, der Gemeinde Waldalgesheim einverleibt werden möge.

Gingen, den 5. October 1851.
Der großherzogliche Bürgermeister.

gez. G. HerteN.
Die Beigeordneten und die Gemcindcrathsmitglieder.

gez. Franz Hufnagel K Gons.

Separat-Votnm.

Die Unterzeichnetenerklären in Betreff des gestern vom hohen Provinzial-Landtage auf den Antrag
der Stadt Bin gen gefaßten Beschlusses: „daß der Gemeinde-Wald von Vingen aus dem Gemeinde-
Verband der Gemeinde Weiler ausgeschiedenwerden sollte," daß sie damit nicht einverstanden sind, und
zwar aus folgendem Grunde:

Die Stadt Vingeu ist für den Grundbesitz, welchen sie im Verbände von Weiler hat, auch
rechtlichverpflichtet, zu den Schulden der Gemeinde vcrhältnißmäßig beizutragen, gleichviel ob sie, die
Beschwerde führende Stadt, oder irgend ein dritterer Crcditor ist. Die Gemeinde Weiler könnte rninirt
werden, wenn es der Stadt Bingen gelänge, sich mit ihrem Grundbesitzeaus dem Gemeinde-Verband zu
entziehen.

Wenn das Verhältniß für die Stadt Bingen, worüber sie klagt, auch cm unangenehmes ist, so
ist es doch deshalb ganz gesetzlich, und es kann deshalb nach unserer Ansicht für diese ausschließlichkein
Ausnahme-Gesetzals gerechtfertigt angesehen werden.

Düsseldorf, den 31. October 1851.
gez. Trütschler.
„ Compes.
„ Dr. Wurzer.
„ Iungbluth.
„ Seulen.
„ Ch. Haan.
„ M. Bauer.
„ H. Philipsborn.
„ Fasbinder.
„ Moritz.
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Allerdurchlauchtigster König,
Allergnädigster König und Herr!

Euer KöniglicheMajestät haben auf die unterthänigste Bitte der getreuen Stände in dem 13. Erlaß einer allge-
Landtags-Abschicdevom 30. December 1843 Allcrgnädigst zu bestimmengeruht: meinen Wea^Orvining u»d

Daß der Finanzminister die nöthigen' Anordnungen treffen werde, daß solche ^
chaussccmäßigausgebaueten Kommunalwcge, welche im Zusammenhange mit an- Ablauf «0» 8 Jahren all«
deren Kunststraßcn gelegen sind und von dem Oberpräsidenten der Provinz in Lastfuhrwerk mit Radfelge»
Vorschlag gebracht worden, den Bestimmungen der Verordnung vom 17. März 1839 "»>' 4 3°« Breite versehe»
in Zukunft unterliegen, eine weiter gehende Ausdehnung der gedachten Verorduung >u» »»nie.
zu verfügen, zur Zeit noch Bedenken erregen müsse.

In dem Zeitraum von 8 Jahren ist nun überall zur Herstellung der Gemeindcwegeviele Arbeit
und vieles Geld verwendet, und fast alle Dorfstraßen sind mit festen Kiesbecken versehen worden. Aber
ebenso wie das Bestreben zur Verbesserung der Wege fast überall an den Tag getreten ist, so hat auch
die Erfahrung gelehrt, daß auch die gut ausgebauten Wege wieder schnell verderben, wenn solche mit
schmalenNadfelgen befahren und gleichfalls zerschnittenwerden, und dadurch die Gemeinden gezwungen
sind, fortwährend bedeutende Opfer zur Unterhaltung der Wege zu bringen.

Es hat sich aber so bewährt gefunden, baß der Gebrauch der breiten Radfelgen nicht nur für die
Wege, sondern auch für die Felder und Wiese» von großem Nutzen ist. Sowohl auf lockerem als auf
nassem Boden kann man mit breiten Nädcrn weit besser fortkommen als mit schmalen, und müssen Letztere
durch ihr tiefes EinschneidenLand und Wiesen verderben, wie sie auch eine größere Anstrengung des
Zugviehes erfordern.

Von den Vortheilen der breiten Nadfelgcn »st man setzt vollständig überzeug», die Auschaffungder
breiten Näder ist nicht erheblichtheurer als jene der schmalen, welches aber durch die größere Dauerhaf¬
tigkeit der Erster» sich wieder ausgleicht.

Die getreue, zur diesmaligen Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung berufene Versammlung
glaubt demnach, daß es jetzt an der Zeit sei, den Gemeinden, welche das dringende Bedürfniß guter
Kommunicalious-Wege erkennen und keine Opfer scheuen, die größten Schwierigkeiten zu überwinden,
dadurch zur Hülfe zu kommen, daß ihnen die fernere Unterhaltung der Straßen durch Untcrsagung des
Gebrauches schmaler Nadfelgen erleichtert werde, und wagt somit vertrauungsvoll an Euer Majestät die
unterthänigste Bitte zu richten:

1. die baldige Erlassung einer allgemeinen Wegeordnung Allergnädigst zu befehlen und
2. ein Gesetz zu erlassen, daß nach einem nach Ablauf von 8 Jahren festzusetzenden Termin, wo

alles Lastfuhrwerkmit Nadfelgen von 4 Zoll Breite auf allen Kommunal-Wegen verschen sein
müssen, bei Vermcidung der im Gesetze vom 17. März 1839 festgesetzten Strafe, und hiervon
nur für solche Gegenden Ausnahmen eintreten dürfen, wo die Unmöglichkeit oder Unzweck-
mäßigkcit von den Kreisständen nachgewiesenund solches durch den Königlichen Oberpräsidenten
wahr befunden wird.

Wir ersterben in tiefster Ehrfurcht
Euer Königlichen Majestät

treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung
der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.

Düsseldorf, den 30. October 1851.



c 94 )

Allerdnrchlauchtigster, (Oroßmächtigstcr,
AUergnädigstev König und Herr!

N. Ausbau einer aus dem ^)cr zur diesmaligen Wahrnehmung dcr Provinzial-Vertretung berufenen proviuzialständi-
Rhemlaude »ach dem Eil- s^,, Versammlung wurde ein Projeet, betreffend:
^"'^"^'"»ds führeiiden den Ausbau einer Eisenbahn von Elber selb durchs obere Wuppertbal über<.f'le»bahuund vorzugsweise
Berncksschtiguuades die Siegen nach Marburg ober Gießen führend zur Berathung und Begutachtung
Liuie durch das Wupper- unterbreitet.
iha! festhaltende» Projekts. Die Versammlung nahm diesen Gegenstand in reifliche Uebcrlegung, und indem sie

das Resultat ihrer Berathung in beiliegender Denkschrift untcrlhänigst zu überinachensich becbrt, spricht
sie die Bitte aus:

Allerhöchstdieselben wolle, mit Beseitigung des von dcr wcstphälischcu Provinzial-Versammlung
befürworteten Projectcs, eines Schienenwege«durchs Lcnnc-Thal nach Siegen und weiter,
welches dem Interesse dcr Rhcinprovinz durchaus entgegensteht, ein hohes Staatsministcrium
veranlassen, bei dem künftigen Ausbau einer aus dem Rhein-Lande nach dem Süden und dem
Herzen Deutschlands führenden Bahn, den, vorgelegten Projeet durchs Wupper- Thal, nach
vorhergegangener gründlicher Prüfung, die geeignete Beachtung zu widmen.

Wir ersterben in tiefster Ehrfnrcht

Euer Königlichen Majestät
treu gehorsamsteMitglieder dcr zur diesmaligen Wahrnehmung

dcr Provinzial? Vertretung berufenen Versammlung.
Der La ndtags- Marsch all.

Düsseldorf, den 30. Octobcr 1851.

Denkschrift ,

über ein, der zur Wahrnclmiung der Provinzial-Vertretung berufenen provinzialständischenVersammlung
dcr Nheinprovinz, von den, Abgeordneten Johann y eingebrachtes Projeet zur Begutachtung und Befür¬
wortung einer von Elbcrfcld durchs obere Wupper- Thal über Siegen laufenden, bei Marburg
oder Gießen in die Mai n -Weser- Bahn mündenden Eisenbahn.

Die zur diesmaligen Wahrnehmung dcr Provinzial - Vertretung berufene provinzialständische
Versammlung hat das Projeet einer Wuppcr-Sieg- bei Marburg oder Gießen in die Main-
Weser-Vahn mündenden Eisenbahn einer sorgfältigen Prüfung unterworfen — und beehrt sich »achfol¬
gendes Resultat der Berathung vorzulegen.

Es ist allgemein anerkannt, daß es für das Bestehen des Siegen er Bergbaues eine unerläßliche
Bedingung ist, durch billigere Beschaffung des Brennmaterials, gleich wie wohlfeilere Abfuhr des Pro¬
duktes, der Coucurrcnz des Auslandes und anderer Gegenden wirksam entgegenzutreten. Es ist dies aber
nur durch cinc Eisenbahn inu den Kohlen-Revieren dcr obern und untern Nnhr-Gcgcnden, letztere
vermittelst der Stcele-Vo winket er- Bahn, die an irgend einer Stelle dcr bergisch-merkischenBahn
ihren Ausgangspunkt haben muß, zu erzielen.

Zu dem Zweck sind hauplsächlichdrei Projecte ins Leben gerufen worden:
die Lenne-Hunden,
die Volme und
die Wupper-Lim'e.
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Indem die Versammlung die beiden ersten Linien übergeht, weil sie nicht die Provinz berühren
und zudem nur zum flcincn Theil die Bedingungen erfüllen würden, die an eine Eisenbahn geknüpft
werden müssen, die, indem sie den mannigfaltigsten Interessen dienen, auch den Rhein mit der Main-
Weser -Bahn verbinden soll, unterzieht sie nur die letztere, die zum großen Theil in nordöstlicher Richtung
die Provinz durchläuft, einer sorgfältigen Prüfung.

Wirft man einen Blick ans die Eiscnbahukarte von Rhein-Land und Westphalen, so fällt
augenscheinlich die große Lücke auf, die sich zwischen der Tannus- und westphälischen Eisenbahn befindet.
Der Rhein mit theils fertigen, theils im Bau begriffenen paralcl laufenden Schienenwegen und die
Main- Weser- Bahn befriedigen die Verkehrs-Bedürfnisse in der Richtung von Norden nach Süden.
Eine Verbindung dieser großen Lebensadern durch die Mitte der Provinzen von Westen nach Osten ,st
'"deß noch nicht vorhanden. Es ist nicht zu längnen, daß eine solche Verbindung in handelspolitischer,
so wie in strategischer Hinsicht von großer Wichtigkeit wäre.

Die projeelirte Eisenbahn durch's Wnppcr-Thal löst diese Aufgabe nicht allein vollkommen,
sondern sie befriedig! auch ei» gleich dringendes Bedürfniß, wie das des Siegen er Landes, indem sie
durch Ausschließung dieses Thales, so wie der gewcrblhätigen Obcrbergischcn Gegenden, durch billigere
Beschnffnng des Brennmaterials den dort befindlichen und bedeutenden Woll-, Baumwoll- und Eisen-
Industrie, ihre Lebensfähigkeit erbält und vermehrt.

Aus beiliegendem Memorial findet die Versammlung Vcraulassung, folgendes hervorzuheben und
.;» erörtern.

Der ll. Abschnitt Seite 9 beschreibt die projectirte Bahnlinie.
Mit dem Anfangspunkte, dem Bahnhof der bcrgisch-mcrkischeu Eisenbahn in Elbcrfeld, sowie

mit der Richtung durch's obere Wupper-Thal und ferner bis Siegen erklärt sich die Versammlung
vollkommen einverstanden, findet auch gegen eine Wciterführung durch's obere Lahn-Thal nach Marburg
nichts einzuwenden, kann sich aber hierbei des Gedankens nicht erwehren, ob nicht die Fortsetzung der
Bahn, ab Siegen durch's Dill-Thal nach Wetzlar und Wiesen, in mancherlei Beziehung den
Vorzug verdienen, und zwar

1. weil der Durchbruch resp, die Ueberschreitung des Ankopfes, des höchsten Punktes des Rotbaar-
Gebirges größere Terrain-Schwierigkeiten und somit auch größere Kosten verursachen würde,
als die Erreichung des Dill-Thals erfordern.

2. weil durch letztere Linie beachtenswcrthe Landesthcile unseres Staates, als Wetzlar und
Braunfels, in den Verband des Eisenbahnnetzes aufgenommen, wodurch nicht allem dem
gesunkenen Wohlstand dieser Gegenden wieder aufgeholfen, sondern auch deren strateglsche
Wichtigkeit unter andern in Rücksicht auf die korureichc Wettcrau noch erhöht uud endlich
die Verbindung der nordwestlichen Eisenbahn mit denen des Südens, als deren Nnotenpiinkt
Frankfurt am Main anzuseheu, so wie der leichtere Anschluß an die proM:rte uutere
Babuliuie, zwischen Wetzlar und Limburg, eine kürzere und daher zweckmaß.ger se.n wurde.

Was der Abschnitt nach ferner Fol. 15 über die Länge der Bahn, Fol. 18 die Neigung der Bahn-
li"ie gegen die Horizontale, Fol. 19 die Höhelage der Bahn, Fol. 20 der Horizontal, ProM der,elben
>'"d Fol. 21 über die Anschlußfäbigleit und Lage der Bahn nnd die geoguostischcBeschaffenheit der Gegend
sagt, ist nur geeignet, wegen ihrer Zweckmäßigkeit nnd Ausführbarkeit der Bahn, em noch guustigcrcö
Prognostikon zu stellen. „ . ^ l .

Der lll "Ibschnitt hebt die Wichtigkeit hervor, die die Bahn für Eoln-Deutz hat, wenn d.ese
Städte durch eine Zweigbahn durch's Dbünn-Thal sich mit derselben in Verbinduug setzen. Im andern
Halle nämlich, oder wenn die Bahn nicht dnrch's Wupper-Tbal, sondern durch's Lenne-Thal nach
Siegen gebaut würde, verlöre 6 öln einen großen Theil seines Verkehrs uud Haudels, indem alsdann
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der Hauptwaarenzug aus Belgien nach dem Herzen oder Süden Deutschlands den Weg von Aachen
über Düsseldorf u. s. w. nehmen würde.

In Bezug auf die Verbindung Lölns mit der Wupper-Linie findet sich die Versammlung
veranlaßt, noch zu bemerken, daß außer der vorgeschlagenenRichtung, auch die Richtung durch's untere
Wupper- Thal, sowie durch's Agger-Thal, bei definitiver Feststellung derselben der Beachtung zu
empfehlen sei, und der Wunsch hiermit ausgesprochen wird, daß auch diese Linie einer genaue» technischen
Untersuchung unterworfen werden mögen.

Der IV. Abschnitt abhandelt den inuern und äußern Verkehr auf der ganzen Linie und da ist es
dann nicht zu läugnen, daß dieser den, auf den bedeutendstenEisenbahnen deS Contiuents bald erreichen,
wenn nicht überflügeln muß.

Indem wir hiermit unser Gutachten ausgesprochen, verbinden wir damit den Wunsch, daß es der
hohen Staalsrcgieruug gefallen wolle: mit Beseitigung des von der westphälischcnProvinzial-Vcrsammlung
befürworteten Projcctes, eines Schienenweges durch's Lenne-Thal nach Siegen und weiter, welches
dem Interesse der Nhcinpvovinz durchaus entgegensteht, bei dem künftigen Ausbau einer aus dem Rhein¬
land nach dem Süden und dem Herzen Deutschlands führenden Bahn dem vorgelegten Projectc durchs
Wupper-Thal nach vorhergegangener gründlichen Prüfung die geneigte Beachtung zu widme».

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Gnädigster König und Herr!

1Z. Autrag, daß zum Euer Majestät wollen Allerhöchst-Ihreu getreuen Ständen der Nhcinprovinz gestatten, über
Ausbau einer Straße vo» ^en Bau einer Straße von Bacharach auf den Hunsrücken Folgendes vortragen zu
Vacharach auf deu Huus- ^^f^.

P^mie^beiM^t ^e"^i Ultt" der ehemaligen Churpfälzischc»Regierung bestand eine Straße von Bachara ch
,„5chte. nach Nheiubölleu. Sie war zum Theil sehr unzweckmäßigmit zu starken Neigungen an¬

gelegt uud daher wenig brauchbar, weshalb sie mit der Zeit ganz eingegangen ist, so groß
auch das Bedürfniß dieser Verbindung war. In der neuern Zeit hat man letztere neu projectirt, doch
insoweit mit Beibehaltung der frübcren Richtung, als diese dem Zwecke entspricht.

Diese wichtige kurze Straße, nur von 28L0 Ruthen Länge, wird einen Hauptschlüsscl zu dem
Hunsrücken, namentlich zu dessen wichtigster Stadt, Simmern, bilden, da bisher auf der ganzen Nhcin-
streckc von Coblenz bis Ving er- Brücke nur eine einzige Straße, nämlich von Voppard aus, nach
dem Verglande einschneidct. Die projectirte Straße wird den Verkehr von 65 Ortschaften, welche von
30,000 Seelen bewohnt sind, mit dem Rheine und den Straßen auf dem Gebirge vermitteln.

Die in neuerer Zeit besonders regsam gewordene Berg- und Hüttermännische Industrie des Huns-
rückens wird durch deu Ausbau dieses Straßen-Projects großartig gefördert weiden, welches auch von
dem Königlichen Vcrgamte in ausführlicher Motiviruug anerkannt ist. Ferner erlangen die Landstraßen
auf dem Hunsrücken, nach Trier und Aachen, eine nahe Verbindung mit der großen Rheinstraße. Für
die Verwerthung der Forstprodukte der bedeutenden Domaincn-Waldungen des Hunsrückcns ist die Straße
von einem sehr belangvollen Werthe. Der Salztransport würde sich dadurch i» den Koste» ebenfalls
bedeutend geringer stelle», wie solches von der Königlichen Provinzial-Steuer-Direction wiederholt begut¬
achtet worden ist und hat diese Königliche Behörde sich auch überhaupt, im allgemeinenInteresse des Ver¬
kehrs, auf das Günstigste für diese Straße ausgesprochen; nach der Angabe des Königlichen Landraths
würde durch dieselbe an den Kosten des Salztransports nach Simmern und Kirchberg, jährlich die
Summe von 400 Thaler erspart werden.
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Die Kosten des Wegebaues sind auf 25,710 Thaler veranschlagt. Die am nächstenbei der Sache
interessirten Gemeinden und Privaten haben bereits bedeutende Beiträge für diesen Wegebau angeboten
und gezeichnet— darunter eine Hüttcngewcrkschaftallein 2000 Thaler,

Auch sind reichliche Zeichnungen für Spann- und Handdienstc für den Zweck erfolgt. Diese baarcn
und Naturalbeiträge belaufen sich auf 10,100 Thaler.

Die Angelegenheit spielt in den Verhandlungen bereits seit dem Jahre 1843, und alle Behörden,
welchedavon berührt worden sind, haben sich auf das Vorteilhafteste dafür ausgesprochen. Wenn irgend
eine Straße in der Provinz von allen Seiten befürwortet ist, so steht die genannte oben an.

Anerkennend, daß der baldigste Ausbau derselben höchst dringend und nöthig ist, können Euer
Majestät getreuen Stände der Nheinprovinz bei Allcrhöchstdcnsclbcnvertrauensvoll hiermit die uuterthä-
lngstc Bitte wagen:

Euer Majestät mögen zu bestimmengeruhen, daß für den fraglichenZweck die höchste Straßen¬
bau-Prämie, welche für solche Fälle zuzuerkennensteht, aus Staatsmitteln bewilligt wird.

In alleruntcrthänigstcr Ehrfnicht ersterben
Euer Majestät

treu gehorsamste Stände der Nheinprovinz.
Düsseldorf, den 27. October 1851.

Allerdurchlauchtigster, Grosimächtigstcr König!
Allergnndigster König und Herr l

-^ic gehorsamsteProvinzialständische Versammlung der Nheinprovinz wagt es, Euer König- ,5. Die Uebernahme der
liehen Majestät die nntcrthänigste Bitte vorzulegen: Montjoie - SchleidenerGc-

Euer KöniglicheMajestät mögen allcrgnädigst gernhcn, die von den Bürgermeistereien mm.de-Ehausseeale Staats-
Montjoie, Höfen und Schlciden ausgebaute, 3 Meilen lange Straße von Montjoie <^'"^-
nach Schlciden znr Staatsstraße zn erheben, und gründet ihre gehorsamste Bitte darauf:

1. daß durch diese Straße Belgien über Eupen mit Coblcnz in dirccte Verbindung gebracht,
was in strategischerund commercicllcr Hinsicht von besonderer Wichtigkeit ist.

2. Daß das betriebsame Schleidener Thal mit Eupen und Aachen dircct verbunden ist, wo¬
durch ihm theils ei» Absatzwegfür die vielfachen Produkte einer Industrie geöffnet, «Heils ein
Weg gebahnt ist, auf dem es die für seinen Güterbetricb so unentbehrlichenSteinkohlen von
den Eschweiler Gruben beziehen kann, zu denen es bis dahin gar nicht gelangen konnte.

3. Wird der Staatskasse eine größere Einnahme durch die bessere Verwerthung dco Holzes aus
den 12,000 Morgen großen Königlichen Forsten zwischen Schön Hafen und Höfen., sowle
des Torfes aus den Domanialtorfmooren bei Hattlich erwachsen, zu dcuen die zahlreichen
Hüttenwerke des Schleidener Thales vor Anlegung dieser Straße gar nicht gelangen konnten.

Die gehorsamsteProvinzialständische Versammlung der Nheinprovinz schmeicheltsich um so eher
"'it der Hoffnung, daß Euer Königlichen Majestät die fernere Unterhaltung der Montjoie- Schleide¬
ner Straße auf Staatskosten befehlen werden, wenn sie noch hinzuzufügensich erlaubt, daß die Gemeinden
Montjoie, Höfen und Schleidcu durch den Ausbau dieser schwierigenStraße in eine solche Schul¬
denlast gerathen sind, daß z. B. die Gemeinde Montjoie 200 Proccnt der dircclcu Steuern an Com-
»uinalstcucrn zu zahlen hat. Sie haben aber durch die hohen Behörden zu dem Ausbau dieser Straße
vielfach ermuntert, und die Wichtigkeitderselben vollkommen c, kennend, diese schwerenOpfer bereitwillig

13
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gebracht in der sichern Hoffnung, daß das Versprechendes Herrn Negieruugs-Präsidcntcn von Wedelt,
daß gleich nach Vollendung der Straße dieselbe in die Reihe der Staatsstraßen aufgenommenwerden solle,
in Erfüllung gehen würde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben

Guer Königlichen Majestät
treu gehorsamste Stände der Nhcinprovmz.

Düsseldorf, den 30. Oclober 1851.

I?. Bewilligung einer

und Hochda!>l.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König,
Allergnädigster König und Herr!

Euer Königlichen Majestät erlauben sich allerunierthänigst die treu gehorsamsten Stände der
Rhein-Provinz über einen Straßenbau von Meltmau» nach Hochdahl im Negicrungs-

Thaler»zum Änsbm, einer Bezirke Düsseldorf Folgendes vorzutragen:
Straße zwischen Mmm.'nn Die Eisenbahn von Düsseldorf »ach Elberfcld hat die sonst der Industrie und

dem Gcwerbfieiße so zugängliche Stadt Mettmann in eine höchst traurige Lage versetzt.
Die bccrstraße zwischenDüsseldorf und Elberfcld führte durch Mettmann, und Eilwagen,

Güterwagen. Ertrapostcu, Luruswagcn, Lohnkntschcr und täglich 100 bis 150 Frachtführer, berührten den
Ort, hielten in demselben theils ihre Ruhestunden, oder übernachtetendort und beförderten dadurch Ver¬
dienst und Verkehr in hohem Grade. In Folge dieser günstigenVcrkchrs-Verhällnisse entstanden im Laufe
der Zeit nicht unbedeutende Fabrik-Anlagen, Neubauten, Waarenhandluugcn und vielfache Zweige des
Verdienstes, die alle nur durch den lebendigen Verkehr zweier bedeutender Nachbarstädtc genährt und
gehoben wurden uud dadurch die Stadt Mctlmann zu ciucm blühenden Wohlstand beförderten. Allein
dieses Alles hat sich seit Eröffnung der Düsseldorf-Elbcrfclder Eisenbahn gänzlich verändert. Die sonst so
belebte Straße liegt jetzt gegen ihren früheren Verkehr verödet da, indem sich alle Waaren-und Personen-
Transporte der Eisenbahn zugewendet haben. Mehrere Fabrikanlagen, welche eine große Anzahl Arbeiter
beschäftigten, baden sich nach Düsseldorf übergesiedelt, da ihre Geschäfte wegen der isolirtcn Lage zu
großen Nachtheil fanden; Andere sind, da sie der nachhaltigen Ungunst der Verhältnisse nicht zu wider¬
stehen vermochten, ganz zu Grunde gegangen. In der Hoffnung, die erlittenen Verluste nur in etwa zn
vermindern, entschloß sich die Gemeinde über Wülfratb eine Verbindung mit der Werde n'schen Straße
hcr-ustellei/, um einen Theil des Güter- und Personen-Verkehrs aus Wcstphalcn und dem nördlichen
Deutschland herbei zu ziehen. Die Gemeinde bot alle ihre Kräfte auf, die nicht'uucrheblichcn Kosten
hier'» -u beschaffen- der Van wurde ausgeführt uud freudig gab man sich der Hoffnung hin, dadurch
wieder einig. Vortheile errungen zu haben. Aber auch diese ist durch die Anlage der Eöln-Mindener und
der Eöln-Newiuklcr Eisenbahn zerstört, da durch dieselbe die umgebaute Straße ihre ganze Bedeutung
verloren hat. Die großen Kosten und Anstrengungen, welche die Gemeinde willig getragen, sind alle
umsonst, sichlbarkchvereinsamt die Stadt, sichtbarlichverarmen die sonst fleißig sich nährenden Familien,
und siebt man der Zukunft in drückender Sorge entgegen.'

Allen diesen Ucbclstäudcn wird dauernd durch den beantragten Bau einer Straße von Mcttm a nn
nach Hochdahl, in einer Länge von nur 1400 Ruthen, entgegengetreten, indem die directe Verbindung
mit der Düsscldorfer-Elbcrfeldcr Bahn nicht allein der Stadt, sondern auch der ganzen Umgegend einen
erleichterten Absatz aller Producte gewährt, wie auch neue Erwerbsquellen der jetzt geschäftslosenBevöl¬
kerung zuführt.
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Daß diese Wcgcanlagc für die Stadt Mettmann und Umgegend als eine Lebensfrage angesehen
wird, bekundet sich außer den bedeutenden freiwilligen Beiträgen und der größtentheils unentgeldlichen
Abtretung des Grundeigenthums noch besonders dadurch, daß die Gemeinde erbötig ist, durch Umlage auf
die Klassensteuerausschließlichder drei unterstenStufen eine namhafte Summe aufzubringen. Mettmann
eignet sich durch seine Local-Vcrhältnisse zu vielfachemBetriebe.

Das Mettmann er Thal, durch welches die projcctirte Straße führen soll, besitzt mannichfackc-
Naturproducte. Die großartigsten Kalkstcinlagcr, die herrlichsten Marmor- und sonstigenBausteine sind
hier bis jetzt, wie auch für die Zukunft vergraben, wenn dies Thal nicht geöffnet wird. Der in der
Baukunst so nützliche Cement findet sich hier in mächtigen Lagern, so auch Schiefcrbrüche aller Art.
Stcinschlcifcrcicn, Stcinschncidemühlen, Kupfer- und Eisenhämmer werden rasch entstehen, da der dieses
Thal durchströmendeBach allen diesen Anlagen selbst in den trockendstenJahreszeiten hinreichendeTrieb¬
traft darbietet. Schon haben sich in diesem Thal einige großartige Fabrikanlagen gebildet, in der Hoff¬
nung, daß der Ausbau des projectirtcu Weges zur Ausführung kommen werde, und sind bereits dazu
übergegangen, eineklcinc W.'gestt'ccke zunächstder Eisenbahn auf ihre Kosten auszubauen.

Nach einem vorläufigen Anschlage des Wegebaumcisters Wesermann vom 8. December 1849
erfordert dieser Weg erclusiue der Grundcnlschädigung eine» Kostenaufwand von . . . 14,720 Thlr.
inclnsive der Entschädigung für 2535 HHNuthenvon ............. 3463^

im Ganzen —
hiervon kommenin Abzug die ohne Entschädigung abgetretene Grundstäche von

1327 Nuthcn mit...................
ferner für die fertige Wegestrecke von 252 Nuthen zunächst der Eisenbahn ....
desgleichen für 146 N. fertige Erdarbciten ..............
die freiwilligen Beiträge mit ...................
und endlich die durch Communal-Umlagc beizubringende Summe von .....

bleibt die Summe von
welche noch zu decken sein würde.

Auf den Grund dieser Darstellung der vorliegenden Verhältnisse legen die treuen Stände Eurer
Königlichen Majestät hiermit die unttrthänigstc Bitte vor:

Allerhöchstdiesclbcn wollen geruhen, für den Ausbau der projectirteu Straße von Mettmann
nach Hochdahl die an den Baukosten fehlende Summe von 10,000 Thlr. als Prämie aus
Staatsmitteln Allcrgnädigst zu bewilligen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben

Guer Königlichen Majestät
Düsseldorf, den 29. Octobcr 1851. treu gehorsamsten Stände der Rheinprovinz.

^ 18,183 Thlr.

. 2067 Thlr-

. 1512 „
438 „

. 2621 „
1500 „

n 10,045 Thlr.

Allerdurchlauchtigster, Grostmächtigster König!
ANcrgnädigster König und Herr!

Euer Majestät treu gehorsamsteProvinzialständische Versammlung hat die ihr überkommenen ^ Uebernahme der Cre-
von den betreffenden Kreis-Landräthen pflichtmäßig und dringend unterstütztenBittgesuche der seid-Noermoxder Straße,
Gemeinden Crcfcld, Venrad, St. Tonis und Vorst, dann dcrGcmcindcu Süchtcln, soweit sie kmistmäßig ans-
Voishcim und Vrüggcn, betreffend: ^auc ist, als Bezirk

die Aufnahmeder Communal-Chausseevon Crcfcld nach Vrüggcn resp. Ro er- '
mono auf den Etat der Bczirksstraßc» im Regierungsbezirk Düsseldorf

reiflichst geprüft und im Einverständnissemit der Königlichen Negierung sich vollkommenüberzeugt,
13'
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daß dieser Straßentractus nach vollständig bewirktem Ausbau unverkennbar zu der ftcqucntesten
der Gegend gehören dürfte.

Die vormalige französischeRegierung hatte bereits in Anerkennung des dringenden Bedürfnisses,
für eine große Strecke des linken Nheinufers Verkehr und Wohlstand zu heben und zu fördern, den Be¬
schluß gefaßt; jene Straßcnlinie als Staatsstraße (t^snnlln route) namentlich vom Rhein über Crefeld
bis Brügge» und Noer mono ausbauen zu lassen, aber nachdem hin und wieder unter Aufsicht und
Leitung von Staats-Ingenieurcn die Vaulinie abgesteckt und die Seitengräbeu schon ausgeworfen waren,
da ist das ganze Bauwerk durch die alsdann erfolgte Flucht der Franzosen in Stocken und gänzliche
Vergessenheitgerathen.

Die fraglichen Wcgcbauten ruheten lange Zeit und mit ihnen leider als eine unabwendbare Folge
schlechter Wege auch der Handel und Verkehr, bis endlich und zwar in jenem Nothjahr 1847 die ver¬
schiedenenvon bezeichnetemStraßenzugc berührten Gemeinden nnter Beihülfe von Ctaatsunterstützungen
dieselben wieder in Angriff nahmen, um den Nothleidendcn Arbeit und Brodverdicnst zu beschaffen!

In den Gemeinden Crefeld, Venrad, St. Tonis und Vorst ist nun die zwischen der Cöln-
Clever Staatsstraße gelegene Wegestrecke in einer Länge von 2612 Nutheu nach den Normen für Vezirks-
straßen bereits seit ungefähr drei Jahren aus den Mitteln der gedachten Gemeinden mit Beihilfe einer
Staats-Prämie von 3000 Thlr. pro Meile vollständig hergestellt uud unter allerhöchsterGenehmigung mit
zwei Barrii!re-Hebcstellen versehen, während in den übrigen Gemeinden Süchteln, Voisheim und
Vrüggen die Wege-Arbeiten noch im Betriebe sind und soviel es die Kräfte gestatten, der Vollendung
cntgegcugcführt werden.

Da nun die Königliche Negierung von Düsseldorf bereits unterm 22. October 1847 sich aus¬
drücklich dahin ausgesprochen hat:

„daß sie die Uebernahme dieser in aller Hinsicht höchst wichtigen und frequenten Communal-
Chaussee auf den Etat der Bczirksstraßen gerne befürworte» werde,"

so erachtet die treu gehorsamste Provinzial-Vertretung es nunmehr für einen Act des Rechts und der
Billigkeit, den fraglichen Straßenzug, soweit er aus den Mitteln der Gemeinden bereits kunstmäßig nach
den Vorschriften für Vezirksstraßen fertig gestellt ist, auf den Etat letztgenannter Straßen zu übernehmen.

Im Interesse der betreffenden Gemeinden und des allgemeinenVerkehrs legt daher die treu gehor¬
samste Provinzial-Versammlung in größter Ehrfurcht das petitum » <zuo um Uebernahme der Crefeld-
Rocrmonder Straße für Rechnung des Bczirksstraßcnfonds hiermit zu den Stufen Eurer Majestät
Thrones um so lieber mit angelegentlichstemFürworten nieder, als voraussichtlichgerade durch die aller-
gnädigste Willfahrung obiger Bitte das fragliche Straßenbauwerk unter der Aufsicht Königlicher Bau-
Beamten ohne wesentlichenKosten-Aufwand in gehörig gutem Zustande erhalten bleibt, dagegen in den
betreffenden Gemeinden Aufsichts- und Unterhaltungskosten erspart werden, die bei den hochlaufenden
Staats- und Eommunalstcuern für andcrwcitc gemeinnützigeZwecke wieder zu verwenden sein dürften.

In zutrauensvollster Hoffnung allcrgnädigster Berücksichtigunggegenwärtiger allerunterthänigster
Befürwortung ersterben wir in tiefster Ehrfurcht

Guer Majestät
rreu gehorsamste Mitglieder der Provinzialständischen

Versammlung.

Der Landtags-Marschall.
Düsseldorf, den 30. October 185l.
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Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigster König und Herr!

<?>
^'cr zur diesmaligen Wahrnehmung der Provinzial-Vcrtretung berufenen Versammlung ist ^ Bcwilliauuaeiner
von dem Gemeinde-Vorstand zu Mühlheim das Gesuch um Uebernahme der Wegestrccke Staats-Prämie von bom
von Mühlheim über Monzelfeld nach dem stumpfen Thurm und von daüberVelden z, Th>r. zum Ausbau einer
Haag nach Thalfang unter die Zahl der Vezirksstraßcn eingereichtworden. Gemeinde - Chaussee von

n. ^»^/^ . , ^ ^ .s «, s ",. ^ , ^, .«, <« <- Mnhlhe»!! nach Monzelfeld
In Nucksicht der vorgetragenen bedauernswcrthenVerhältnissehat die Plenar-Versamm- ^ «^^^ Berncassel

lung sich ;u dem treu gehorsamstenAntrage verpflichtet gefühlt:
es möge Eure Majestät allergnädigst geruhen, den Gemeinden Mühlheim und Monzelfeld
zur Ausführung ihrer Wege eine Prämie von 6000 Thlr. aus Staatsfoud anweisen zu lassen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben

Euer Königlichen Majestät
treu gehorsamsten Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung

der Provinzial-Vcrtretung berufenen Versammlung.
Düsseldorf, den 30. October 1851.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König!
Allergnädigster König nnd Herr!

I ndem Euer Majestät treu gehorsamsteStände des 9. Provinzial-Landtages den Antrag 20.'Ausbau einer Straße
der Gemeinde Zell, Kaimt, Merl und Als eine Wcgestrecke von Zell nach Als auf von Zell über Koimt «ach
den Bczirtsstraßenbaufond zu übernehmen, aus Mangel an zureichendenMitteln dieses Fonds '^' "" Kreise Zeit,
nicht befürworten können, bezweifeln sie eben so wenig die Nützlichkeitund Wichtigkeitdes Ausbaues dieser
Strecke, da sie die Alf-Lußerath er Straßcmit der Zcll-Goedenrother verbinden wird, als die Ohn¬
macht der bittstellcrischenGemeinden dieselben aus eigenen Mitteln herstellen zu können.

Es unterbreiten demnachdie treu gehorsamsten Stände Encr Majestät die ganz unterthänigste Bitte,
den betreffenden Gemeinden für den Ausbau der nur '/.. Meilen betragenden Strecke in Anbelang des
kostspieligenAusbaues derselben eine Prämie von 10,000 Thlr. pro Meile huldreichstbewilligen zu wollen
Wd ersterben

Euer Königlichen Majestät
treu gehorsamsteStände der Rhcinprovinz.

Düsseldorf, den 30. October 1851.

Allerdurchlauchtigster, König!
Allergnädigster König und Herr!

Durch einen am 5. November 1831 abgeschlossenen und am 2L. Mär; 1832 durch die Mini- 21. Aufnahme der Tu-
stenen des Innern und der Finanzen genehmigten Vertrag, übernahmen mehrere Einwohner >cn-G°lzheimer Prämieu-
die Ausführung und Unterhaltung einer Straße von Düren bis Golzheim bis znr Grenze
des Negicrungs-Vezirks Köln nach festgestellten Plänen und Kostenanschlägen. ^^ rie Nezufosttasie».

Im 8 14 des Vertrags ist ausbedungen, daß die Unternehmer nicht gehalten sein sollen,
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die Leistung eines außerordeutlichcu Zuschusseszu übernehmen, wenn die Barriere-Einnahmen »ich! aus¬
reichen sollten, die Untcrhaltüngs-Kostc» der Straße zu bestreitcn.

Bereits im Jahre 1883 reichten die Barnere-Einnahmen nicht aus, die Kosten der Unterhaltung
zu bestreitcü, und da die Actionaire, gestützt auf den 8 14 des Vertrags, alle Zuschüsse verweigerte», so
mußte die Straße in Verfall kommen, wie sie leider gekommenist.

Die Actionaire bieten jetzt der Bezirks-Straßen-Verwaltung die Straße mit allen dazu gehörigen
Anlagen für die Summe von 7490 Thlr. an, und die Kosten der Instandstellung werden U700 Thlr.
betragen.

Die Nützlichkeitder Straße ist allgemein anerkannt, sie verbindet die Stadt Köln mit der Stadt
Düren, der Düren-Montjoicr und der Du reu- Aachen er Straße und erleichtert der dasigeu,
sehr bevölkerte» Gegend, den Absatz ihrer landwirthschaftlichcnProductc, so wie die Benutzung der jen¬
seits Düren gelegenen Kohlenlager.

Die treu gehorsamste, zur Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung berufene Versammlung wagt
demnachcm Ener Königlichen Majestät die untcrthänigstc Vitte:

Allerhöchstdieseibenmögen geruhcu zu befehle», daß die Dürcn-Golzheimer Straße bis an
die Grenze des Negieruugsbezirks Köln in die Reihe der Vezirksstraßc» aufgcnommc» werde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben

Euer Königlichen Majestät

treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung
der Provinzial-Vcrlrctung berufenen Versammlung.

Düsseldorf, den 30. October 1851.

AUcrdurchlauchtigster, Grostmächtigster König!
Allergnüdigstcr König und Herr!

^)ic Bürgermeister von Linnich. Wurm, Li»dern, Narderath, Vroich, Geve-
Ansb'n» eine,' Gn'mmdc-"ich uud Dremmen, sowie die Gewerbetreibenden von Narderath haben durch einen
ClMssce oo» Heinsberg bis Abgeordnete» ans der Mitte der zur Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung berufenen treu
Änlich eine Staats-Prä- arhorsamstcn Provinzial-Versammlung der Nhcin-Provinz das Gesuch eingereicht, bei Euer
mie vv» Zoo« Nchlr. für '' , .,», ., ^>.,^.
die MM- m,d oo„ Iütich M"^stat d.e Btt.e ^ ^ ^. .^ , . „,, ,. , , ^ ,
nach Düren eine Prämie daß den betreffendenGemcmden zum funstmaßlge»Ausbau der Straße vou Helns-
v°» iu,0U0 Nihlr. für die berg über Narderath, Lin »ich nnd Iülich nach D ü r c n eine Prämie vo»
Meile bewilligt werde» 5099 Thalern pro Meile aus Staatsmittel» bewilligt und zur Unterhaltung dieser
"'"^' Straße die Errichtung einer einsprechendenAnzahl von Barrieren auf derselbe»

gestattet werde» möchten
zu befürworte!,.

Sie stützen diese Bitte auf die Verbindung, welche durch diese Straße für die reichbevölkertenGe¬
genden der Kreise Heinsberg, Gcilentirchcu, Iülich und Düren sowohl unter sich als auch in
Heinsberg mit der nach Normende führenden Vezirksstraßc, in Düren mit der Rheinischen Eisen¬
bahn und zwischen i!i»nich und Narderath bei Linder» mit der dort densclbc» durchschucidenden
Aachen -Düsseldorf-Nuhrorl er Eiscubahn erreicht wird.

Die Herstellung einer solchen Verbindung ist »icht allein für die betreffenden Gemeinden, sondern
auch für andere nicht fern davon gelegene Ortschaften und für den weiteren Verkehr ei» dringendes Be-
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dürfniß und schon seit 30 Jahren ist die Regierung in Aachen bemüht gewesen, die Anlegung eines
chaussirtenWeges in dieser Richtung herbeizuführen.

Die Gemeinden haben seüdcm nicht unbedeutendeOpfer zur Anlage der fraglichen Straße gebracht,
allein wie dringendauch das Bedürfniß sich geltend machte, die Ausführungscheitertean dem Mangel der
erforderlichen Geldmittel, da die Aufbringung derselben die Kräfte der betreffenden Gemeinden überstieg
und die so sehr erschöpften und mit Schulden belasteten Vezirksstraßcn-Fondsdes Ncgicrungsbezirks
Aachen auch keine Fonds hierzu hergeben konnten.

Durch die Anlage der Aa chen»Düsseld orf-Nuhr orter Eisenbahn hat dieser Straßcnzug
nun noch eine größere Wichtigkeiterlangt und es tritt immer mehr die Nothwendigkeithervor, jenem Theil
des Inlich er Landes, welches so lange der nöthigenCominunicationsmiüclum seine Prodnctc und
Fabrikate den verschiedenenAbsatzortcn zuzuführen, entbehrte, endlich gerecht zu werden.

Schon vor 400 Jahren war diese Straße eine Heerstraße, auf welcher Herzog Gerhard von
Iülich seine Befehle ertheilte uud jenen Sieg errang, welcher die Beendigungeines traurigen Krieges
der das Iülicher Land verheerte,zur Folge hatte.

Die treu gehorsamsteProvinzial-Vertrettingfühlt sich nach den ihr über diesen Gegenstand vorge¬
brachten Anträgen gedrungen, vor Euer Majestät die Ueberzeugung auszusprcchcn,daß der Ausbau der
Straße von Heinsberg über Rarderalh, Linnich und Iülich nach Düren ein dringendes Be¬
dürfniß ist und daß die hierdurch herbeizuführendeVermehrung und Verbesserung der Eommnuicationüber¬
haupt von großemVortheile für Ackerbau,Handel uud Gewerbe ist, daß jedoch die Aufbringungder
hierzu erforderlichen Mittel eine die Kräfte der betreffenden Gemeinden bei Weitem übersteigendeLast ist.

Unter diesen Umständen bittet die treu gehorsamsteVersammlungEuer Majestät in aller Unter«
thänigkeit, daß Allcrhöchstdicsclbcn geruhen mögen, die Gründe welche diese Ueberzeugung hervorgerufen
haben, einer gnädigsten Prüfung zu uulerwcrfcn und dann hnldrcichstzu befehle», daß:

1. den betreffenden Gemeinden zur Auoführung eines tuustniäßigeu Ausbaues dieser Straße eine
Prämie von 5000 Thlrn. pr. Meile für die Strecke von Heinsberg bis Iülich und für
jene von Iülich bis Dürcn mit Rücksicht auf die dort vorhandenen großen Terrain-Schwie¬
rigkeiten eine solche von 10,000 Thlrn. pr. Meile bewilligt,

2. denselben die Errichtungeiner entsprechendenAnzahl Barrieren auf dieser Straße um den Er¬
trag derselben zur Unterhaltungder Straße zu verwenden, gestattet werde.

Wir ersterben
Guer Königlichen Majestät

treu gcborsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung
der Provinzial-Vcrtrttlmg berufenen Versammlung.

Düsseldorf, den 30. Octobcr 1851.

Allerdurchlauchtigstcr. Großmächtigster König,
Allcrgnädigster König und Herr!

-5)ic gehorsamsten Provinzialständcder Nhcinprovinzerlaubensich die untcrthänigsteBitte 22. Antrag:
vor Ew. Majestät Throne niederzulegen: «. die fernere Unterhaltn»!,

Ew. Majestät wollen allergnädigst geruhen, die fernere Unterhaltungder von den d" von den Gemeinde»
betreffendenGemeinden ausgebauten Etraßcnstrecke von Dürcn bis auf die ""sgeba»ten Strasien-
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strecke vo» Düre» bis zu V onn - S chleid ener Bczirksstraße bei Euenhei m auf den Vezirksstraßen-
Bo»» - SchleidenerBe- baufonds übernehmen und
zirksstras!ebeiC»e»he<m ^ ^ust,^m der Strecken von Iülich bis Düren und von Essig auf der
auf den Bezirksstraße»- ^ ^ ^«. . n, > «^ <- »/ c«, - , ^ > <.- n^^.. ^
fo»ds zu übernehme». Bo nn- E u skirch e n er Vczirksstraßc über Nhclnbach «n dnectcr Richtung nach
den Ausbau der Straße Mcckenheim und von da nach Gclsdorf bis Hemm essen an der Ahr, so
vo» Iülich „ach Düre»; wie endlich von Meckenheim über Berku m nach Mehlen a, Nhein
sowie die Straße vo» „^^st einer Prämie von 10,000 Tl)lr. pro Meile aus Staatsfonds unterstützen zu
Es,ig auf der Bo»»-
Lnskircheuer Bezirks '"""''
straße über Nheinbach Die Wichtigkeit einer dircctcn Verbindung zwischen den Festungen Iülich und Cob-
iudirecterNichtunanach lenz, die Nothwendigkeit einer zweiten Straße neben der stellenweise der Ucbcrschwemmung
Mecke»hcim »»d von da alisgesetzten an Brodfrucht, Fouragc und Stallnngcn Mangel leidenden schmalen Nheinstraße
nach Gelsdorf bis Hen,- ^ ^„ den hohen Militairbehördcn längst anerkannt worden. Die Straße von Einzigmesse» an der Ahr und '> ? ? ? ^,, ^ o .,
c„d^, nach Iülich durchschneidet in den Kreisen Nhcinbach und Euskirchen, Düreu und
von Meckcnheim über Iülich eine der fruchtreichstcn Gegenden der Nheinprovinz, in der auch größere Truppcnmassen
Berkum »ach Mehlcu geltes Unterkommen und reichliche Verpflegung erhalten können. Sie bildet zugleich die ein-
«. 3l. „nttelst einer ^^^ directe Handels - Straße vom Oberrhcin nach Aachen und Vrabant und ihre

10000 Thaler"für die Instandsetzung ist jetzt um so nöthiger geworden, als durch die Cöl n-M ind e ncr-Eisenbahn,
Meile z» uutcrstünen. der Kornmarkt in Köln so mit Roggen aus den wohlfeilen producircnden Gegenden der

Elbe, Weser uud Westphalcn überschwemmt wird, daß der Landmann in den genannten Kreisen sich
hauptsächlich auf die Kultur des Weitzcns und der Gerste verlegen muß, wofür, wegen des Erportcs
nach Belgien, England und Frankreich, der beste Markt in Düren ist.

Die Gemeinden von Eus lirchen bis Dü rc» haben mit einem Kostcnaufwande von 47,055 Thlr.
die Straße chausscemäßig ausgebaut, sie sind aber nicht im Stande, ohne gänzliche Vernachlässigung ihrer
übrigen Gemcindeintercssen die Unterhaltung derselben fernerhin zu bcstreitcn. Die betreffenden Gemeinden
von Iülich bis Düren und von Essig bis zur Ahr haben nach ihren Kräften namhafte Summen
zum Ausbau der Straße bewilligt, uud werden auch fernere Opfer freudig bringen, wenn Ew. Königliche
Majestät die gewünschte Prämie von 10,000 Thlr. und die Erlaubniß zur Errichtung von Wegcgeld-
Hebestcllcn Allcrgnädigst zu bewilligen geruhen.

Die unterthänigste Bitte der rheinischen Provinzialstände auf eine Prämien-Bewilligung für die
Straßcnstrccke von Meckcnheim bis Mehlcm wird bei Ew. Königlichen Majestät, dem Erlauchte»
Beschützer und Beförderer des C öln er-Dombaucs, um so eher ein gnädiges Gehör finden, als der
Trachil'stcinbruch zu Bereun, das kostbarste Material zum Bau, uud in solchen Massen zu liefern im
Stande ist, daß die Beschaffung der Bausteine vom Neckar und Main fernerhin nicht mehr nöthig sein
wird. Wegen der schlechten Beschaffenheit des Weges von Bereun, bis zum Nhein bei Mchlem hat
dieser vom Dombaumeistcr bereits eröffnete Steinbruch bisher das nöthige Material zum Bau nicht liefern
können.

Wir ersterben

Guer Königlichen Majestät
treu gehorsamsteStände der Nheinprovinz.

Düsseldorf, den 30. October 1851.
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Allcrdurchlauchtigster, Wrostmächtigster König,
AUergncidigster 5lönig und Herr!

^)er Ausbau der Ctraßenlücke zwischen Straelen und Heinsberg in dem großen
Straßcnzuge zwischen Clcve über Aachen und Trier nach Saarbrücken ist ein seit
.«,,'. ... ^ ^ , ^, ^,,, »ue n>r de» chausseemasnge»
1814, dem Zeitpunkte, wo die Maaß aushörte, den angrenzenden Ländern gcmemschaftllcheA»sdo» der Straße zwischen
Vcrkchrsstraßc zu sein und die doppelten Zolllinien auf dieser Seite Preusieu von der Maaß Sttaelen »»d Kaldenkirche»
gänzlich abschnitten, gefühltes Bedürfniß sowohl der Anwohner, wie des größern Publikums u»d zwischen Niedercrüchten
gewesen, scheiterteaber bisher an den nnzureichendcnMitteln zu seiner Ausführung. "" asieii'erg.

Gegenwärtig ist aber die nöthige .Herstellung einer directcn Verbindung zwischen Trier und Cleve
um Vieles erleichtert, denn es ist der Ausbau der Streckenauf diesem Straßenzuge zwischen Kaldcnkirchen
und Niedercrüchten sowie zwischenWassenbcrg nnd 5)einobcrg mit Hülfe der hierfür bewilligten
Etaals-Prämic von den betreffendenGemeindenbereits in Augriff genommen und theilweise schon vollendet.

Hierdurch tritt um so mehr die Nothwendigkeit ein, die circa 1 Meile lange Strecke zwischen
Straclcn und Kaldcnkirchen uud die 1'/,. Meile lauge Strecke zwischeu Niedercrüchten und
Wassenbcrg in gleicher Welse auszubauen und wird dnrch die Herstellung einer directcn Verbindung
zwischen Straclcn uud Kaldcnkirchen der Nachtheil beseitigt, welcher bisher dadurch bestaub, daß
von dem Hauptzollamte Kaldcnkirchen keine Verbindung auf diesseitigem Gebiete mit der großen
Staatsstraße von Straelen übcr Geldern nach Clcve stattfindet und der ganze Waaren- und Per«
soncn-Verkcbr deshalb dnrch das Anstand und zwar dnrch die NiederländischeFestung Venlo gehen muß.

Der Ausban der Strecke zwischenWassenbcrg und Niedercrüchten gewinnt gleichfalls als
nolbwcndiges Glied in dem großen Straßenzngc zwischen Trier und Cleve theils dadurch eine größere
Wichtigkeit, daß sie nach Ausbau der Strecke von Heinsberg nach Wassenbcrg den angrenzenden
Tbcil dco Aachener und Düsseldorfer Bezirkes die Steinkohlen ans dem Wurmrevicre dircct zu-
sübrcn und durch die gleichzeitig ermöglichte Abfuhr des hier reichlich vorhandenen Banholzes und der
Bodencrzengnisseeinen regen Tauschhandel hervorrufen würde.

Die treu gcborsamstcProvinzial-Vcrsammlung wagt es daher, den an sie gelangten von 2 Abge»
ordneten aus ihrer Mitte gestelltendcsfallsigen Antrag dringend zu befürworten und an Euer Königliche
Majestät die cbrfurchtsvolle Bitte zu richten:

Allcrgnädigst befehlen zn wollen:
daß den betreffenden Gemeinden zum knnstmäßigcn Ausbau der Straßcnstrccken zwischen
Straelen und Kalbenkircheu nnd zwischen Niedercrüchten und Wassenbcrg eine
Prämie von 8000 Thaler pro Meile aus Staatsmitteln gewährt und denselben das Recht zur
Erhebung von ChauffeegeldBehufs der künftigen Unterhaltung der Straße bewilligt werde.

Wir ersterben
Euer Majestät

treu gehorsamste Mitglieder der Provinzialstä.'dischcn Versammlung.
Düsseldorf, den 30. Octobcr 1851.

Allerdurchlauchtigster, Grostmächtigster,
AUergnädigster König und Herr!

Euer Majestät erlauben sich die unterthänigst unterzeichnetenMitglieder der zur diesmaligen 25. Gänzlicher Vriaß der
^ahrnebmung der Provinzial Vertretung berufeuen Versammlnug über die allgemeine Noth Moststeuer f.ir i«5u m.b
der Winzer in der Nhcinproviuz, Folgendes Allernnter.hänigst vorzutragen:

14
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Die Wein-Crescenz des Jahres 1850 ist in der Nhcinprovinz so gering und gehaltlos ausgefallen,
daß das KöniglicheFinanz-Ministerium, in Folge des Z 9 des AllerhöchstenGesetzes vom 25. September
1820, sich schon bewogen gesehen, den Weinproducentcn für besagten Jahrgang die Moststencr zur Hälfte
herabzusetzen; da es sich nun aber ergeben, daß die Crescenz des besagten Jahrgang» mehr wie unge¬
wöhnlich gering ausgefallen und kaum zum Essigvcrbrauchin den Handel zu bringen ist, und bei deren
Verwerthung selbst nicht einmal die Vebanungskosten crlös't werden können, wodurch den ohnedies schon
verarmten Winzern nicht allein die Mittel zur Steuerzahlung, sondern auch die zum Lebensunterhalt ent¬
zogen sind, somit bei dem weit größten Theil der Winzcrfamilien der Provinz, Noth und Elend bereits
zu einer für die Zukunft sehr betrübenden Höhe gestiegen.—

Sodann ferner die Aussichtenauf die Wein« Creseenz pro 1851 in den Weinbau treibenden Ge¬
meinden der Nheinprovinz sich auch der Art ungünstig schon hcransstcllcn, daß die Crescenz, welche allen¬
falls geherbstetwerden sollte, voraussichtlichein noch weit geringeres Produkt, wie das des vorhergehen¬
den Jahres ergeben wird, mithin die Noth und das Elend der Weinproduccnten der Nheinprovinz sich
immer steigern muß, so erlauben sich die uutcrthcinigst unterzeichnetenMitglieder der zur diesmaligen
Wahrnehmung der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung das bittende Ansuchen uutcrthämgst
zu stellen:

daß es Ener Majestät gefallen möge, die weitere zweite Hälfte der Moststeuer pro 1850, so
wie die ganze Moststeuer pro 1851 in Gnaden zn erlassen,

wobei man sich noch die Bemerkung hinzuzufügen erlaubt, daß durch den Erlaß der pro 1851, die Auf¬
nahme des Crescenz unterbleiben, wodurch dem Staate eine Ersparnng der Aufnahmelostenvon ungefähr
20,000 Thaler verbleiben würde.

In tiefster Ehrfurcht ersterben

Guer Königlichen Majestät

treu gehorsamste Mitglieder der zur diesmaligen Wahrnehmung
der Provinzial-Vertretung berufenen Versammlung.

Düsseldorf, den 20. Octobcr 1851.

Auf den Bericht des Staats-Ministeriums vom 14tcn Juli d. I. will Ich Sie, den Minister des Innern
autorisiren, in Stelle der Landtags-Abschiede, den im vorigen Jahre versammelt gewesenen Provinzial-
Landtagen, bei ihrem Wiedcrznsammentritt, in Meinem Namen und Auftrage durch den Landtags-Commis-
sarius von Meinen, nach sorgfältiger Prüfung des Sachverhältuisses auf ihre Beschlüsseund Anträge
gefaßten Entschließungen und den darauf gegrüudctcu miuistcriellcn Verfügungen Kenntniß zu geben,
zugleich auch eine Nachweisung vorzulegen, welche den wesentlichenInhalt der crgangencn Bescheideund
eine Uebersicht von der Lage enthält, in welcher die noch nicht zur definitiven Erledigung gelangten Ge¬
genstände sich befinden.

Sanssouci, den 21. Juli 1852.

(gcz) Friedrich Wilhelm.
(gcgengez.) von Manteuffel, von der Heydt, Simons, von Räumer,

von Wcstphalcn, von Bodelschwin gh, von Bonin.
An das Staats-Ministcrium.
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Uebersicht
der von dem Provinzial-Landtage bei seiner im vorigen Jahre stattgehabten

Versammlung an des Königs Majestät gerichtetenAdressen
und

der darauf erlassenen allerhöchsten Entscheidungen rcsp. der darüber geführten Verhandlungen,
soweit diese noch nicht zu einer definitiven Entscheidung haben gelangen können.

Gegangene Gntscheidnngen und Angabe nber die Lage Angabe des Gegen
der Angelegenheiten, welche zu einer definitiven standes der Beschlüsse

und Anträge des Pro-
Erledigung noch nicht gelangt find. vinzial-Landtags.

H,. Allerhöchste P r o p o si t o n c n.

Das Ergebniß der Wahl ist den Negierungs-Präsidcntcn als Vorsitzendender Bezirks- i. Wahl der Mitglieder
Connmssionenmitgetheilt worden, und haben die Gewählten an den Verhandlungen der Eom- für die »ach § 24 des Ge-
missionenTheil genommen. ^s """' >' ^"' ^"" 7 ^ ^s 5,e Einführung einer

Klasse»- »»d klassifizirteu
Eintomnie»ste,ier z» bildende
Neziiks.'Ci'Nünissie'n.

Die Denkschriftist Sr. Majestät dem Könige vorgelegt und von Allcrhöchstdcmselbcn 2. Wahl ständischer Ab-,
zur Benutzung an das Königliche Ministerium für landwirthschaftlicheAngelegenheitenzurück-geordneten zur Mitwirkn»«,
^«, >> „ -<->>. ^«,->'. , ^/ >. ^ ^ > ^ ^ ^ / bei der Verwalt»»« der für
gelangt, und demgemäß das Wettere veranlaßt worden. ^ y,,^„z„, ^, „^

lind Wcstphale» errichteten
Ne»te»bank »ach § 5, 27
u»d 47 des Gesetzes von,
2. März 1850.

Die Angelegenheit unterliegt der Vorbereitung znr AllerhöchstenEntscheidung, welche 3. G»lachtenüber die für
voraussichtlichnoch dem gegenwärtig wiederum zusammentretendenProvinzial-Landtagc, wird die Nhcuiprovinzz» cn-ich-

eröffnet werden können. ' ^^ P''""'«^"'' Hü'fs-
Das Gutachten des Provinzial-Landtages hat bei den weiteren legislativen Verathun- 4. Gntachtc»über Abän-

gen und Entwürfen in Betreff des Gemcindewesens sorgfältige Erwägung gefunden. Inzwi- dernng der Gcmeindc-Ord-
schcn haben Ec. Majestät der König mittelst AllerhöchsterOrdre vom 1!1ttn Inni d. I. zu "»«^ "o", n. März l85o.

befehlen gernhct, daß mit der Einführung der Gemeindcordnung vom Uten März 1850 und 80^^,'!"^'^^^^ ^
der Bildung der in der Kreis-, Bezirks- nnd Provinzial-Ordnung von demselben Tage angc- ^ Wählbarkeit zur Kreis-
ordneten neuen Kreis- und P> ovinzial-Vertretungen nicht weiter vorgegangen werden soll. »ertretn»«, »ach Art. 6 der

Kreisordmnig u. n. März
1850.

1ä"
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6. Vorschläge über Bii- Das eingegangene Gutachten ist zur Kenntniß Seiner Majestät gebracht, demnächst
d»ng der Wahlbezirke z„r aber zufolge Allerhöchsten Erlasses vom 29. November vorigen Jahres zurückgelegt worden,
Wahl der Abgeordnete» z»r ^ über die Ausstellung eines Wahlgesetzes für die 2. Kammer im Allgemeinen seitens des

Königlichen Staats-Ministeriums Beschluß zu fassen sein wird.
7. Begutachtung des E»t- Die Adresse des Proviuzial^andtages ist Seiner Majestät dem Könige vorgelegt worden

wurfes eines rheinische»Hy- «nd soll, nach der hierauf erlassenen Allerhöchsten Ordre vom 29, Oetober vorigen Jahres
pothekeu-Ge^es. ^ Uebereinstimmung mit dem Wunsche des Provinzial-Landtages erst nach Eingang der von

den Rheinische» Gerichtsbehörden erforderten Gutachten zur definitiven Redaction des Gesetz-
Entwurfes geschritten werden. Von den erforderte» Gutachten der Rheinischen Gerichts¬
behörden ist bis jetzt erst das des Ncvisious- und Nassations-Hofes eingegangen, während der
Einrcichung der übrigen Gutachten durch den Ersten Präsidenten des Appellalionshofes und
den General-Prokurator zu Cöln uoch entgegen gesehen wird, so daß es sich, beider großen
Wichtigkeit und Schwierigkeit des Gegenstandes, zur Zeit noch nicht übersehen läßt, ob es
möglich sein wird, den Gesetz-Entwurf den Kanunern in der nächsten Sitzungs - Periode
vorzulegen.

8. Erklärungüber die für Die Aeußerung des Provinzial'Landtages, wonach der Marimal-Znschlag von 5 Proeent
de»linksrheiuische»Bezirks-einstweilen beizubehalten, ist mittelst Nescriptes des königlichen Ministern vom 16. December

""'^" ""Vres den Königlichen Regierungen der Prov.n; mit dem Auftrage mitgetheilt
Staatssteuer». worden, sowohl für das Jahr 1852, als bis auf weitere Anordnung für die folgenden Jahre

iu allen Bezirken des linken Rhein-Ufers, für den Bau der Veziir'sstraßcn einen gleich¬
mäßigen Zuschlag von 5 Proeent zu der Grund, neuen Klassen- und Gewerbesteuer, so wie
zu der klassisicirten Einkommensteuer und der Mahl- und Schlachtstcuer, mit der Maaßgabe
erheben zu lassen, daß in den mahl- und schlachtstcuervflichtigen Orte» der, für die einkommcn-
steucrpflichtigcn Einwohner nach z 2 des Gesetzes vom 1. Mai 1850, nachgelassene Abzug
von jährlich 20 Thlr. für den Zuschlag znr classisieirlen Einkommensteuer gleichmäßig eintritt.

9. Gutachten übe, die Dieser Gegenstand ist im Eiuuc des von dem Provinzial-Landtage abgegebenen Gut-
Al'äüdernnae»i» der A»i- ^m,^ durch das Gesetz vom 31. März dieses Jahres (G. S. S. 106) erledigt worden.
bring»»g der Beinäge für
die RheinischeJustiz-Ver¬
waltung in dem Bezirke ------------------
des Appellaiioiis-Gerichts-
Hofes zu Cöl«,

It. Petitionen, welche an Seine Majestät 0 cn König gerichtet
worden sind.

1. Wahl des seitherigen Diese Wahl bat mittelst Allerhöchster Eabinets-Ordre vom 15. December 1851 die
Directors der Prooiuzial- Vestätiauna Seiner Majestät des Königs erhalten.
Feuer-Societät, oo» Wald. " " "
bott - Basse»beim - Vorn¬
heim und zwar auf Lebens¬
zeit, mit ei»em auf l8uo Thl-
erhuhele»Gehalte.

2. Wahl des seitherige» Diese Wahl ist von dem Herrn Minister des Innern mittelst Rescrivt's vom 21. Febr.
Secretairs C.ck z.,m I»- ^ bestätigt worden.
speclor der Prouiuzial-
Feuer-Societät auf sechs
Jahre.

S««^!!'s^b"'!?3°^'^ ^ Secrctair Weinha » s ist von dem Herr» Minister des Innern mittelst Rescript's
"' vom 21. Mai 1852 mit Pension i» den Ruhestand verseif worden , bat indessen bei dem
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Könialichen Staats-Ministerium am 28. Juni dieses Jahres gegen diese Entscheidung den zial-Feuer-Eecieläc Wein-

Rekurs eingelegt. ,
Statt der beantragten Abänderung des Reglements ist ein revidirtcs Reglement für die 4, Erlas- eines allgemein

Provinzial-Feuer-Soeietä. zur Allerhöchsten Vollziehung vorgelegt worden, und steht dessen ^^^^^'«^
baldige Publieation zu erwancn. Alande, „ug des Neglcme.ne

für die Rheinische Proi'i»:
zial^euer-Soc.erät.

Der Antraa ist, als zur Zeit eines hinreichenden Gruudes entbehrend, durch Aller- 5, Wiederherstellungdes
^ ., ^ , . ^ , , < < , >, Kreises Meltmau» im Re^

höchsten Erlaß vom 5. Iul. dieses wahres abgelehnt worden. gieruugsl'ezi.keD.Wlderf.

Nachdem in dieser Angelegenheit Seiner Majestät dem Könige Vortrag gehalten worden, 6. Nerweuduug des
ist in Ge.näßheit der darauf ergangenen Mlerhöchsten Eabine.s-Ordre vom 1. März dieses
Jahres von Seiten der Königlichen Ministerien des Innern und der Finanzen folgender
Bescheid cnhcilt worden:

„Da der Grundstener-Deckungs-Fonds nach s 44 des Grundstcuergcsctzcs vom 21. Ja».
1839 Eigcntbum der Gru»dste»crpflichtigcn des Regicrungs-Bezirts ist, so haben die mit der
Vciwallnng desselben beauftragten «öniglicheu Regierungen es um so mehr für ihre Pflicht
erachien müssen. bei Bewilligung der »ach dem Allerhöchst genehmigten Reglement zulässigen
Steuer-Remissionen und Unterstützungen mit Sparsamkeit unter gewissenhafter Beobachtung
der vorgeschriebenen Forme» und oer beliebenden Bestimmungen zu Werte zn gehen. Wenn
in Folge dessen die Bestände des gedachten Fonds in mehreren Negiernngsbezirkcn zu erheb¬
lichen, das eigentliche Bedürfniß übersteigenden Summen angewachsen sind, so ist es, den
Wünschen der Provinzial-Vertrelnng einsprechend, znm Gegenstande einer nähereu Erörterung
gemacht worden, ob und evenluell i» welcher Art durch eine reichlichere Zuwendung von
Unterstützungen an solche Grund-Eigenthümer, die durch Unglücksfälle irgend welcher Art
in eine bedrängte Lage gerathen sind, die allgemeine Bestimmungen des Fonds noch mehr,
als bisher geschehen tonnte, zur Erfüllung zu bringen, und dadurch das Interesse der Grund-
steuerpflichtigen und der Steuer-Verwaltuug zu befördern sein möchte Die Beschlnßuabme
über die zu diesem Zwecke zu treffenden Maaßnabmen muß jedoch bis nach Vcendiguug der
hierüber mit den Königlichen Regierungen der beiden westlichen Provinzen eingeleiteten Verhand¬
lungen vorbehalten bleibe», welche zugleich eine nähere Uebersicht von der Lage der Sache
in den einzelnen Regierungsbezirken, sowie von den bei Verwendung des Fonds bisher

befolgten Grundsätzen, gewähren sollen." 7. Ge.räl»»ng einer «n-
Ein Iagdentschädigüngs-Gesetz wird in diesem Augenblick von dem Königliche» Staats ^^^. Entschädig.»,.,

Ministerium berathen. mr die 'Aushebungdes Iagc°
rechtes.

Dieser Autrag ist vo» Seiner Majestät dem Könige mittelst Allerhöchster Eabineto. ^. »mg barmher-
Ordre vom 2. Inni dieses Jahres abgelehnt worden. armenhansez» Trier.

Auf Grund Allerhöchster Ermächtigung haben die Königlichen Ministerien der geistlichen 9. Baldige Emmanirnng

und Unterrichts-Angelegenheiten »nd des Innern sich dahin ausgesprochen, daß es zur Besel- /^,^,^'^'/'^,,^^'^
tigung der von dem Provinzial-Landtage, als solche bezeichnete Ucbclstandc, des Erlasses .^ ^, ^.^i^ma, der
eines besonderen Unterrichts-Gesetzes nicht bedürfe» werde. Was zunächst die ungleiche ..„gleiche» Besoldung der
Besoldung der Lcbrcr betreffe, so erscheine diese Ungleichheit weder an sich bedenklich, oder Lehrer u»d der Echwie-

verwerflich, noch würde dieselbe durch ein Un.errieh.sgesetz ihre Beseit.guug fi»de». Es müsse "f^.., ^^""^^"a
im Gcgcnihcll im Interesse des Schulwesens für erwünscht ange,ehen werden, daß es hoher ' " -> «



und reichlicher dotille Stellen für ein angemessenes Aufrücken älterer und bewährter Lehrer
gebe. Darauf komme es allerdings an, daß jede Schulstclle ihrem Inhaber wenigstens den
nothdürftigeu Lebensunterhalt gewähre. Zur Erlangung dieses Zweckes bedürfe es aber nicht
sowohl eines neuen Gesetzes, als vielmehr der umsichtigen und conscquentcn Anwendung der
bereits vorhandenen gesetzlichen Bestimmungen. Eben so würden die, von dem Provinzial-
Landtage hervorgehobenen Schwierigkeiten bei Aufbringung des Schulgeldes durch eine
gehörige Handhabung der den Königlichen Regierungen zustehenden Aufsicht und Einwirkung
auf die Gemeindebehörden beseitigt werden können. Die Königlichen Regierungen sind in
diesem Sinne mit Anweisungen versehe» worden.

10. Ucbe> Weisung einer Die Königlichen Ministerien des Innern und des Krieges sind von des Königs Majestät
e.'wttrte„ Garnison von ,^M Allerhöchsten Eabinets - Ordre vom 20. Januar dieses Jahres ermächtigt worden,
1 Bataillon an d,e Stadt ^. ^ ^, ^ , -^ , ^, . ' ^„ ^ ^
Malmedy. den Antrag, der Stadt Malme dp eine kascrinrte Garnison zu verleihen, abzulehnen.

Derselbe hat vorzugsweise deßhalb nicht befürwortet wcrdcu können, weil kein Truppen¬
theil für jene Verwendung disponibel ist.

il. VersMmiq von Ner- Der Antrag des Provinzial-Landtages hat durch das Gesetz vom 5ten Juni d. I.
mlt.euuugeu bei dem Ha». ^. S. S. 320) seine Erledigung erhalten,
tel mit Abfallen von Gar»,
Fade» u»d Draumen.

i2.Anescheit>i!!,ssdec!V«>- Da das Prinzip des Z 1 der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850 bei den allgc-
ger Stadiwaides ans dem ,„^,^„ Verhandlungen wegen Abänderung jener Gemeinde-Ordnung einer näheren Erwä-
Gemeinde - Verbände vo» ^, . ^ , ^ , . ^ ^ ^ «>^, ,^, , ^ ^ ^. ^ ^.«
Weiler im Kreise Crei,'- 6""3 untcrllcgt, so muß, wie Seitens des Hcrru Munsters des Innern auf Grund Allcr-
„ach. höchster Ermächtigung eröffnet worden ist, die weitere Entschließung resp. Bescheidung auf den

Antrag des Proviuzial-Landtagcs in dieser Angelegenheit einstweilen noch ausgesetzt und vor¬
behalten bleiben.

13, Erlaß einer allgemei- Das Königliche Ministerium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten hält es
»eii Wege-Ordnung und ^. a,i^mssicn, daß zunächst von dem Erlasse einer allgemeinen Wcgcordnnng abgesehen,
emes Geleges, worin vor: ^ i« .^ < ^ , ^> ^,., ^ ». c» > <^ ^ ^ >.> ^, lv>, , - , , >
aeschri'be, wi'd das- nach dagegen aber auf Ausdehnung des Instituts der Bezirksstraßen auf die rechte Nheinieitc lnn-
Ablanf eines Zeilränmes gewirkt werde. Ferner beabsichtigt dasselbe einen Gesetzentwurf zur Vorlage bei den Kam-
vo» 8 Iabre» alles Last- mern zu bringen, wodurch das Königliche Ministerium ermächtigt wird, auf den Antrag der
fnsiswcrk mit Radfelge,! von Provinzial- oder Kreis-Vertretungen auch andere, als die in Z 1 der Verordnung vom 17.
HZoil Vreice versehen sei» ^^ ^l) characterisirten Straßen den bestehenden Vorschriften über die Anwendung breiter

Radfelgen zu unterwerfen. Se. Majestät der König haben sich in der Allerhöchsten Cabincts-
Ordre vom 20. August d. I. hicrmit einverstanden zu erklären geruht. Wegen Einführung
des Instituts der Vezirksstraßen in den auf dem rechten Nheinufcr bclcgencn Theilen haben
bereits erforderliche Vorbereitungen und Verhandlungen stattgefunden.

N. Ausbau einer ans Nach einer mit Allerhöchster Genehmigung von Seiten des Herrn Ministers für Han¬
dln Nheinlaude »ach dem ^ Gewerbe und öffentliche Arbeiten gemachten Mittheilung, sind die über den Gegenstand

«nden E?se,','bchn" mit v'o'r- ^s Antrages schwebenden Verhandlungen zur definitiven Veschlußnahme noch nicht reif; die
zngsweiser BerucksichiignngStaatsrcgicrung wird indessen die Beendigung der nothwendigen Erörterungen mit Interesse
des die Linie durch das sich angelegen sein lassen.
Wnpperihal festhaltende»
Projeccs.

>5. Antrag, das! zum Aus- Sc. Majestät der König haben durch Allerhöchste Eabinets-Ordre vom 7. April d. I.
für die Straße von Vacharach bis zur Aachen-Mainzer Staatsstraße in Rheinböllen
eine Prämie nach dem Satze von L000 Thlr. für die Meile zu bewilligen geruhet. Die

mie bewilligt werde» möchte. Königliche Regierung hicrfelbst hat zwar kürzlich die Bcsorgniß ausgesprochen, daß mit dieser
Prämie noch nicht auszureichen sein werde; das Königliche Ministerium für Handel, Gewerbe
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und öffentliche Arbeiten hat indessen erklärt, daß deren Erhöhung nicht ;u erwarten sei, da
dieselbe bei der Höbe des für die beinahe 1'/, Meilen lange Straßcnstrccke angenommenen
Bau-Anfwandcs, so wie bei dem Interesse, welches die ganze Umgegend, namentlich die Stadt
Vacharach, der Fabrikort Nhei üb ollen und die Vergwerksbesitzer des Hunsrückcns bei
der Anlage haben, schon hoch bemessen erscheine.

Des Königs Majestät haben mittelst Allerhöchsten Cabincts-Ordre vom 17. Mär; b. 16. Die Uebernahme der
I. den Herrn Minister für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ermächtigt, diesen An, M°,»je,ie-Sch,eide»er ßw

, , , , , ^ , „ / / ^ mm,dc-!>l,a»sseealsStaats-
trag abzulehnen. Straße.

Mittelst Allerhöchster Cabincts-Ordre vom 17. März d. I. ist zu diesem Straßenbau l?. Bewttlignna einer
eine Staatsprämie von 5000 Thlr. in Aussicht gestellt; der darüber hinausgehende Antrag St"ats.Pra»ue um, w,uuu

aber abgewiesen worden. Straße zwischen Mettma,,,,
Nach einer Anzeige der Königlichen Negierung in Düsseldorf vom 3. Juni d. I. „,,d Hochdahl.

hat der Gemcinderatb von Mcttmann erklärt, mit der zugesagten Prämie den Vau der
fraglichen Straste nicht unternehmen zn können; die Königliche Negiernng ist indessen beauf¬
tragt worden, die Verhandlungen mit dem Gcmcindcrathc noch fortzuführen, um, wenn mög¬
lich, zu einem günstigeren Resultat zu gelangen.

Durch Allerhöchste Cabinets-Ordre vom 17. März d. I. ist der Herr Minister für i«. Uebernahme der Cre-
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten autorisirt worden, den auf Uebernahme derCrefeld.
w« ^ ^. c- ^ m > ° <-. ^ -^. «,. ... soweit sie knxstmasüg a»s-
Roermonder Straße als Vezirkostraße gerichteten Anlrag abzulehnen. ^„^ ^ ^ B,,.^^,

strafte.
Durch Allerhöchsten Erlaß vom 10. März d. I. ist der Gemeinde Monzelfeld en,c ly. Bewillig!,»« einer

Prämie von 5000 Thlr. für die Meile und der Gemeinde Mnhlheim eine solche von Staats-Prämie vo»6uuu
0000 Thlr. für die Meile zur Ausführung dieses Ehaussecbaues bewilligt worden.

heim »ach Monzelfeld in,
Kreise Berncastel.

Die Verhandlungen und technischen Ermittelungen über die dieser Straße zu gebende 20. Ausbau einer Strasse
Richtung haben noch nicht so vollständig zu Ende geführt werden können, daß Sr. Majestät v°» Zell über Kaimbt nach
dem Könige über die Petition des Proviuzial-Landtagcs Vortrug hat gehalten werden können. '^ "" Kreise Ze .

Sc. Majestät der König habe» mittelst Allerhöchster Eabincts^Ordre vom 10. Februar 21. Aufnahme der Dü-
1852 diese Petition zu genehmigen »ud zugleich zu bestimme» geruht, daß die Vezirkostraße re»-G°!zl>m»er Pramie»-

tüuflig den Namen Montjoie-Düren-G olzhe.mer Aezirksstraße führen solle. ^^Re^rnngs^^X
Cöln unter die Bezirks-
strassc».

Von Seiten des Herrn Ministers für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ist 22 Antrag, daß zum

mittelst Nescrivt vom 4. März d. I. eine Staals-Prämie von 5000 Thlr. für die Meile für ^>sba» einer Gememde-
den kunstmähigcn Ausban der Siraßenstreckc von Du reu nach Iülich zugesichert worden, ^ I,,,ich eine Staats-
welche jedoch erst für 1853 zur Dioposiiiou gestellt werden könnte. Seitdem haben Vcrhand- P>am,e von 5uoa Thlr.
lungcn mit den bctheiligten Gemeinden, namentlich auch über die einzuschlagende Straßen- für die Meile »»d von
Nchtung stattgefnndcn, welche erst kürzlich soweit zum Abschlüsse gediehen sind, daß weitere I'U>ch »"ch Düren eine

Anträge und Vorschläge über den Ausbau der Straße haben gemacht werden können. fü""die "Mei'le^'bewilliat
werde» möchten.

Der unter » erwähnte Autrag ist unter der Bedingung befürwortet worden, daß die 23. Antrag:
Gemeinden vor der völligen Uebernahme der Unterhaltung alle nicht normalmäßigcn Stellen ^ Die fernere Uuterhal-
der Straße umbauen uud in den Stand setzen. Eine Entscheidung hierüber ist noch nicht t>m« der u°» den Gemein-. den ausgebaute» Slra-
"''»lgt. ßeustreckevon Düre» b,s
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u>r Nenn-Schlcideuer Der Antrag unter I> fällt mit der unter Nr. 22 erwähnten Petition zusammen, und
Bezi.ksstrosie bei Cuen- ,^.^ ^., ^^.^^ ^^rer Behandlung seine Erledigung finden.

Auch "b"' ^° Anträge zu « und <l bat zur Zeit eine definitive Bestimmung noch nicht
nehme»; herbeigeführt werden können. Die Gemeinde» im Regierungsbezirke Coblcnz, Kreis Ahr-

>>. den Änsba» der Siras-e weiter, wünschen die S«raße von Rhcinbach nicht über Mcckenheim, sondern dircct
ve>,> I.üich nach T'nren; „^,f Gelsdorf und Hemmcsscn geführt zn sehen- Von Seiten des Königlichen Ministern

.> smv,e der Strasse oe» ^ ^^ Gewerbe nud öffentliche Arbeiten ist eine Prämie von 6000 Thlr. für die Meile

kirchenerVeznt's^irasse für eine Straße von Nheindach in der Richtung auf Slnzlg ni Aufsicht gestellt worden,
über Mcinbach in direc- mit welcher sich die Gemeinden bei Annahme der dritten Richtung auf Gclsdorf zufriedcn-
ter Richtung »ach Mecken-gestellt crllärt haben, so daß der Bau wohl als einigermaßen gesichert zu betrachten sein

Gelsd^fV'"'«,^ "i"' '"^"' ^"^ ^'^" ^"^ '^ ^'"'^'^ ^"^"^ angetragen worden, auch für den Ausbau einer
«>/der'Ah'r^md'?»?l!ch Straße von Mcckenheim nach Mehlem a. N. und von ersterem Orte bis zu der vorer-

<> v°» Mcckenheim über wähnten Straße von Nheinbach nach Gclsdorf eine Staatsprämie von 0000 Thlr. zu
Berlmm nach Melüen, bewilligen.
a,N, mittest einerEiaacs-
Prämie von K),0<!0Tl,lr.
für die Meile ni unter-
stnye».
2^. Erhöhn»^ der Prä- Des Königs Majestät haben mittelst allerhöchster Ordre vom 21. Juni d. I. bestimmt,

,»ie„ nn de» chausseemästi- ^^ß ^„f ^tw Erhöhung der Prämien, welche durch Allerhöchsten Erlaß vom 15. September
qen Ausbau der SNasien .<-,,„ . ^ ,<-- n, . >. ^^ <- ^ ^ ,., ^. , » ^ «> ,^
'wische»Strafe» d«al- ^ ^ ^"'" chauss«emaßlgen Auobau der Strahcnstreckcn zwischen Straelen und Kalden-
deüknche» und zwischen Nie- kirchcn und zwischen Nieder c rüch t en und Wassenberg bewilligt worden sind, nicht
lererüchten»ndNasse»bera,.einzugehen und hinsichtlich der Verleihung eines Chaussccgeld-Erhebungsrechts auf den inzwischen

durch die Gcsel)sammlung publicirtcn Allerhöchsten Erlaß vom 17. December v. I. zu ver¬
weisen sei.

23. Gänzlicher E,las, der Auf Grund Allerhöchster Ermächtigung ist von Seite» des Königlichen Finanz-Mini-
Meststeuer für l«5» uud steriums folgender Bescheid gegeben worden:
'^- Die innere Steuer vom Wein ist für das Jahr 1850 allgemein auf die Hälfte ermäßigt

und für das Jahr 1851 unter gleicher Ermäßigung vom rothen Weine, vom weißen Weine
gänzlich erlassen worden. Nach den angestellten Erörterungen hat dieser Erlaß auch in der
Nhcinprovinz dem Bedürfnisse hinreichend entsprochen, und es hat daher dem weiter gehenden
Antrage um so weniger Folge gegeben werden können, als den hülfsbedürftigeu Winzern in
den Regierungsbezirken Coblcnz und Trier auch für jedes der genannten beiden Jahre zur
Erleichterung in der Grundsteuer-Entrichtung 12,000 Thlr. bewilligt worden sind,

Coblcnz, den 15. September 1852.

Der Ober-Präsident der Rheinprovinz und Landtags-
Commiffarius.

gez. v. Kleist-Netzow.
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